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l!mmentar 
PETRA II- eine Bildungschance 
für Jugendliche, 
eine Bildungsverpflichtung 
für Betriebe und Schulen 

Hermann Schmidt 

Mit dem Start des neuen Berufsbildungsprogramms PETRA II 

(partnership in education and training) hat die Europäische 

Gemeinschaft nun einen wesentlichen Schritt zur Schaffung 

eines gemeinsamen Berufsbildungsraumes getan. PETRA II, 

dessen Dachkoordination in Deutschland dem Bundesinsti­

tut für Berufsbildung übertragen wurde, unterstützt die Be­

mühungen der Mitgliedsstaaten, allen Jugendlichen eine Be­

rufsausbildung zu ermöglichen, es fördert die Zusammenar­

beit in der Berufsausbildung und Berufsberatung. Den Ju­

gendlichen in Ausbildung und Schülern an beruflichen Schu­

len, den jungen Arbeitnehmern und Arbeitsuchenden bietet 

das Programm die Gelegenheit, vorübergehend in ein ande­

res EG-Land zu gehen, um dort an einem Ausbildungs- oder 

Weiterbildungsaufenthalt bzw. einem Arbeitspraktikum teil­

zunehmen . 

Außerdem schafft das neue Programm, das mit einem Bud­

get von über 350 Mio. DM vorerst eine Laufzeit von drei Jah­

ren hat, die Voraussetzungen für ein europäisches Netz von 

Ausbildungspartnerschaften, durch das die Entwicklung von 

gemeinsamen Ausbildungseinheiten verstärkt und die grenz­

übergreifende Aus- und Weiterbildung der Ausbilder und 

Ausbilderinnen verbessert werden sollen . 

Das PETRA II-Programm wendet sich an alle an der Berufsbil­

dung Beteiligten in Betrieben und Schulen, in der Berufsbe­

ratung und Arbeitsvermittlung, in lokalen, regionalen und 

nationalen Behörden, Kammern und Verbänden , in Arbeit­

geber- und Arbeitnehmerorganisationen, in Forschungs­

und Entwicklungsinstituten sowie in Einrichtungen zur Aus­

und Weiterbildung von Ausbildern in Betrieben und Lehrern 

an beruflichen Schulen . 

Es kommt jetzt darauf an, auch im Hinblick auf die Attraktivi ­

tät und Gleichwertigkeit der Facharbeiterausbildung in Euro­

pa, einen Auslandsaufenthalt als festen Bestandteil der be­

ruflichen Bildung anzusehen und nicht als Urlaubs- oder Ver-

gnügungsreise abzutun . Durch bildungspolitische Beschlüs­

se und Empfehlungen könnten verantwortliche Institutionen 

wie der DIHT, der DHKT, die KMK, die Gewerkschaften dabei 

helfen, das Bewußtsein und die Aufgeschlossenheit für die 

europäische Dimension der Berufsbildung in Betrieben und 

Schulen weiter zu stärken . 

Außerdem muß nach Wegen gesucht werden, wie die be­

grenzten finanziellen Zuschußmöglichkeiten der EG aufge­

stockt werden können. Ähnlich wie beim Begabtenförde­

rungsprogramm sollten hier auf nationaler Ebene, aber auch 

durch Betriebe und Verwaltungen sowie durch Institutionen 

auf Länder-, Kammerebene zusätzliche Geldmittel zur Verfü­

gung gestellt werden. Angehende Facharbeiter dürfen dabei 

nicht schlechter gestellt werden als Studenten. 

in den einzelnen Betrieben und Schulen müssen jetzt organi­

satorische und praktische Voraussetzungen für die Durch­

führung der Auslandsaufenthalte geschaffen werden . Diese 

müssen gut vorbereitet werden . Es ist für ausreichende Ka­

pazitäten und Ressourcen bei der Betreuung und Unterbrin­

gung der Jugendlichen zu sorgen, die aus den anderen Län­

dern zu uns kommen. 

Die Hauptträger der beruflichen Bildung sollten sich auch 

verstärkt am Aufbau des Netzes grenzübergreifender Ausbil­

dungspartnerschaften beteiligen. Die Aus- und Weiterbil­

dung der Ausbilder bieten hierfür konkrete Ansatzpunkte. 

Der Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung 

hat auf seiner jüngsten Sitzung ein Forschungsprojekt be­

schlossen, in dem Grundlagen für die Entwicklung interna­

tional verwendbarer Ausbildungseinheiten in der Berufsaus­

bildung erarbeitet werden . Auch hierdurch wird die europäi­

sche Zusammenarbeit in der Berufsbildung zusätzliche Im­

pulse erhalten . PETRA II bietet viele Chancen - nutzen wir 

sie! 
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Fehbeiträge 

Hans-Hermann Schmitz 
Fachberater für UhkstäUen 

für Behinderte beim Deut­

schen Paritätischen Wohl-

fahrtsverband , Landesver­

band NRW, geschäftsfüh-

render Vorsitzender eines 

Trägers von Uf?rkstäuen und 

Wohnstätten für Behinderte 

im Kreis Lippe, seit 1981 

stellvertretender Vorsitzen-

der der Bundesarbeitsge­

meinschaft der Uf?rkstätten 

für Behinderte. Aufgaben­

schwerpunkte: konzeptionel­

le Enlwicklungen im Arbeits­

trainingsbereich, Qualifizie­

rung von Fachkräften 

Berufliche Rehabilitation 
in Werkstätten für Behinderte 

Diesem Bericht über die berufliche 
Rehabilitation in Werkstätten für 
Behinderte (WfB) sollen zwei Be­
merkungen zum Selbstverständnis 
dieser Einrichtungen vorangestellt 
werden. 
1. WfB haben ihre Wurzeln in den 
Forderungen des Grundgesetzes 
und der Sozialgesetze, daß behin­
derten Menschen ein Leben in der 
Gemeinschaft ermöglicht werden 
soll, das dem nichtbehinderter 
Menschen weitgehend entspricht. 
2. WfB wollen allen Behinderten, 
auch den sehr schwer Behinderten, 
eine Teilnahme am Arbeitsleben 
ermöglichen, weil dieser Bereich 
eine besondere Schlüsselfunktion 
bei der Eingliederung in die Gesell­
schaft besitzt, und zwar weil er Ge­
meinschaft erlebbar macht, Kennt­
nisse vermittelt und Erfolgserleb­
nisse aufgrund eigener Leistungen 
möglich werden läßt. 

Begriff der Werkstatt 
für Behinderte 

Der Gesetzgeber hat den Rahmen für diese 

Einrichtungen im § 54 SchwbG wie folgt be­

schrieben: 

1. Die Werkstatt für Behinderte ist eine Ein­

richtung zur Eingliederung Behinderter in 

das Arbeitsleben. Sie bietet Behinderten, die 

wegen Art oder Schwere der Behinderung 

nicht, noch nicht oder nicht wieder auf dem 

allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein können, 

einen Arbeitsplatz oder Gelegenheit zur Aus­

übung einer geeigneten Tätigkeit. 

2. Die Werkstatt muß es den Behinderten er­

möglichen, ihre Leistungsfähigkeit zu ent­

wickeln, zu erhöhen oder wiederzugewin­

nen und ein dem Leistungsvermögen ange­

messenes Arbeitsentgelt zu erreichen. Sie 

soll über ein möglichst breites Angebot an 

Arbeitsplätzen und Plätzen für Arbeitstrai­

ning sowie über eine Ausstattung mit beglei­

tenden Diensten verfügen. 

3. Die Werkstatt soll allen Behinderten unab­

hängig von Art oder Schwere der Behinde­

rung offenstehen, sofern sie in der Lage sind, 

ein Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer 

Arbeitsleistung zu erbringen. 

Mit dieser Beschreibung ist zwar ausgesagt, 

daß es sich bei den Einrichtungen für Behin­

derte um Einrichtungen des Arbeitslebens 

handelt, aber auch, daß sich dieses Arbeits­

leben außerhalb des allgemeinen Arbeits­

markts abspielt. Eine Verbindung zum allge­

meinen Arbeitsmarkt wird nur insofern her­

gestellt, als man von Behinderten spricht, die 

noch nicht dort tätig sein können. Dies im­

pliziert eine Möglichkeit, über die WfB auf 

den allgemeinen Arbeitsmarkt zu gelangen. 

Leider ist diese Möglichkeit außerordentlich 

gering und oft nicht einmal in Prozentsätzen 

auszudrücken. 

Wenn man also WfB als Insider beschreiben 

soll , so muß man feststellen , daß sie zweifel­

los Arbeitswelt darstellen, aber eine solche, 

die sowohl durch berufliche als auch durch 

soziale Rehabilitationsaufgaben in gleicher 

Weise bestimmt wird . Aus dieser Doppel­

funktion wird häufig ein Zielkonflikt abge­

leitet, der so nicht zu erkennen ist. 
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Wenn man unterstellt, daß es sich bei der Re­

habilitation primär nicht um die Produktion 

von Gütern und um Dienstleistungen, son­

dern um die Befähigung von Menschen zur 

Erledigung bestimmter Aufgaben handelt, 

und daß die Population einer WfB aus Men­

schen besteht, die im allgemeinen Arbeitsle­

ben keine Chance haben, dann gewinnt das 

Arbeitsleben in einer WfB eine andere Di­

mension. Es handelt sich hier um ein Ar­

beitsleben sui generis, das dazu beitragen 

soll, daß Menschen sich auf Dauer in derbe­

ruflichen und sozialen Rehabilitation selbst­

verwirklichen können. Wie anders wäre es 

sonst zu begründen, daß es sich bei den Lei­

stungen für Menschen in WfB im allgemei­

nen um Eingliederungshilfe nach dem Bun­

dessozialhilfegesetz, BSHG, handelt? 

Die Leistungen der engeren beruflichen Re­

habilitation der Bundesanstalt für Arbeit, 

i. d. R. in den ersten zwei Jahren, ver­

schwinden hinter den Leistungen der Sozial­

hilfeträger, die das gesamte restliche Arbeits­

leben in der WfB bis zum 65. Lebensjahr ab­

decken. 

In diesen Rahmenbedingungen einer WfB 

liegt m. E. der eigentliche Konflikt. 

Die Rehabilitationsmittel einer WfB, näm­

lich ständig durch Arbeit, Tätigsein, Anlei­

ten, Ausbilden zu rehabilitieren, überlagern 

das Rehabilitationsziel , die Eingliederung in 

die Gesellschaft, hier mit Hilfe eines beson­

ders gestalteten Arbeitslebens. 

Dieser Konflikt wird deutlich, wenn man das 

Ziel arbeitender Menschen in den beiden 

Feldern vergleicht: 

• Allgemein geht es darum, durch Arbeit 

den Lebensunterhalt zu bestreiten. 

• In der WfB erreicht man durch Arbeit 

bestenfalls Zufriedenheit und ein besseres 

Taschengeld. 

Fragt man sich, warum in unserer Gesell­

schaft in den beiden Arbeitsleben derart un­

terschiedliche Bedingungen bestehen, so gibt 

es eigentlich nur zwei Erklärungen. 

1. In der WfB gibt es gar kein Arbeitsleben, 

wir nennen etwas, was so aussieht, nur so 

oder 

2. mit unserem Menschenbild stimmt etwas 

nicht, denn wir subventionieren nur den 

Starken, der Leistung bringt, die so aller­

dings nicht gebraucht wird, z. B. den Berg­

mann mit ca. 75 TDM/Jahr, aber nicht den 

Schwachen, der auch Leistung bringt, zwar 

geringer, die aber gebraucht wird. Er erhält 

Sozialhilfe, die ich hier allerdings nicht dis­

kriminieren will. 

/
Werkstätten für Behinderte 

tragen dazu bei, 
sich in der beruflichen 

und sozialen Rehabilitation 
selbst zu verwirklichen 

Eine derartige Gegenüberstellung mag man 

nun für unangemessen halten, aber versu­

chen wir doch einmal, den behinderten Mit­

arbeiter in seiner Rolle als arbeitender 

Mensch zu verstehen. Er kommt pünktlich, 

regelmäßig, arbeitet durchschnittlich 30-35 

Stunden in der Woche, bei ca. 30 Urlaubsta­

gen im Jahr und erhält dafür im Schnitt etwa 

DM 230,- monatlich und das seit mehr als 

zehn Jahren, mit fallender Tendenz, den 

Kaufkraftverlust gar nicht erst eingerechnet. 

Er hat kein Recht auf Mitwirkung, außer 

dem, das die WfB ihm zugesteht. In Streitfäl­

len ist er nicht sicher, an welches Gericht er 

sich wenden kann. 

Hier soll kein Klagelied über die WfB gesun­

gen werden. Diese Ausführungen sollen nur 

den Hintergrund beschreiben, vor dem Reha­

bilitanden und Rehabilitationsfachkräfte in 

WfB arbeiten und lernen. 

Lage der Werkstätten 
für Behinderte 

Damit die Größenordnungen auch deutlich 

werden, sollen einige wesentliche Zahlen aus 

dem Feld der WfB vorgestellt werden. 

Die Zahlen beziehen sich auf die alten und 

neuen Bundesländer. 

Abbildung 1: Entwicklung der Werkstätten für Behinderte 

anerkannte 
Werkstätten für 
Behinderte in den 
alten Bundesländern 

D Hauptwerkstätten 

• Zweigwerkstätten 
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Der Bedarf an Plätzen in WfB steigt auch 

heute noch kontinuierlich. Er muß langfri­

stig mit drei von 1 000 bezogen auf die Ge­

samtbevölkerung angenommen werden, d. h., 

wir benötigen unter den gegenwärtigen Rah­

menbedingungen etwa 240 000 Plätze in WtB. 

Wenn man berücksichtigt, daß Anfang der 

70er Jahre von einer Bedarfsquote von 0,6 

pro 1 000 ausgegangen wurde, so zeigt das, 

wie lawinenartig der Bedarf angewachsen ist 

und welche Probleme für alle Beteiligten, 

auch für die Kostenträger, damit verbunden 

sind. 

I Der Bedarf an Plätzen in 
Werkstätten für Behinderte 

steigt auch heute 
noch kontinuierlich an 

Die Gründe für das Anwachsen der Zahlen 

sind vielfältig: 

• Jährlich werden in der WfB neue Jahr­

gänge von Schulabgängern/ -innen aufge­

nommen, ohne daß es entsprechende Jahr­

gänge von behinderten Mitarbeitern gibt, die 

wegen Erreichen der Altersgrenze aus dem 

Arbeitsleben ausscheiden. Viele Werkstätten 

sind in den 60er Jahren gegründet worden, 

so daß bis heute noch keine behinderten Mit­

arbeiter aus Altersgründen ausgeschieden 

sind. 

• Ursprünglich waren die WfB fast aus­

schließlich Einrichtungen für geistig behin­

derte Menschen. Durch das SchwbG von 

1974 wurde das Recht auf berufliche Rehabi­

litation erweitert, die WfB steht allen behin­

derten Menschen ohne Berücksichtigung von 

Art und Schwere der Behinderung offen. 

Schwerst- und Mehrfachbehinderte oder psy­

chisch Behinderte z. B. kamen als neue Per­

sonenkreise in die Wffi. 

• Ein dritter wesentlicher Grund besteht in 

den Veränderungen auf dem allgemeinen Ar­

beitsmarkt. Viele einfache Arbeitsplätze sind 

mit fortschreitender Technisierung weggefal­

len, gleichzeitig sind damit die Anforderun-

Abbildung 2: Werkstatt für Behinderte (WfB) 

- § 54 Schwerbehindertengesetz - SchwbG 

- Werkstättenverordnung - SchwbWV 

111 Arbeitsbereich 

I Eingangsverfahren 

über Benujsberatung , , 

Abteilung für 
Schwerst- und 
Schwermehrfach­
behinderte 

.,. sonstige Personen, z. 8. seelisch Behinderte: 
über Reh<i'Beratung 

I. 
Eingangsverfahren 
(§3 SchwbWV): 

II. 
Arbeitstrainingsbereich 
(§4 SchwbWV): 

111 
Arbeitsbereich 
(§5 SchwbWV): 

Abklärung, ob die WfB die 
geeignete Einrichtung ist. 

Berufsfördernde 
Bildungsmaßnahmen, Grundkurs 
und Aufbaukurs jeweils bis zu 
zwölf Monaten. Vorbereiten auf 
eine Tätigkeit auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt oder im 
Arbeitsbereich der WfB. 

Breites Angebot an Arbeits­
und Beschäftigungsplätzen, 
das unterschiedlichem 
Leistungsvermögen Rechnung 
trägt und Entwicklungs­
möglichkeiten eröffnet 

gen an den bestehenden und an den neuen 

Arbeitsplätzen gestiegen. 

Seit einigen Jahren steigt die Quote der sehr 

schwer und mehrfachbehinderten Menschen 

in den WfB stark an. 

Man kann davon ausgehen, daß es eine ge­

wisse Dunkelziffer gibt. Es handelt sich 

hierbei um Menschen, die in Familien der 

Behinderten versorgt werden, wo man von 

den Möglichkeiten der WfB noch nichts 

weiß, bzw. nichts von der WfB wissen will, 

z. B. weil man sie als Aussonderungseinrich­

tung oder als Ausbeutungsplatz sieht. 

Allgemein kann man sagen, daß durch das 

Tätigwerden der Berufsberatung in den Ent­

Iaßjahrgängen der Sonderschulen und durch 

die Beratungstätigkeit der Reha-Berater in 

den Arbeitsämtern der Weg für diejenigen 

Menschen, denen der Arbeitsmarkt keine 

Chance gibt, zur WfB geebnet wird. Man 

muß dabei aber sehen, daß die WfB im Be­

reich der beruflichen Bildung und der beruf­

lichen Rehabilitation die letzte verbliebene 
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und auch besondere Möglichkeit darstellt. 

Ein Fachausschuß, der in jeder WfB gebildet 

werden muß und dem Vertreter der Kosten­

träger und der WfB angehören, entscheidet 

in aller Regel über die Aufnahme und berät 

über die entsprechenden Fördermöglichkei­

ten. Der behinderte Mensch ist an diesem 

Verfahren zu beteiligen, auf seine Wünsche 

und Neigungen soll eingegangen werden. In 

vielen WfB ist es üblich, daß Entlaßschüler 

der Sonderschulen, für die es keine ander­

weitigen Förderungen gibt, im letzten Schul­

jahr ein sogenanntes Betriebspraktikum ab­

leisten. Leider gibt es diese rechtliche und 

kostenmäßig über die Schule abgesicherte 

Möglichkeit des wechselseitigen Kennenler­

nens für die sogenannten Seiteneinsteiger 

nicht. Insbesondere bei Menschen mit psy­

chischen Behinderungen wäre eine solche 

Kennenlernphase vor Eintritt in die WfB 

hilfreich. Hierdurch könnten viele Vorbehal­

te bereits im Vorfeld der Aufnahme abgebaut 

werden. Die recht hohe Fluktuationsrate bei 

dieser Personengruppe wäre dadurch sicher­

lich einzuschränken. 

Berufliche Bildung in 
Werkstätten für Behinderte 

Wie stellen sich nun die berufliche Bildung, 

die in den WfB Arbeitstraining genannt 

wird, und die Arbeitssituation dar? 

1. Jeder behinderte Mensch hat einen An­

spruch auf berufliche Bildung, deren beson­

dere Form in der WfB einzulösen ist. 

2. Jeder behinderte Mensch hat in der WfB 

einen Anspruch auf sinnvolle Tätigkeit (Ar­

beit), die seinen Fähigkeiten und Neigungen 

angemessen ist. 

3. WfB sind Partner der Wirtschaft, der Be­

triebe in ihrer Region. 

Welche Konsequenzen ergeben sich hieraus? 

1. WfB können nicht x-beliebige Arbeiten 

anbieten. Sie müssen sich am Markt und an 

den vorhandenen Auftraggebern orientieren. 

2. WfB können die berufliche Bildung nicht 

mit dem Instrumentarium des allgemeinen 

Bereichs durchführen. Sie müssen Sonder­

formen für die jeweils gegebenen Behindec 

rungsarten und Schweregrade entwickeln. 

I Die sozialpädagogische 
Zusatzqualifikation 
der WfB-Mitarbeiter 

ist unverzichtbar 

3. WfB sollten ihre Arbeitsplätze so organi­

sieren, daß auch über die eigentliche Zeit des 

Arbeitstrainings hinaus Förderungsmöglich­

keiten bestehen. 

4. WfB haben beialldem darauf zu achten, 

daß ihre Aufgabe über die rein berufliche 

Rehabilitation hinausgeht und den sozialen 

Bereich mit umfaßt. Das hat Konsequenzen 

hinsichtlich der Arbeitszeitgestaltung, der 

Zusammensetzung der Arbeitsgruppen, der 

flankierenden lebenspraktischen Förderung 

und vor allem bezüglich der angepaßten An­

forderungen der Arbeit an die Fähigkeiten 

der einzelnen Person. Manche WfB-Fachleu­

te meinen, deshalb sei der Begriff "Werkstatt 

für angepaßte Arbeit" auch der treffendere 

als der der Werkstatt für Behinderte. 

Förderkonzepte für Behinderte 

Am Beispiel einer WfB soll verdeutlicht wer­

den, wie ein Förderkonzept aussieht und wie 

damit gearbeitet wird. Es kann hier nur sehr 

verkürzt dargestellt werden. 

Am Anfang der Entwicklung stand die Er­

kenntnis, daß nicht der behinderte Mensch 

zum Lernen zu dumm ist, wenn er die Erklä­

rungen des Meisters nicht versteht, sondern 

der Meister aufgrund seiner bisherigen Er­

fahrung in der Lehrlingsausbildung wohl 

nicht genau weiß, wie er z. B. geistig behin­

derten Menschen Werkzeuggebrauch, Mate­

rialverwendung und Arbeitsabläufe erklären 

soll. Das ganze etwas einfacher zu gestalten, 

indem man die Anforderungen soweit herun­

tersetzte, bis sie begriffen wurden, schien 

nicht die Lösung zu sein. 

In zwei Bereichen waren hier Grundlagen 

für eine angemessene Förderung zu erar­

beiten. 

1. Von allen im Betrieb anfallenden Arbeiten 

mußten mit einem geeigneten Instrumenta­

rium die Anforderungen erhoben und zusam­

mengestellt werden. 

2. Von allen Behinderten mußten mit geeig­

neten Berufseignungstests die vorhandenen 

Fähigkeiten und Fertigkeiten ermittelt wer­

den. 

Als nächster Schritt konnten auf der Grund­

lage von psychologischen Entwicklungstheo­

rien und Handlungsstrukturtheorien Lern­

zielkataloge für die jeweiligen Arbeitsfelder 

entwickelt werden, die in Teilziele und Lern­

schritte aufgegliedert sind und im Prinzip 

auch auf Arbeitsplätze außerhalb der WfB 

Anwendung finden können. Mit Hilfe eines 

solchen Instrumentariums kann der Meister 

(Arbeitspädagoge) dem behinderten Mitar­

beiter in genau definierten Schritten die zu 

erlernenden Fertigkeiten vermitteln. 

Weiterhin kann er das Schwierigkeitsniveau 

des jeweiligen Teilzieles den Fähigkeiten und 

Fertigkeiten des einzelnen behinderten Mit­

arbeiters anpassen und sich jederzeit ein dif­

ferenziertes Bild über den aktuellen Fertig­

keitsstand des einzelnen Behinderten machen 

und dieses dokumentieren. Entsprechende 

Protokollbögen sind anschauliche Grundlage 

für Teamgespräche und können zur Abstim­

mung von weiteren Förderungsmaßnahmen, 

z. B. im Fachausschuß dienen. 

Sonderpädagogische 
Zusatzqualifizierung 

Vor diesem Hintergrund wird verständlich, 

daß neue Mitarbeiter im WfB, Meister oder 

Facharbeiter, in der Regel nicht über das not­

wendige "Handwerkszeug"-(Wissen) verfü­

gen. Die Forderung des Gesetzgebers in der 

Werkstättenverordnung nach einer sonder-
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Helmut Pütz 

WEICHENSTELLUNG FÜR DAS lEBEN 
FöRDERUNG DER BERUFSAUSBILDUNG 
VON BENACHTEILIGTEN JUGENDLICHEN 
-POSITIONEN, SOZIALRECHT, 
PRüFUNGEN, COMPUTER 

BERICHTE ZUR BERUFliCHEN BILDUNG, HEFT 144 
Berlin, 1992, 184 Seiten, 19,00 DM, 
ISBN 3-88555-477-1 

Die Erarbeitung von Grundlagen zur Förderung 
der Berufsausbildung benachteiligter Jugendli­
cher steht im Mittelpunkt eines Forschungspro­
jekts des Bundesinstituts für Berufsbildung. Erste 
Zwischenergebnisse werden in der Studie vorge­
stellt und auf folgende Aspekte hin ausführlich 
behandelt: 
.,.. Unterschiedliche Positionen der Arbeitgeber, 
der Gewerkschaften, der Landesregierungen und 
der Bundesregierung zur Förderung benachteilig­
ter Jugendlicher 
.,.. Sozialrechtliche Aspekte verschiedener Förde­
rungskonzepte 
.,.. Mögliche Ansätze, in Abschlußprüfungen die 
spezifischen Probleme Benachteiligter zu berück­
sichtigen 
.,.. Erfahrungen beim Einsatz von programmge­
steuerten Arbeitsmitteln in der Berufsausbildung 
Benachteiligter. 

Sie erhalten diese Veröffentlichungen beim 
Bundesinstitut für Berufsbildung -K3/Vertrieb 
Fehrbelliner Platz 3 
1000 Berlin 31 
Telefon 86 83-5 20/5 16 
Telefax: 86 83-4 55 

pädagogischen Zusatzqualifizierung weist 

bereits 1981 auf diese Situation hin. 

Eine WfB kann ihre Rehabilitationsaufgabe 

nur erfüllen, wenn sie über qualifizierte 

Fachkräfte im Rahmen des vorgegebenen 

Personalschlüssels verfügt. Die Vorausset­

zung, daß es sich dabei um berufserfahrene 

Meister oder Facharbeiter aus Industrie oder 

Handwerk handelt, die berufsbegleitend eine 

sonderpädagogische Zusatzqualifizierung 

durchlaufen, ist unverzichtbar. Die Träger­

verbände der WfB führen diese Fortbildungs­

maßnahme in Form von Kursen über 540 

Stunden seit 1980 durch. Diese Form der Fort­

bildung reicht heute nicht mehr aus, weil man 

insbesondere durch die Veränderung der Per­

sonengruppen, die Zunahme der Schwerst­

mehrfachbehinderten und die fortgeschritte­

nen technischen Entwicklungen den gewach­

senen Anforderungen in dem engen Zeitrah­

men nicht mehr gerecht werden kann. Die 

Trägerverbände der WfB haben hierzu Vor­

stellungen entwickelt und beim zuständigen 

Bundesminister einen Antrag auf Erlaß einer 

bundesweiten Fortbildungsverordnung nach 

§ 46 Absatz 2 des Berufsbildungsgesetzes ge­

stellt, die auch die seit langem von den Mit­

arbeitern erhobenen Forderungen nach ei­

nem neuen eigenständigen Berufsbild (Ar­

beitspädagoge) berücksichtigt. 

Diese Forderung wird verständlich, wenn 

man weiß, daß heute die Mitarbeiter nach ei­

nigen Jahren in der WfB im allgemeinen den 

Anschluß an die technische Entwicklung in 

ihrem erlernten Beruf verpaßt haben und im 

Falle der Arbeitslosigkeit als berufslos einge­

stuft werden. Weitere Gründe sind die tat­

sächlichen Anforderungen und Aufgaben in 

der WfB. So muß der Mitarbeiter nicht nur 

mit neuen arbeitspädagogischen Methoden 

vertraut werden, sondern auch, wie es der 

Gesetzgeber in der Werkstättenverordnung 

vorsieht, die Entwicklung der Gesamtper­

sönlichkeit des behinderten Mitarbeiters 

durch arbeitsbegleitende Bildungsmaßnah­

men fördern. 
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Zusätzlich zu dieser Qualifizierung sind 

Fortbildungsangebote erforderlich, durch die 

verhindert wird , daß der oben erwähnte Ver­

lust an berufsspezifischen Kenntnissen und 

Fertigkeiten eintritt. Eine WfB wird bei ho­

hem Technikeinsatz in der Regel zwar nicht 

den Stand von Normalbetrieben erreichen 

können, sofern sie aber auch ihre Aufgabe 

als Übergangseinrichtung für eine vielleicht 

nur kleine Gruppe von behinderten Mitarbei­

tern sieht, wird sie darauf achten müssen, 

daß ihre Arbeitsplätze möglichst betriebsnah 

im allgemeinen Sinne eingerichtet sind. 

Übergang aus der WfB auf 
den allgemeinen Arbeitsmarkt 

Beim Übergang aus der WfB auf den allge­

meinen Arbeitsmarkt ergeben sich jedoch 

Probleme im Arbeitsumfeld. Nicht so sehr 

die konkret zu verrichtende Arbeit ist es, an 

der Behinderte oft scheitern, vielmehr sind 

es Belastungen im sozialen Bereich wie feh­

lende persönliche Kontakte zu Vorgesetzten 

oder Kollegen oder der Streß, dem der Be­

hinderte nicht gewachsen ist, und für den es 

im Normalbetrieb selten Kompensations­

möglichkeiten gibt. 

Die überörtlichen Sozialhilfeträger, die na­

turgemäß ein besonderes Interesse an der 

Vermittlung behinderter Mitarbeiter auf den 

allgemeinen Arbeitsmarkt besitzen, haben 

großzügige Förderungsmöglichkeiten ge­

schaffen. Bei allem, was WfB aber in dieser 

Angelegenheit entwickeln, muß darauf ge­

achtet werden, daß die Vermittlung behin­

derter Mitarbeiter in Normalbetriebe langfri­

stig von erfahrenen Personen begleitet wird 

und Rückkehrmöglichkeiten offen bleiben. 

Gruppen aus WfB lediglich unter Werkstatt­

bedingungen in Normalbetrieben einzuset­

zen, ist eher Etikettenschwindel als eine ge­

lungene Integration. 



Friedwald Bracht 
Diplomingenieur, seit 1991 

Leiter des Bildungswesens 

im l*rk Kassel der Volks­

wagen AG, von 1990-1992 

Pädagogischer Geschäfts­

führer der Volkswagen-Bil­

dungsinstitut GmbH Zwik­

kau!Chemnitz 

Konzeption eines dezentral orien­
tierten Lernortsystems Ausbildung 
in neugeordneten industriellen 
Metall- und Elektroberufen 

Mit der Qualifizierung von Jung­
fachkräften im Rahmen der neuge­
ordneten industriellen Metall- und 
Elektroberufe soll insbesondere 
auch dem aktuellen und zukunft­
weisenden Fachkräftebedarf der 
Wirtschaft entsprochen werden. Es 
ist wichtig, die Ausbildungsinhalte 
systematisch zu vermitteln und 
sich bei der Wahl der Methoden 
und Projekte an den Anforderun­
gen des betrieblichen Einsatzbe­
reichs der Jungfachkräfte zu orien­
tieren. Daraus ergibt sich der Ge­
danke einer Annäherung des Qua­
lifizierungssystems an das Be­
schäftigungssystem mit der Konse­
quenz, ein produktionsnahes, de­
zentral orientiertes, betriebliches 
Lernortsystem aufzubauen. 

Das besondere Interesse der 
Automobilindustrie an der 
Neuordnung der industriellen 
Metall- und Elektroberufe 

Aus dem deutlichen Wandel der Arbeitsorga­

nisation im Bereich der Großserienfertigung 

der Automobilindustrie ergab sich ein 

Aspekt des besonderen Interesses dieses 

Wirtschaftszweiges an der Neuordnung der 

Berufsausbildung in den industriellen Metall­

und Elektroberufen. Im Verlaufe der 80er 

Jahre war der Ruf der Produktionsbereiche 

nach qualifizierten Jungfachkräften für den 

Einsatz in den veränderten Arbeitssystemen 

immer deutlicher geworden. Während früher 

der Produktionsbereich als Einsatzort der 

Jungfachkräfte praktisch keine Rolle spielte, 

erfordert das Aufbauen, Inbetriebnehmen, 

Betreiben und Instandhalten automatisierter 

Systeme qualifizierte Fachkräfte im unmittel­

baren Produktionsbereich. 

Zunächst versuchte die Automobilindustrie 

sich dadurch zu behelfen, daß sie die Ausbil­

dung im Rahmen bestehender Ausbildungs­

ordnungen um zusätzliche Ausbildungsinhal­

te ergänzte, die allerdings nicht prüfungsrele­

vant waren (als Beispiel steht hier die Ausbil­

dung von "Mechanikern für die Fertigung" 

bei Volkswagen) bzw. sie kombinierte meh­

rere anerkannte Ausbildungsgänge, was je­

doch zu außergewöhnlich langen Ausbil­

dungszeiten führte (ein Beispiel dafür ist die 

Ausbildung von "Hybridmechanikern" bei 

BMW). 

Insofern war es naheliegend, daß gerade die 

Automobilindustrie in der Neuordnung der 

Ausbildungsgänge für die industriellen Metall­

und Elektroberufe eine besondere Chance 

sah, Ausbildungsgänge mitzugestalten, die 

ihrem speziellen Fachkräftebedarf entspra­

chen. 

In diesem Bericht soll nun dargelegt werden, 

• welche Ausbildungsgänge dies sind, 

• welches die Aufgabe der Fachkräfte nach 

der Ausbildung in diesen Ausbildungsgängen 

ist und 

• wie die Ausbildung dieser Fachkräfte im 

Rahmen der Neuordnung der industriellen 

Metall- und Elektroberufe gestaltet wird. 
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Die besondere Fachrichtung 
"Produktionstechnik" 

Gewiß ist es möglich, die Fachkräfte einer 

ganzen Reihe industrieller Metall- und Elek­

troberufe nach abgeschlossener Berufsaus­

bildung erfolgreich in der industriellen 

Großserienfertigung einzusetzen. Dies wird 

beispielsweise bei den Industriemechanikern 

der Fachrichtung "Maschinen- und System­

technik" bzw. "Betriebstechnik" und auch 

bei den Jungfachkräften des Berufes "Ener­

gieelektroniker" durchaus gelingen. Ihre 

Ausbildungsgänge weisen aber auf diesen 

speziellen beruflichen Einsatz nach der Aus­

bildung nicht hin. Ganz anders ist dies bei 

den Berufen 

• Industriemechaniker, Fachrichtung "Pro­

duktionstechnik" und 

• Industrieelektroniker, Fachrichtung "Pro­

duktionstechnik". 

Die Ausbildungsordnungen dieser beiden 

Berufe bilden ideale Voraussetzungen dafür, 

Jungfachkräfte auf der Basis einer breit ange­

legten beruflichen Grundbildung speziell für 

die Tätigkeit als Anlagenführer im Produk­

tionsbereich der industriellen Großserienfer­

tigung zu qualifizieren. 

Dabei wird der im § 3 Abs. 4 der neuen Aus­

bildungsordnungen enthaltene Ansatz zur 

Entwicklung der Selbständigkeit der Jung­

fachkräfte für die künftige Wahrnehmung ih­

rer Aufgaben den Anforderungen, wie sie an 

Anlagenführer im Produktionsprozeß zu stel­

len sind, in ganz besonderem Maße gerecht. 

Aufgabe der Jungfachkräfte 
im Produktionsbereich 

Eine Variante des Wandels der Arbeitsorga­

nisation im Produktionsbereich der Großse­

rienfertigung in den 80er Jahren ist die Bil­

dung sogenannter "Anlagenführerteams". In 

diesen Teams arbeiten Fachkräfte verschie-

dener Berufe im Produktionsbereich gemein­

sam an der Bewältigung aller Aufgaben, wie 

sie sich aus Aufbau, Einrichten, Betreiben 

und Instandhalten der Anlagen sowie aus der 

Sicherung der Qualität der produzierten Er­

zeugnisse ergeben. Jungfachkräfte arbeiten 

dabei mit erfahrenen für diese Aufgabe fort­

gebildeten Produktionswerkern zusammen. 

Aufgabe jedes Anlagenführers ist es, selb­

ständig, selbstaktiv und selbstverantwortlich 

im Team mitzuarbeiten und aus eigenem An­

trieb zur Lösung aller anfallenden Probleme 

beizutragen. 

Daraus ergibt sich für die Teammitglieder 

eine deutlich andere Struktur von Aufgaben, 

Anforderungen als dies zuvor bei der Arbeit 

an Einzelarbeitsplätzen der Fall war. 

Unabdingbare Grundvoraussetzung für eine 

erfolgreiche Mitarbeit der Jungfachkräfte in 

den Anlagenführerteams ist es, daß sie über 

eine breit angelegte berufliche Grundbildung 

verfügen, das auf den Anlagen zu erzeugen­

de Produkt, die Produktionsverfahren und 

Produktionsmittel einschließlich der dazuge­

hörigen Steuerungstechnik gut kennen, mit 

ihnen umgehen können und den gesamten 

Produktionsprozeß auch in kritischen Situa­

tionen beherrschen. 

Der Umstand, daß diese Qualifikationen nur 

bei absoluter Produktionsnähe der Ausbil­

dung erworben werden können, liegt auf der 

Hand und führte zur Konzeption des dezen­

tralen Lernens. 

Das dezentral orientierte 
Lernsystem 

Zunächst gilt es zu erkennen, daß jeder aus­

bildende Großbetrieb als Lernortsystem ge­

sehen werden muß. In diesem System haben 

die verschiedenen Lernorte spezifische 

Funktionen, die sie - an bestimmten Lern­

zielen orientiert - im Verlaufe des Ausbil­

dungsprozesses wahrnehmen. 
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Qualifizierungszentrum 
(Ausbildungswerkstatt) 

Während der Phase der breit angelegten 

Grundbildung erwerben die Auszubildenden 

die Grundqualifikationen für ein erfolgrei­

ches Arbeiten im Metall- und Elektrobe­

reich. Dabei geht es jedoch nicht nur um den 

Erwerb funktionsorientierter Qualifikatio­

nen , sondern gerade in dieser Phase der Aus­

bildung wird durch entsprechende Metho­

denwahl die Basis für darauf aufbauendes 

selbständiges berufliches Handeln gelegt. 

Hier ist sicherzustellen, daß die Auszubil­

denden passive Lernhaltungen überwinden 

und Antriebe für selbstaktives Lernverhalten 

entwickeln. So gilt es für die Ausbilder dar­

auf zu achten , daß sich die Selbstaktivität 

nicht nur bei jenen Auszubildenden ent­

wickelt, bei denen entsprechende Ansätze 

vorhanden sind, sondern der Keim für die 

Selbstaktivität muß wegen deren besonderer 

Bedeutung für die erfolgreiche Arbeit der 

künftigen Jungfachkräfte bei jedem einzel­

nen Auszubildenden bereits in dieser frühe­

ren Ausbildungsphase gelegt werden. Im 

Verlaufe ihrer Ausbildung kehren die Auszu­

bildenden wiederholt in das Qualifizierungs­

zentrum zurück, um sich hier in besonderen 

Lehrgängen beispielsweise die Grundlagen 

der Steuerungstechnik zu erarbeiten. Außer­

dem wird im Qualifizierungszentrum jene 

Fachtheorie vermittelt, deren Inhalte sich 

zwingend aus jenen spezifischen betriebli­

chen Sachverhalten ergeben, die wegen ihrer 

Aktualität bzw. wegen ihrer betriebstypi­

schen Besonderheiten nicht Gegenstand des 

Berufsschulunterrichts sein können. 

Instandhaltungsbereich 
(Werktechnik) 

Der Instandhaltungsbereich großer Industrie­

betriebe war vor der Veränderung der Ar­

beitsorganisation im Produktionsbereich so­

wohl ein wichtiger Einsatzbereich während 



Abbildung 1: Struktur des dezentral orientierten Lernsystems Fachwerkstätten/Technikzentren 

i.ernorte 

Qualifizierungs-Zentrum 

Zentrale Werkstätten, Labore, 
Lehrräume des Bildungswesens 

Instandhaltungs-Bereich 

Fachwerkstätten der Werkstechnik 

Technikzentren 

Dezentrale Fachwerkstätten 
des Bildungswesens im Betrieb 

Betriebliche 
Produktionsstätten 

(Fertig u ngsbereich) 

der Ausbildung der Jungfachkräfte als auch 

deren Haupteinsatzbereich nach abgeschlos­

sener Berufsausbildung. Seine Bedeutung als 

Hauptkunde der Berufsausbildung großer 

Betriebe des Automobilbaus hat der Instand­

haltungsbereich verloren, da ein Großteil sei­

ner Funktion in den Produktionsbereich 

übergegangen ist. Für die Berufsausbildung 

selbst sind aber die verbliebenen Fachwerk­

stätten des Instandhaltungsbereichs nach wie 

vor unverzichtbare Ausbildungsorte. Denn 

gerade hier können die Auszubildenden jene 

Breit angelegte berufliche 
Grundbildung 
Jll> Basis für selbständiges berufliches 
Handeln 
Ergänzende fachspezifische 
Qualifizierung 
Jll> Berufstypische fachliche 
Fähigkeiten/Fertigkeiten/Kenntnisse 

Qualifizierung zur systematischen 
Instandhaltung von Produktions­
anlagen 
Jll> Berufstypische und berufsüber­
greifende Diagnose- und 
lnstandhaltungsfähigkeiten/ 
-fertig keiten/-ken ntn isse 

Produktorientierte und produktions­
mittelorientierte Qualifizierung 
Jll> Arbeitsplatzverbundene berufs­
typische und berufsübergreifende 
Diagnose-, Instandhaltungs- und 
Produktionsfähigkeiten/-fertigkeiten/ 
-kenntnisse 

Produktionsintegrierte 
Qualifizierung im realen Fertigungs­
prozeß 
Jll> Arbeitsgebundene 
berufstypische und berufsüber­
greifende situationsgeprägte 
Fähigkeiten/Fertigkeiten/Kenntnisse 

Fähigkeiten, Fertigkeiten und Kenntnisse, 

die für eine systematische Instandhaltung un­

abdingbar sind, vertiefen, üben und anwen­

den. Gemeinsam mit erfahrenen Fachkräften 

arbeiten sie an komplexen Reparaturen bzw. 

beim Aufbau neuer Fertigungsanlagen. 

Gerade während des Einsatzes im Instand­

haltungsbereich können die Auszubildenden 

die im Qualifizierungszentrum erworbenen 

Grundlagen der Selbständigkeit erstmals 

praktisch erproben. 

Die Technikzentren des Bildungswesens im 

Produktionsbereich spielen in der Konzep­

tion des dezentralen Lernens eine entschei­

dende Rolle. 

Im Sinne eines arbeitsplatzverbundenen Ler­

nens sollen die Auszubildenden in Phase 1 

im Technikzentrum zunächst jene Produkte 

kennenlernen, die später im Produktionspro­

zeß mit ihrer Hilfe entstehen sollen. Dabei 

kann das Produkt im Original sowie als 

Schnitt und Funktionsmodell zum Lernmittel 

werden. Die stofflichen Eigenschaften des 

Produkts werden ebenso zum Lerninhalt wie 

seine Qualitätsmerkmale. 

Mit dieser qualitätsbezogenen produktorien­

tierten Qualifizierungsstrategie wird auch 

den aktuellen Erfordernissen und Bemühun­

gen der Leitung des Produktionsbereiches 

entsprochen, die zur Zeit gerade in der Ver­

stärkung des Qualitätsbewußtseins der Anla­

genführer einen besonderen Schwerpunkt 

setzt. 

Die ausgeprägte pädagogische Chance liegt 

in diesem und den folgenden Ausbildungsab­

schnitten darin , daß die Auszubildenden den 

Nutzen des Lernens auch für sich handlungs­

orientiert ganz unmittelbar erkennen kön­

nen. Denn sie werden so unter strikter Wah­

rung arbeitspädagogischer Grundsätze direkt 

an ihre spätere berufliche Tätigkeit herange­

führt . 

In Phase 2 erwerben die Auszubildenden 

wiederum im arbeitsplatzverbundenen Ler­

nen Kenntnisse über Aufbau und Funktions­

weise der Produktionsmittel. Dabei muß es 

Ziel sein, als Lernmittel jeweils aktuelle Pro­

duktionsmittel für den Transport, die Hand­

habung und die Bearbeitung des Produktes 

einzusetzen, um aktuelle und zukunftweisen­

de Qualifikation zu vermitteln. 

Zu diesem Zweck ist es erforderlich, daß die 

Leitungen des Bildungswesens und des Pro-
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Abbildung 2: Dezentral ausgerichtetes Lernen im Technikzentrum und im Produktions­

bereich 

Arbeitsplatz­
verbundenes 
Lernen im 
Technikzentrum 
(Fachwerkstatt) 

Phase D 
Produktorientierte 
Ausbildung Ausbildung am 

Produkt 

Arbeitsplatz­
gebundenes 
Lernen im 
Produktionsbereich 

Phase fJ 
Produktionsmittelorientierte 
Ausbildung Ausbildung am 

Produktionsmittel 

Phase D 
Produktionsintegrierte 
Ausbildung 

duktionsbereichs im wohlverstandenen je­

weiligen Eigeninteresse aber auch im gegen­

seitigen Interesse und zum Nutzen des Aus­

zubildenden Vereinbarungen hinsichtlich des 

Einsatzes aktueller Produktionsmittel in den 

Technikzentren des Bildungswesens treffen. 

Unterlassungssünden an dieser Stelle führen 

nicht nur zu Verlustzeiten im Ausbildungs­

prozeß, sondern rächen sich auch für den Be­

trieb in Qualifizierungdefiziten der Jungfach-

Ausbildung im 
Arbeitssystem 

kräfte, die später nur mit erheblich größerem 

Aufwand durch Fortbildungsaktivitäten wie­

der ausgeglichen werden können. 

In Phase 3 erfolgt im Sinne eines arbeits­

platzgebundenen Lernens der Einsatz der 

Auszubildenden im unmittelbaren Produk­

tionsbereich. In einem produktionsintegrier­

ten Qualifizierungsprozeß arbeiten die Aus­

zubildenden mit qualifizierten Anlagenfüh­

rern zusammen, die auf diese Aufgabe vor-

Ursula Hecker 

ARZTHELFERINNEN - füNF JAHRE NACH 
DER AUSBILDUNG 

BERICHTE ZUR BERUfliCHEN BILDUNG, HEFT 134, 
Berlin 1991, 67 Seiten, 12,- DM 
ISBN 3-88555-454-2 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
Referat Veröffentlichungswesen 
Fehrbelliner Platz 3 
1000 Berlin 31 
Telefon 86 83-5 20/5 16 
Telefax 86 83-4 55 
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bereitet werden und die Funktion der Ausbil­

dungsbeauftragten übernehmen. 

Dabei geht es für die Auszubildenden in er­

ster Linie darum, die zuvor an den anderen 

Lernorten des betrieblichen Lernortsystems 

erworbenen Fähigkeiten, Fertigkeiten und 

Kenntnisse in der realen Betriebssituation 

anzuwenden und erste Erfahrungen im eige­

nen späteren Einsatzbereich zu sammeln. 

Die Steuerung des Einsatzes der Auszubil­

denden im unmittelbaren Produktionsbereich 

geschieht von den Technikzentren des Bil­

dungswesens aus. Von den dort eingesetzten 

Fachkräften des Bildungswesens, die regel­

mäßigen Kontakt zu den Ausbildungsbeauf­

tragten halten, werden die Auszubildenden 

auch zusätzlich pädagogisch betreut. 

Dies führt dazu, daß auch die Fachkräfte des 

Bildungswesens regelmäßigen Kontakt zum 

realen Betriebsgeschehen behalten und Ver­

änderungen betrieblicher Prozesse in ihre 

Bildungsarbeit einbeziehen können. 

Hier schließt sich nun der Kreis des dezen­

tral orientierten Lernsystems, das in beson­

derem Maße in der Lage ist, den Qualifizie­

rungserfordernissen nach den neugestalteten 

Ausbildungsordnungen im Metall- und Elek­

trobereich zu entsprechen. Der Bildungsar­

beit gelingt es durch das Aufgeben ihrer bis­

her weitgehend zentral fixierten Qualifizie­

rungsposition und durch das Eindringen in 

die bisher den Qualifizierungsprozessen in 

der Berufsausbildung weitgehend verschlos­

senen Produktionsbereiche einen Realitäts­

bezug zu erhalten, wie er in den letzten Jahr­

zehnten der strengen funktionsteiligen Ar­

beitsorganisation nicht möglich war. 

Der hier aufgezeigte Trend zu einem dezen­

tral orientierten Qualifizierungssystem dürfte 

sich für die nächsten Jahre als erfolgverspre­

chender Weg für die Qualifizierung von 

Jungfachkräften für den Produktionsbereich 

erweisen. 
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Erfordern umfassende Berufsprofile 
integrierte Verfahren 
der Curriculaentwicklung? 

Die Neuordnung der industriellen 
Metall- und Elektroberufe hatte 
zum Ziel, in die Ausbildungsinhalte 
umfassende Fertigkeits- und Kennt­
nisbestandteile zu integrieren sowie 
diese in den Zusammenhang mit 
der beruflichen Handlungsfähig­
keit zu bringen. Der Beitrag stellt, 
ausgehend von der verstärkten Ab­
stimmung der Ausbildungsinhalte 
zwischen Betrieb und Berufsschule 
im Rahmen der Neuordnungsver­
fahren, mögliche Perspektiven für 
ein Verfahren der Curriculaent­
wicklung zur Diskussion. 

Das Problem einer Abstimmung zwischen 

betriebs- und schulbezogener -Berufsausbil­

dung wurde unter dem Aspekt der Gewich­

tung der jeweiligen Bildungsangebote in 

Auseinandersetzungen um die Veränderun­

gen der Industriearbeit durch den techni­

schen Wandel wiederholt aufgegriffen. 

Schon die industriesoziologische Diskussion 

der 60er Jahre wies auf den Bedeutungszu­

wachs technischer Kenntnisse und Intelli­

genz gegenüber manuellen Fertigkeiten als 

Folge sich wandelnder Anforderungen in der 

Industriearbeit hin. 1 Die Feststellung, daß 

beständige Veränderungen im Arbeitsprozeß 

spezialisierte Fachkenntnisse schnell wieder 

veralten lassen können, führte dazu, daß die 

Wichtigkeit einer Allgemeinbildung hervor­

gehoben wurde. 2 

Zunehmend wurde in der bildungspoliti­

schen Diskussion die Forderung nach einer 

breiter angelegten beruflichen Bildung erho­

ben, für deren Realisierung mit der Neuord­

nung der industriellen Metall- und Elektro­

berufe eine Voraussetzung geschaffen wer­

den sollte. Mit den neuen Ausbildungsord­

nungen wurde gleichzeitig versucht, einer 

sich abzeichnenden Verlagerung in der Qua­

lifikationsstruktur gerecht zu werden: der 

Stellenwert der Handarbeit hat sich durch 

den Einsatz rechnergestützter Maschinen 

und Systeme zugunsten intellektueller Fähig­

keiten und sozialer Handlungskompetenzen 

verringert. 3 Für den heutigen Berufstätigen 

in den industriellen Metall- und Elektroberu­

fen werden theoretisches Wissen und fach­

übergreifende Kompetenzen mehr denn je un­

erläßlich. Dabei hatte der Einsatz der Mikro­

elektronik vor allem die Notwendigkeit einer 

integrierten Anwendung kognitiver und 

praktischer Fähigkeiten zur Folge. 

Zudem zielen die neuen Berufe im Gegen­

satz zu früheren Ordnungsmitteln ausdrück­

lich auf den Erwerb einer beruflichen Hand­

lungskompetenz ab. Diese soll dazu befähi­

gen, verändernde qualifizierte Tätigkeiten in 

verschiedenen Bereichen und Branchen aus­

zuüben sowie die eigene Qualifikation be­

ständig weiterzuentwickeln. Ein weiteres fach­

übergreifendes Ausbildungsziel der neuen 

Berufe ist, daß die Absolventen ihre Arbeit 

selbständig planen, kontrollieren und durch­

führen können. 

Inwiefern mit den Neuordnungen notwendi­

ge Voraussetzungen dafür geschaffen wur­

den, daß diese Intentionen tatsächlich um­

setzbar sind, könnte nur eine längerfristig 
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angelegte Evaluierung aufzeigen. Im folgen­

den soll dagegen die Ausbildungsordnungs­

entwicklung im Hinblick auf die mit den er­

wähnten Zielsetzungen verbundenen Anfor­

derungen an die Verfahrensweisen der Curri­

culaentwicklung zur Sprache kommen. 

I Die Möglichkeiten eines 
integrierten Verfahrens der 

Curriculaentwicklung 
müssen geprüft werden 

Deren Aufgaben bestehen nicht nur darin, 

daß verschiedene Ausbildungselemente mit­

einander kombiniert werden müssen, die je­

weils in die Zuständigkeit der Lernorte Be­

trieb und Berufsschule fallen. Das Ausbil­

dungsziel ist nicht eine Summe von Fähigkei­

ten, die sich additiv ergänzen, sondern es 

geht darum, Fertigkeits- und Kenntnisbe­

standteile zu formulieren, die inhaltlich eng 

aufeinander bezogen sind. Dies bedeutet, 

daß zum Beispiel Voraussetzungen dafür ge­

schaffen werden müssen, daß fachübergrei­

fende Qualiftkationen gebunden an eine 

fachbezogene Ausbildung erworben oder 

kognitive Fähigkeiten handlungsorientiert 

angeeignet werden können. 

In den Neuordnungsverfahren zu den indu­

striellen Metall- und Elektroberufen wurden 

unterschiedliche Wege beschritten, um die­

sen Aufgabenstellungen gerecht zu werden. 

Der folgende Beitrag versucht eine Aufarbei­

tung dieser Vorgehensweisen, indem die sich 

aufzeigenden Probleme dahingehend über­

dacht werden, daß Lösungswege in den 

Möglichkeiten eines integrierten Verfahrens 

der Curriculaentwicklung gesucht werden. 

Er wurde durch ein Forschungsprojekt zur 

Vorbereitung der Evaluierung der Neuord­

nungen angeregt4, das unter anderem proto­

kollierte Expertengespräche mit an den Ver­

fahrensweisen beteiligten Wissenschaft­

ler I -innen am Bundesinstitut für Berufsbil-

dung beinhaltete. Diese hatten Sachverhalte 

und Probleme der Neuordnungsverfahren so­

wie Perspektiven für deren Weiterentwick­

lung zum Thema. 

Kooperationsformen und 
Abstimmungsweisen in der 
Neuordnung der industriellen 
Metall- und Elektroberufe 

In seiner idealtypischen Form sieht das Neu­

ordnungsverfahren eine inhaltliche Abstim­

mung zwischen Ausbildungsordnung und 

schulischem Rahmenlehrplan erst zu einem 

späten Stadium vor. In der Erarbeitungs- und 

Entwicklungsphase, die - wie im Falle der 

Neuordnung der industriellen Metall- und 

Elektroberufe - Forschungsarbeiten bein­

halten kann, ist die schulische Seite durch 

Kontakte mit repräsentativen Vertretern be­

teiligt. 5 Erst nach der Vorlage eines separat 

entwickelten Entwurfs für die Ausbildungs­

ordnung werden den dort vorgeschlagenen 

Lerninhalten jeweils Entsprechungen in den 

Rahmenlehrplänen gegenübergestellt. Pro­

blematisch an diesen Formen der Koopera­

tion und Abstimmung sind nicht nur der 

letztendlich sekundäre Charakter des schuli­

schen Beitrags zur beruflichen Fachausbil­

dung - was der zunehmenden Bedeutung 

von allgemeinbildenden und theoretischen 

Lerninhalten nicht mehr entsprechen kann -

sondern auch das unvermittelte Nebeneinan­

der beider Stränge in der Erarbeitungsphase 

der Lerninhalte. 

In den Neuordnungsverfahren der industriel­

len Metall- und Elektroberufe wurde von 

diesem idealtypischen Vorgehensmodell in­

sofern abgewichen, als eine inhaltliche Ein­

beziehung der schulischen Vertreter bezie­

hungsweise von schulischen Lerninhalten 

schon in der Vorbereitungsphase stattfand. 

Dabei wurde in denjeweiligen Ordnungsver­

fahren im Metall- und Elektrobereich noch­

mals gesondert vorgegangen. 

12 BWP 21/1992/3 • Fachbeiträge 

Im Verlauf der Forschungsarbeiten zur Neu­

ordnung der Metallberufe hatten schulische 

Vertreter die Rolle von Beobachtern. Durch 

ihre Teilnahme an den damals gebildeten Ar­

beitsgruppen konnten sie inhaltlich zum Ver­

fahren beitragen. Zu dieser frühen Beteili­

gung wurden sie seitens des Bundesinstituts 

für Berufsbildung aufgefordert. In die Ist­

stands-Analyse der für den Beruf relevanten 

Ausbildungsinhalte mit einem dafür erstell­

ten Beurteilungskatalog6 wurden dagegen 

ausschließlich die überwiegend der betriebli­

chen Ausbildung zugeordneten beruflichen 

Merkmale einbezogen. Allerdings orientierte 

sich das Vorgehen am Begriff der "Fachar­

beiterqualiftkation", der in den seitens der 

Tarifvertragsparteien festgelegten Eckdaten 

formuliert war. 7 Dieser beinhaltet Grund­

qualifikationen, die nicht von spezifischen 

betrieblichen Arbeitszusammenhängen ab­

hängig sind und nach den Intentionen der 

Neuordnung im Zusammenhang mit der 

fachgebundenen Ausbildung vermittelt wer­

den sollen. 

In der Vorbereitungsphase der Neuordnung 

der Elektroberufe fand keine Kooperation 

statt, die über die Einbindung repräsentativer 

schulischer Vertreter hinausging. Dagegen 

umfaßte die erstellte Iststands-Analyse außer 

betrieblichen auch schulische Lerninhalte. In 

dem vorgegebenen Beurteilungskatalog waren 

"Lernziele, Lerninhalte und Riebtzeiten des 

KMK-Rahmenlehrplans" enthalten . 8 Durch 

die 1972 erfolgte Stufenausbildungs-Verord­

nung für die Elektroberufe gab es dafür an­

dere Ausgangsbedingungen als für die Me­

tallberufe, deren Berufsbilder überwiegend 

aus den 30er und 40er Jahren stammten. 

Dem Neuordnungsverfahren in den Elektro­

berufen lag gleichzeitig ein Qualifikationsbe­

griff zugrunde, der die Notwendigkeit einer 

Integration von Fertigkeiten und Kenntnissen 

als Bestandteil der beruflichen Handlungsfä­

higkeit formulierte . Dem widersprach der 

später vom Rahmenlehrplanausschuß der 

KMK-Konferenz erhobene Anspruch, die 



Fachtheorie auf den schulischen Unterricht 

zu konzentrieren. Die mit der Einführung 

des Qualifikationsbegriffs verbundene Vor­

stellung der übrigen Beteiligten, Kenntnisse 

und Fertigkeiten auch integriert zu vermit­

teln, sah gerade nicht die Zuordnung der 

Fachtheorie an einen Lernort und deren Ver­

mittlung losgelöst von der berufspraktischen 

Seite vor. 9 

beiden Neuordnungen 
fanden eine 
verstärkte, 

jeweils unterschiedliche 
Kooperation 

und Abstimmung statt 

Die Forscher I -innen des Bundesinstituts für 

Berufsbildung nutzten den Handlungsspiel­

raum, der innerhalb des formalen Verfah­

rensmodells angelegt ist, um eine über die 

dort vorgesehenen Vorgehensweisen hinaus­

gehende Abstimmung der Ausbildungsbei­

träge der Lernorte zu verwirklichen. Erklär­

te Ziele dafür waren die Verbesserung der 

Voraussetzungen eines Erwerbs der berufli­

chen Handlungsfähigkeit und die Erhöhung 

der Akzeptanz der Ausbildungsordnung 

durch eine Berücksichtigung aller Beteilig­

ten, die für deren spätere Umsetzung zustän­

dig sind. 

Trotz dieser Ansätze für eine verstärkte Ab­

stimmung zwischen den beiden Lernorten 

wird dieses Problem seitens einzelner For­

scher am Bundesinstitut für Berufsbildung 

als noch grundsätzlich ungeklärt darge­

stellt. 10 Auch in der bildungspolitischen Dis­

kussion insgesamt werden Kritikpunkte an 

bisherigen Konzepten und Methoden der Be­

rufsbildung erhoben, die das Problem des 

Ausbildungsbeitrages und des traditionellen 

Fachverständnisses der beteiligten Lernorte 

betreffen. 

Gestaltungsansatz, Personen­
bezogenheit und Prospektivi­
tät als Kritikpunkte an 
bestehenden Konzepten und 
Methoden der Berufsbildung 

Der entscheidende Maßstab für die Entwick­

lung von Ausbildungsordnungen sind die 

Anforderungen betrieblicher Arbeitsplätze. 

Diese wurden im Falle der neuen industriel­

len Metall- und Elektroberufe hauptsächlich 

durch eine Befragung von betrieblichen 

Sachverständigen ermittelt. Als alleiniger 

Maßstab ist diese Orientierung einer zuneh­

menden Kritik ausgesetzt: 

• Eine sich verändernde Qualität der Ar­

beit erfordert ein gestaltendes Handlungsver­

mögen. 

Nach den Zielsetzungen des Gestaltungsan­

satzes bedeutet eine berufliche Handlungsfä­

higkeit nicht mehr lediglich, daß sich die 

Absolventen einer Ausbildung auf die Gege­

benheiten bestehender Arbeitsplätze einrich­

ten können. Sie müssen zudem in der Lage 

sein, diese im Hinblick auf Arbeitsorganisa­

tion und Produktionstechnik mitzugestal­

ten. 11 Das berufliche Handeln umfaßt nicht 

mehr nur die Verrichtung eng vorgegebener 

sondern zunehmend auch den Vollzug offen 

gehaltener Aufgabenstellungen. Der Gestal­

tungsaspekt bezieht sich auch auf eine Mit­

bestimmung in Fragen der Arbeitsorganisa­

tion und der Technikentwicklung. 12 Ent­

scheidend ist, daß hier ein subjektives Hand­

lungsvermägen angestrebt wird, das nicht 

nur ermöglicht, gegebenen Anforderungen 

zu entsprechen sondern auch verändernd in 

diese einzugreifen. 

• Komplexes Arbeitshandeln erfordert eine 

personenbezogene Qualifizierung. 

Eine schon frühe Kritik war die These, daß 

eine Orientierung an bestehenden Arbeits­

plätzen und eine daraus folgende Ableitung 

der Qualifikationen die dortige Arbeitstei­

lung als Ausdruck betrieblicher Hierarchien 

nicht kritisch überdenkt, sondern über­

nimmt. 13 Als Alternative dazu wurde die 

Orientierung an gesellschaftlichen Aufga­

benstellungen und den Fähigkeiten und Pro­

blernlösungskompetenzen der Arbeitenden 

zur Diskussion gestellt. 14 

Die Gewichtung hin zu Aspekten einer Per­

sönlichkeitsentwicklung als Orientierungs­

größe gewinnt gegenwärtig eine Aktualität 

durch die zunehmende Komplexität des Ar­

beitshandelns aufgrund einer veränderten 

Arbeitsorganisation und der Einflüsse der 

Mikroelektronik. 15 Bildungsziele werden 

nicht mehr nur im Erwerb von Werkzeugwis­

sen, sondern auch in der Vermittlung von 

Orientierungswissen 16 und in der Erziehung 

zu einem selbständig handelnden Individuum 

gesehen. Nicht mehr allein der Beruf mit ab­

gegrenzten Fachkompetenzen soll als Orien­

tierungsgröße dienen, sondern die biographi­

sche Fähigkeit, gegenwärtig und zukünftig 

mit diesen Fachkompetenzen umzugehen. 17 

• Vorausschauende Berufsbildung bedeutet, 

Grundlagen zu schaffen für ein nicht voraus­

sehbares Arbeitshandeln. 

Weder in Ausbildungsordnungen noch in der 

Berufsbildung überhaupt sind zukünftige 

Entwicklungen antizipierbar. Von welcher 

Dauer die Anwendbarkeit eines fachgebun­

denen Wissens ist, wird zunehmend unge­

wiß. Versuche einer Lösung dieses Problems 

führten zu der Suche nach Grundqualifika­

tionen beziehungsweise fachübergreifenden 

Qualifikationen. Eine Gewähr für eine zu­

künftige berufliche Handlungsfähigkeit kön­

nen sie letztendlich nicht sein. Allerdings 

stellt sich die Frage, inwiefern sie Vorausset­

zungen darstellen für ein "Aneignungs- oder 

Lernpotential ", das den Erwerb zukünftig 

geltender fach- oder prozeßbezogener Fähig­

keiten ermöglicht oder begünstigt. 

Schlußfolgerungen 

Um den insgesamt veränderten Intentionen 

und Zielsetzungen in der Berufsbildung ge-
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recht zu werden, kann eine Abstimmung der 

lernortbezogenen Ausbildungsbeiträge inner­

halb des Verfahrens nicht allein darin beste­

hen, die Kooperation zwischen den beteilig­

ten Institutionen zu verbessern. Stattdessen 

stellt sich die Frage nach einem Überdenken 

ihres Beitrages zur Berufsbildung: 

• Die Integration von Fertigkeits- und 

Kenntnisbestandteilen der beruflichen Hand­

lungsfähigkeit widerspricht einer traditionel­

len Zuordnung der Ausbildungsinhalte in be­

rufspraktische Qualifikationen einerseits und 

technikwissenschaftliche Fachtheorie ande­

rerseits. 

• Eine Mitgestaltung von Technik und Ar­

beitsorganisation erfordert ein theoretisches 

Wissen um die Ziel- und Zwecksetzungen 

des Technikeinsatzes, das über ein traditio­

nelles ingenieurwissenschaftliches Verständ­

nis von Technik hinausgeht. 18 

• Persönlichkeitsbildende Zielsetzungen, die 

Bildungsziele einer Allgemeinbildung sind, 

fallen stärker ins Gewicht, womit diese nicht 

mehr als sekundär und der Berufsbildung 

beigeordnet gelten können. 

Doch in welcher Form können solche weiter­

gehenden Zielsetzungen in den Neuord­

nungsverfahren am Bundesinstitut für Be­

rufsbildung - die der Gegenstand meiner 

Überlegungen sind - berücksichtigt wer­

den? Ich gehe im folgenden davon aus, daß 

ein Prozeß der "Neu-Verständigung" über 

Ausbildungsinhalte und -ziele durch ein Ver­

fahren , das einen entsprechenden Diskus­

sionsprozeß begünstigt, angeregt werden 

kann. 

Ansätze für ein integriertes Verfahren wur­

den in den Neuordnungen der industriellen 

Metall- und Elektroberufe bereits sichtbar. 

Inwiefern können solche Ansätze weiterent­

wickelt werden zu einem Verfahren, in dem 

die inhaltliche Bestimmung der Beiträge der 

beteiligten Lernorte an der Berufsbildung im 

Hinblick auf die neuen Anforderungen über­

dacht und weiterentwickelt werden kann? 

Perspektiven für 
ein integriertes Verfahren 

Bei den folgenden Überlegungen dazu , wie 

das bisherige Verfahren unter Berücksichti­

gung seiner Ausgangsbedingungen verändert 

werden kann, gehe ich von drei Ebenen aus. 

Innerhalb dieser würde ein integrierter An­

satz jeweils eigene Veränderungsmöglichkei­

ten mit sich bringen: die Vorgehensweise der 

Forschung und Entwicklung von Ausbil­

dungsordnungen und Lehrplänen, die daraus 

resultierenden Curricula und deren Umset­

zung in der Ausbildungspraxis. Die im fol­

genden dargestellten Perspektiven kristalli­

sierten sich in den Expertengesprächen mit 

den an der Neuordnung der Metall- und 

Elektroberufe beteiligten Wissenschaftler I 

-innen am Bundesinstitut für Berufsbildung 

heraus. Dabei berücksichtige ich nur Mög­

lichkeiten, die eine Durchführung der Berufs­

ausbildung an zwei Lernorten beibehalten. 

1. Ausbildungsordnung für die Betriebe und 

schulische Rahmenlehrpläne werden wie bis­

her getrennt entwickelt. Dabei findet eine 

verstärkte inhaltliche Abstimmung schon im 

Vorfeld statt und zwar dahingehend, daß eine 

Berücksichtigung des Zusammenhangs zwi­

schen theoretischen und praktischen Voraus­

setzungen der beruflichen Handlungsfahig­

keit von vornherein in die Bestimmung der 

Ausbildungsinhalte beider Lernorte eingeht. 

Dieses Verfahren einer verstärkten Koopera­

tion durch inhaltliche Absprachen schon in 

der Vorbereitungsphase kommt dem bisheri­

gen idealtypischen Verfahrensmodell noch 

am nächsten und ist eine Weiterführung des 

in der Neuordnung der industriellen Metall­

berufe praktizierten Ansatzes. 

2. Die Entwicklung der schulischen Lehr­

pläne und der Ausbildungsordnung für die 

betriebliche Ausbildung findet von vornher­

ein innerhalb eines Verfahrens der For­

schung und Neuordnung statt. Dieses umfaßt 

systematisch beide Seiten. Dabei lassen sich 

nochmals zwei Möglichkeiten unterscheiden. 
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a) Das Verfahren hat zwei Produkte zum Er­

gebnis: einen Rahmenplan für die Ausbil­

dung in den Betrieben und einen für die Be­

rufsschule. 

b) Das Verfahren führt zur Erstellung eines 

Qesamtcurriculums. Eine Zuordnung der In­

halte an die Lernorte Betrieb und Berufs­

schule findet im Nachhinein statt. 

Insbesondere in seiner letzten Variante führt 

ein solches Vorgehen am weitesten vom bis­

herigen idealtypischen Verfahrensmodell weg 

und wäre mit weiterreichenden Veränderun­

gen der institutionalisierten Abläufe verbun­

den. Ein erster dahingehender Schritt wurde 

im Neuordnungsverfahren der Elektroberufe 

praktiziert, indem dort in die Bestandsauf­

nahme der Fertigkeiten und Kenntnisse inner­

halb der Forschungsarbeiten schon betrieb­

liche und berufliche Lerninhalte einbezogen 

waren. 

3. Kombiniert mit einem der bisher darge­

stellten Verfahren findet in der Ausbildungs­

praxis eine integrierte Vermittlung der Aus­

bildungsinhalte statt. Dafür sind vor allem 

die folgenden Probleme zu klären: 

• Die Frage des Prüfungsrechts, das zum 

gegebenen Zeitpunkt noch verschiedene theo­

retische und praktische Prüfungsteile fest­

legt. Hier stellt sich die Frage einer Beibe­

haltung separater Prüfungen oder die Ein­

führung komplexer, kombinierter Prüfungs­

aufgaben. 

• Weitere Problempunkte sind die Ausstat­

tung der Lernorte und die Realisierung von 

Lernprojekten, die in Kooperation mit Be­

trieb und Berufsschule durchgeführt werden. 

Für eine Diskussion dieser Perspektiven sind 

meiner Ansicht nach insbesondere die fol­

genden Aspekte von Bedeutung: 

• Die Verfahrensweisen am Bundesinstitut 

für Berufsbildung und deren Weiterentwick­

lung betreffen außer den dortigen Wissen­

schaftler I -innen insbesondere auch diejeni­

gen, die an der Curriculaentwicklung beider 



Lernorte und an deren Umsetzung beteiligt 

sind. Von daher stellt sich vor allem bei der 

zweiten der hier vorgestellten Perspektiven 

die Frage, in welcher Form eine Partizipa­

tion der Vertreter der Lernorte realisiert wer­

den kann. 

• Die Möglichkeiten eines integrierten Ver­

fahrens stellen hohe Anforderungen an die 

organisatorischen und kooperativen Verhal­

tenskompetenzen der Beteiligten. Dies wirft 

die Frage auf, welche personellen und sach­

lichen Voraussetzungen erforderlich sind und 

inwiefern ein integriertes Verfahren nicht mit 

einem erheblichen Mehraufwand verbunden 

sein wird. Allerdings bietet dies auch Anlaß 

dazu, Überlegungen zur Vereinfachung der 

formalisierten Verfahrensabläufe aufzugrei­

fen. 

• In seiner idealtypischen Form besteht das 

"duale System" heute nicht mehr, sondern 

wird intern schon anders gehandhabt: von 

vielen Betrieben werden zum Beispiel auch 

theoretische Lerninhalte übernommen. Au­

ßerdem werden in den neugeordneten Beru­

fen die bisherigen zwei Lernorte vielfach 

durch überbetriebliche Ausbildungsstätten 

ergänzt, da insbesondere Klein- und Mittel­

betriebe für eine Ausbildung in diesen nicht 

immer genügend ausgestattet sind. Zuneh­

mend wird daher von Bedeutung, welchen 

Einfluß die Einbeziehung eines dritten Lern­

ortes für die Lernortkooperation und für ein 

integriertes und lernortübergreifendes Kon­

zept der Berufsbildung hat. 
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formdebatten . Frankfurt 1990, S. 120 
2 11;1. Bahrdt, H.-P.: In: Stratmann, K.; Schlösser, M.: 

Das duale System der Berufsbildung. A. a. 0. , S. !21 
3 Borch, H.; Buschhaus, D.; Goldgräbe, A.; U0ißmann , 

H.: Die neugeordneten industriellen Metall- und Elektro­

berufe unter dem Aspekt neuer Technologien. In: Bonz, 

B.; Lipsmeier, A.: Computer und Berufsbildung. Beiträge 

zur Didaktik neuer Technologien in der gewerblich-tech­

nischen Berufsbildung. Stuugart 1991, S. 139 
4 Es fand im Rahmen einer deutsch-sowjetischen For­

schungskooperation statt und beinhaltete eine kritische 

Aufarbeitung der Verfahrensweisen der Berufsbildung bei­

der Länder. Während sich die Arbeit am Bundesinstitut 

für Berufsbildung auf konkrete Fragen der Neuordnungs­

verfahren bezog, war von deutscher Seite außerdem das 

Institut für Technik und Bildung (!TB) in Bremen beteiligt, 

das eine Analyse des globalen technisch-ökonomischen 

Wandels und dessen Auswirkungen auf die Berufsbildung 

beider Länder durchführte. 
5 Dazu gehören ein Antragsgespräch unter Einbeziehung 

der Kultusministerkonferenz sowie die Vertretung der Län­

der im Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbil­

dung und Stellungnahmen des Länderausschusses. 

11;1. Benner H.: Ordnung der staatlich anerkannten Aus­

bildungsberufe. Berlin 1982, S. 66 
6 11;1. Gärtner D. ; Krischok, D.: Zum Stand der Neuord­

nung der industriellen Metallberufe. In: Berufsbildung in 

Wissenschaft und Praxis, 10(1981)4, S. 6ff. 
7 Die "Eckdaten" waren das Ergebnis von Absprachen 

zwischen den Tarifvenragsparteien. 

Vgl. Synopse zu den Eckdaten (Ausgangsposition - Ge­

sprächsergebnis) . In: Berufsbildung in Wissenschaft und 

Praxis, 8(1979)2, S. 4ff. 
8 Vgl. Borch H.; Deutsch, G. ; U0ißmann, H.: JiJn der 

Ausbildung in Stufen zur Ausbildung in Fachrichtungen -

zur Neuordnung der Elektro-Berufe. Manuskript, Bundes­

institut für Berufsbildung. Berlin 1988, S. 6 
9 Ebenda, S. 14 
10 Ebenda, S. 27 
11 11;1. Heidegger, G.; Rauner, F ; Jacobs , J.; Martin, 

W; Mizdalski, R.: Berufe 2000. Berufliche Bildung für die 

industrielle Produktion der Zukunft. Düsseldorf 1991, 

s. 14ff. 
12 Ebenda, S. 16 und S. 57 
13 Brat er, M.: Thesen zur Berufskonstruktion. In: Berufs­

bildung in Wissenschaft und Praxis, 10(1981)5, S. 36 

Diese Kritik bezieht sich insbesondere auf die Tätigkeits­

analysen als methodisches Instrument. 
14 Vgl. ebenda 
15 11;1. Brater M. ; Büchele, U.; Fucke, E.; Herz , G.: Be­

rufsbildung und Persönlichkeitsentwicklung. Stuugart 

1988, S. 56 
16 Ebenda, S. 40 
17 Ebenda, S. 46 
18 Rauner, F.: Elektrotechnik Grundbildung. Soest /986 
und 1987, S. 132 

Richard von Bardeleben, Ursula Beicht, 
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KoSTEN UND NUTZEf-1 DER 
LICHEN BERUFSAUSBilDUNG 
Forschungsstand, Konzeption, 
Erhebungsinstrumentarium 

BERICHTE ZUR BERUfLICHEN ßttDÜN.G, HEFT 140 
Berlin und Bonn, 1991, 212Seiten, 19,00 
ISBN: 3-88555-465-8 

Großes Interesse an den Kosten und dem 
der beruflichen Bildung besteht in Theorie und 
Praxis seit den Arbeiten der Sachverständigen­
kommission "Kosten und Finanzierung der 
Beruflichen Bildung" zu Be?Jnn der siebzig er 
Jahre. Seither gehören Aussagen zu den Kosten 
der außerschulischen beruflichen Aus- und Wei­
terbildung zu den auch international gefragten 
Informationen über das bundesdeutsche Berufs­
bildungssystem Der Bericht 
mentiert die wesentlichen Ergebnisse des For­
schungsprojekts "Entwicklung eines abgestimm­
ten Erhebungskonzepts für betriebliche Kosten 
und den Nu;,zen der beruflichen B.ildung" für 
den Bereich der Berufsbildung. 

Sie erhalten ?iese Veröffentlichungen beim 
Bundesinstitut'für Berufsbildung -K31Vertrieb 
Fehrbelliner Platz 3 
1 000 Berlin 31 
Telefon: 86 83-5 20/5 16 
Telefax: 8.6 83-455 
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Günter Kühn 
Wissenschaftlicher Direktor 

in der Hauptabteilung 4 

,,Erwachsenenbildungsfor­

schung" des Bundesinsti­

tUJs für Berufsbildung; Ar­

beitsschwerpunkte: Weiter­

bildung von Ausländern, 

Aussiedlern und Langzeit­

arbeitslosen 

Aus- und Weiterbildung bleiben 
zentrales Förderinstrument 
für eine berufliche und soziale 
Integration von Ausländern 

Die Eingliederung von Ausländern 
ist durch die Probleme des Eini­
gungsprozesses in den Hintergrund 
getreten. Überdeckt wird diese 
Thematik auch durch die Diskus­
sion über die Eingliederung von 
deutschstämmigen Aussiedlern aus 
Ost- und Südosteuropa. 
Der Beitrag knüpft an die Diskus­
sion um die Aus- und Fortbildung 
ausländischer Arbeitnehmer an. 
Anlaß dafür ist der Abschluß zwei­
er Modellversuche zur beruflichen 
Qualifizierung von Ausländern, die 
im Rahmen der Modellversuchsrei­
he zur beruflichen Qualifizierung 
von Erwachsenen, die keine abge­
schlossene Berufsausbildung ha­
ben und ein besonderes Arbeits­
marktrisiko tragen, durchgeführt 
worden sind. 

Zur Beschäftigungssituation 
von Ausländern 

Nach Wirtschaftsbereichen getrennt sind in 

den letzten Jahren die meisten der ausländi­

schen Arbeitnehmer im verarbeitenden Ge­

werbe, im Handel , in der Land- und Forst­

wirtschaft und im Baugewerbe beschäftigt 

gewesen. Darüber hinaus waren es Bereiche 

der Grundstoffindustrie - wie das Eisen­

und Hüttenwesen - , in denen in größerer 

Zahl ausländische Arbeiter ihren Arbeits­

platz fanden . Es handelt sich vorwiegend um 

Wirtschaftsbereiche mit einer traditionell ho­

hen Konzentration an ausländischen Be-

schäftigten auf niedrigem Qualifikationsni­

veau (Un- und Angelerntentätigkeit) und ho­

her - manueller - Arbeitsintensität 1 Die­

se Wirtschaftsbereiche sind von konjunktu­

rellen und strukturellen Veränderungen in 

den 80er Jahren besonders erfaßt worden, so 

daß zahlreiche Arbeitsplätze vor allem auf 

niedrigem Qualifikationsniveau verloren gin­

gen. 2 Von dem Verlust dieser Arbeitsplätze 

waren gleichermaßen Deutsche wie Auslän­

der betroffen. Da aber ausländische Arbeit­

nehmer häufiger als Deutsche in un- und an­

gelernten Tätigkeiten und in krisenanfälligen 

und strukturellen Veränderungen stärker un­

terworfenen Wirtschaftsbereichen beschäf­
tigt werden, sind sie und ihre Familien ver­

stärkt von Arbeitslosigkeit bedroht. 3 

Die Arbeitslosenquote der ausländischen Ar­

beitnehmer erreichte 1983 im Jahresdurch­

schnitt einen Höchststand von 292 140 Perso­

nen (14,7 Prozent), um in den folgenden Jah­

ren 1987 auf 261 100 (14,3 Prozent) , 1988 auf 

269 500 (14 ,4 Prozent) , 1989 auf 232 600 

(12,2 Prozent) und 1990 bis auf 202 975 (10,9 

Prozent) zurückzugehen. 4 

Dieser Rückgang ist in erster Linie auf die 

gute Wirtschaftslage in den alten Bundeslän­

dern mit ihren Auswirkungen auf den Ar­

beitsmarkt zurückzuführen. Hinzu kommt 

eine seit 1980 zu beobachtende rückläufige 

Tendenz in der Beschäftigung von ausländi­

schen Arbeitnehmern in der Bundesrepublik 

Deutschland. So nahm die Zahl der ausländi­

schen Beschäftigten von 1 996 684 (9,5 Pro­

zent aller Beschäftigten) 1980 auf 1 782 253 

(acht Prozent aller Beschäftigten) 1990 ab, 
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was eine Minderung um 10,7 Prozent bedeu­

tet. Dies trifft insbesondere auf den Anteil 

der Angehörigen aus EG-Ländern zu (bei 

Italienern ist ein Beschäftigungsrückgang 

von 60 Prozent zu verzeichnen!), so daß ge­

nerell von einem Rückgang der Wanderbe­

wegungen im EG-Raum zu sprechen ist. Ver­

besserte wirtschaftliche und soziale Kondi­

tionen für diese Arbeitnehmer in ihren Her­

kunftsländern im Rahmen der europäischen 

Angleichung mögen hierfür die Ursachen 

sein. 

Der Strukturwandel der deutschen Wirt­

schaft in Form einer Expansion des Dienst­

Ieistungssektors schlägt sich ebenfalls in der 

Ausländerbeschäftigung nieder: Obwohl im­

mer noch mehr als die Hälfte der in der Bun­

desrepublik Deutschland lebenden ausländi­

schen Arbeitnehmer im verarbeitenden Ge­

werbe tätig ist, arbeitet inzwischen bereits 

jeder fünfte Ausländer im Dienstleistungsbe­

reich, 1980 erst jeder siebente.5 Dabei ist 

ein Trend in die Selbständigkeit zu vermer­

ken . 

Ausländer- und 
arbeitsrechtliche Regelungen 

Für die arbeits- und sozialrechtliche Stellung 

von Ausländern - und damit auch für die 

gesetzliche Förderungsmöglichkeiten im Be­

reich der Umschulung und Fortbildung -

sind vor allem von Bedeutung 

• das Arbeitsförderungsgesetz (AFG) und 

die dieses Gesetz ergänzende 

• Verordnung über die Arbeitserlaubnis für 

nichtdeutsehe Arbeitnehmer [ Arbeitserlaub­

nisverordnung (AErlV)] und 

• das Bundessozialhilfegesetz (BSHG). 

Seit dem Anwerbestop vom November 1973 

haben Ausländer, die in der Bundesrepublik 

Deutschland arbeiten wollen , nur noch aus­

nahmsweise eine Aufenthaltsgenehmigung 

erhalten. Dieser Ausländerpolitik liegt die 

Rechtsauffassung zugrunde, daß die vorhan-

denen Arbeitsplätze und die Infrastrukturen 

in erster Linie den Inländern und den schon 

hier mit einer Aufenthaltsgenehmigung le­

benden Ausländern zur Verfügung stehen 

sollten. Die Angst vor einer "Überfrem­

dung" bei der deutschen Wohnbevölkerung 

tangiert zusätzlich die Ausländerpolitik. In 

welchem Ausmaß dies erfolgt, kann gegen­

wärtig in der Diskussion um das Asylrecht 

verfolgt werden. 

Bei der sozialen Absicherung sind ausländi­

sche Arbeitnehmer nahezu gleichgestellt 

(Anspruch auf Leistungen aus der gesetzli­

chen Kranken-, Unfall-, Renten- und Ar­

beitslosenversicherung) . 

I Jeder fünfte Ausländer 
arbeitet inzwischen 

im Dienstleistungsbereich 

Aufgrund der zwischen den EG-Mitglieds­

staaten getroffenen Vereinbarungen genießen 

die Arbeitnehmer aus den EG-Mitgliedsstaa­

ten hingegen Freizügigkeit in der Bundesre­

publik Deutschland. Sie haben praktisch ei­

nen Anspruch auf gleiche Behandlung wie 

Deutsche. Durch diese Rechtslage zeichnet 

sich eine Zweiklassengesellschaft von Aus­

ländern in der Bundesrepublik Deutschland 

ab; diejenigen, für die das EG-Recht gilt, 

und diejenigen, die dem Ausländergesetz un­

terliegen. 

Am 1. Januar 1991 trat eine Neuregelung des 

Ausländerrechts in Kraft. Diese Neurege­

lung hat einige Veränderungen gebracht, so 

daß nunmehr der § 19 Abs. 6 AFG die Maß­

gabe der Arbeitserlaubnisverordnung ent­

hält, wonach eine besondere Arbeitserlaub­

nis nur zu erteilen ist, wenn der ausländische 

Arbeitnehmer in den letzten acht Jahren fünf 

Jahre rechtmäßig gearbeitet hat. Im neuen 

§ 19 Abs. 1 AFG ist erstmalig geregelt, daß 

Ausländer mit Wohnsitz oder gewöhnlichem 

Aufenthalt, die in der Bundesrepublik 

Deutschland eine Beschäftigung anstreben, 

die Arbeitserlaubnis nur erteilt werden darf, 

wenn die Dauer der Beschäftigung drei Mo­

nate nicht übersteigt. Ausnahmen für er­

leichterte kurzfristige Beschäftigungen von 

Ausländern zielen insbesondere auf die Si­

cherung des Arbeitskräftebedarfs der Land­

wirtschaft, des Hotel- und Gaststättengewer­

bes, des Gesundheitswesens und des Schau­

stellergewerbes ab. 6 

Zusammenfassend kann man sagen, daß die 

gesetzlichen Neuregelungen des Ausländer­

rechts verstärkt die arbeitsmarktrechtliche 

Absicherung der deutschen Arbeitnehmer 

ins Auge fassen und daß partielle Ausnah­

meerleichterungen für ausländische Arbeits­

kräfte in erster Linie aus volkswirtschaft­

lichem Interesse erfolgen. 

Stand beruflicher Aus- und 
Weiterbildung von aus­
ländischen Arbeitnehmern 

Unter beruflicher Aus- und Fortbildung von 

ausländischen Arbeitnehmern ist eine Reihe 

von unterschiedlichen Maßnahmearten be­

ruflicher Qualifizierung von meist erwach­

senen ausländischen Arbeitnehmern zu ver­

stehen. Es handelt sich um die Ausbildung 

und die Umschulung, das Anlernen auf ar­

beitsplatzbezogene Tätigkeiten, die Fortbil­

dung zum Zweck beruflicher Anpassung und 

beruflichen Aufstiegs sowie um berufsvorbe­

reitende und berufsbegleitende Förderung. 7 

Ferner sind auch Veranstaltungen zur beruf­

lichen Reintegration von Ausländern hinzu­

zurechnen. Für eine berufliche Qualifizie­

rung mit Berufsabschluß stehen ausländi­

schen Arbeitnehmern die im Berufsbildungs­

gesetz (BBiG) und im Arbeitsförderungsge­

setz geregelten beruflichen Bildungsmög­

lichkeiten zur Verfügung. 

Berufliche Bildung für ausländische Arbeit­

nehmer findet überwiegend in Groß- und 
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Mittelbetrieben sowie in einer Reihe von au­

ßer- I überbetrieblichen Einrichtungen statt, 

insbesondere Bildungswerke der Gewerk­

schaften und Wirtschaftsverbände, Institutio­

nen wie der Internationale Bund für Sozial­

arbeit und die italienische Gewerkschaftsein­

richtung ENAIP, Bildungsstätten der Kir­

chen und der Arbeiterwohlfahrt sowie in den 

Volkshochschulen. 

Das betriebliche Anlernen stand lange Zeit 

im Vordergrund einer beruflichen Qualifizie­

rung von ausländischen Arbeitnehmern. Mit 

dem von der Bundesregierung verfügten An­

werbestop von 1973 nahm jedoch der Um­

fang derartiger Maßnahmen ab. Statt dessen 

stieg im Zusammenhang mit der sich verän-

demden wirtschaftlichen Lage der Bundesre­

publik Deutschland und der besonderen Ge­

fahrdung von ausländischen Arbeitnehmern 

durch Arbeitslosigkeit ihr Anteil bei der Um­

schulung und der beruflichen Anpassungs­

fortbildung. 8 

Aus dem tabellarisch zusammengestellten 

Zahlenmaterial ergibt sich ein anschauliches 

Bild über den Beteiligungsgrad ausländi­

scher Arbeitnehmer an beruflichen Bil­

dungsmaßnahmen seit 1982 (vgl. Tabelle). 

Danach ist ein kontinuierliches Anwachsen 

der Teilnahme von 1982 bis 1987 von 13 396 

auf 28 999 zu verzeichnen. In weiterer Folge 

ist die Teilnehmerzahl von Ausländern 

Schwankungen unterworfen, die 1990 einen 

Stand von 25 568 Teilnehmern erreichten. 

Diese Beteiligungsentwicklung in absoluten 

Zahlen darf aber nicht darüber hinwegtäu­

schen, daß im Vergleich zu der Beteiligung 

von Deutschen an beruflichen Bildungsmaß­

nahmen der Bundesanstalt für Arbeit Aus­

länder generell unterpräsentiert sind. So ste­

hen der für 1990 genannten Zahl von 25 568 

Ausländern 548 463 Deutsche gegenüber, 

die an Maßnahmen der Bundesanstalt für Ar­

beit in Nürnberg teilgenommen haben. Um 

diese Relation in Prozentzahlen zum Aus­

druck zu bringen: acht Prozent dieser Be­

schäftigungsgruppe stellen nur knapp 4,7 

Prozent aller Teilnehmer in Maßnahmen der 

Bundesanstalt für Arbeit zur beruflichen 

Fortbildung, Umschulung und Einarbeitung. 

Tabelle: Eintritt in Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit zur beruflichen Fortbildung, Umschulung und Einarbeitung (ohne 

Deutschsprachlehrgänge) für Deutsche und Ausländer von den Berichtsjahren 1982-1991 

Staatsangehörigkeit 1982 1983 

Deutsche 252 131 292 154 

dar. Aussiedler 7 013 9 691 

Zugezogene I Übersiedler 

Ausländer 13 396 14047 

Quelle: Statistiken der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 

Ausländische Adressaten 
einer Berufsbildung 

In der Bundesrepublik Deutschland haben in 

erster Linie diejenigen Ausländer eine reelle 

Chance, eine qualifizierte Aus- und Fortbil­

dung zu erhalten, die seit Jahren in der Bun­

desrepublik Deutschland leben oder die 

schon hier geboren sind. Sie verfügen über 

eine relativ gute Schulbildung und zufrieden­

stellende Deutschkenntnisse. Sofern Auslän­

der nicht schon zur "integrierten" zweiten 

und dritten Ausländergeneration gehören, ist 

es ihnen im Verlauf ihres langjährigen Auf­

enthalts in der Bundesrepublik Deutschland 

gelungen, die Bildungs- und Sprachkenntnis­

se so zu vervollkommnen, daß sie sich kaum 

1984 1985 1986 

338 081 392 717 505 641 

8 065 8463 10 320 

15 059 16 607 24401 

von deutschen Teilnehmern in der Berufsbil­

dung unterscheiden. Somit stellen sie kein 

"Problem" für die Berufsbildung dar. Trotz­

dem bestehen für einen erheblichen Teil der 

in der Bundesrepublik lebenden Ausländer 

die Schwierigkeiten fort , an einer qualifizier­

ten Aus- und Fortbildung teilzunehmen. Da­

bei handelt es sich in erster Linie um folgen­

de Gruppen: 

• Junge (erwachsene) Ausländer, die oft­

mals keinen Hauptschulabschluß vorweisen 

können und mit ungenügenden Deutsch­

kenntnissen keine qualifizierte Berufsausbil­

dung als Jugendliche mehr erhalten haben. 

Hierzu hat in besonderem Maße der Ausbil­

dungsplatzmangel vergangeuer Jahre beige­

tragen. Als junge Erwachsene sehen sie sich 
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1987 1988 1989 1990 

567 355 538 770 466 860 548 463 

11 067 13 079 35 273 91 365 

62 260 

28 999 26 841 23 016 25 568 

jetzt angesichts steigender qualitativer An­

forderungen auf dem Arbeitsmarkt einer un­

gewissen beruflichen und sozialen Zukunft 

in der Bundesrepublik Deutschland gegen­

übergestellt: 

• Erwerbsorientierte ausländische - insbe­

sondere türkische - Mädchen und Frauen, 

die infolge eines traditionellen Rollenver­

ständnisses und infolge restriktiver familiä­

rer und sozialer Verhältnisse in der schuli­

schen und beruflichen Qualifizierung be­

nachteiligt worden sind und schlecht Deutsch 

sprechen. 

• Ältere ausländische Arbeitnehmer (ab ca. 

40 bis 45 Jahren), die zum Teil der ersten 

Generation ("Einwanderergeneration") an­

gehören und keinen Schulabschluß besitzen, 



nur geringe berufliche Qualifikationen als 

Un- und Angelernte nachweisen können so­

wie unzureichend Deutsch sprechen. Sie 

zählen zu der am stärksten von Arbeitslosig­

keit gef:ihrdeten · Gruppe, deren weiterer 

Lebens- und Berufsweg nicht selten in die 

Dauerarbeitslosigkeit mündet. 

• Bei älteren Ausländern korreliert oft ein 

niedriger Schulabschluß im Heimatland mit 

geringen Deutschkenntnissen. Nach hiesigen 

Grundanforderungen für die Berufsausbil­

dung sind viele ältere Ausländer zumindest 

in Teilbereichen Analphabeten; problema­

tisch erscheint dann vor allem für sie der Er­

werb fachtheoretischer Kenntnisse. Anderer­

seits sind sie oftmals hochmotiviert und wis­

sen, daß es möglicherweise "die letzte Chan­

ce ihres Lebens ist", wenn sie an einer fun­

dierten beruflichen Qualifizierung teilneh­

men. 

• Asylanten aus unterschiedlichen Her­

kunftsländern stellen eine Sondergruppe dar. 

Sie besitzen oftmals ein höheres Bildungs­

niveau, was sie formal nicht immer nachwei­

sen können , da ihnen die nötigen Unterlagen 

fehlen. 

Ein Teil von ihnen hat eine Fremdsprache -

meist Englisch - gelernt. Dadurch gehen sie 

viel systematischer an das Erlernen der deut­

schen Sprache heran. Was ihnen nach den 

Erfahrungen in den Modellversuchen häufig 

fehlt , ist eine Berufspraxis in einem hoch in­

dustrialisierten Land und entsprechend er­

worbene Qualifikationen. 

Zwei Modellversuche als 
Innovationen für die Nach­
qualifizierung und 
Umschulung von Ausländern 

Insgesamt kann man in Anbetracht des hier 

skizzierten Sachverhalts festhalten, daß die 

mit der beruflichen und sozialen Eingliede­

rung von ausländischen Arbeitnehmern zu­

sammenhängenden Anforderungen an die 

Aus- und Fortbildung den Rahmen und die 

Abläufe herkömmlicher Berufsbildungsange­

bote sprengen. Es sind Überlegungen fortzu­

setzen, wie sie in ihrer Struktur und Organi­

sation, in ihrem Inhalt sowie in ihrer Didak­

tik den unterschiedlichen Zielgruppen der 

ausländischen Bevölkerung in der Bundesre­

publik Deutschland am besten gerecht wer­

den. 

I Fördermaßnahmen 
reduzieren die 

Abbrecherquote und 
führen zu 

Prüfungserfolgen 

Diesem Anliegen dienten zwei Modellversu­

che. Dabei ging es zum einen um die 

• Nachqualifizierung arbeitsloser junger 

erwachsener Italiener zum Elektromechani­

ker im Trägerverbund beim Bildungswerk 

ENAIP e.V. Stuttgart, und zum anderen um 

die 

• berufliche Qualifizierung für lernunge­

wohnte deutsche und ausländische Arbeitslo­

se ohne Ausbildung in einem anerkannten 

Ausbildungsberuf bei der Stiftung Berufliche 

Bildung, Arbeitslosenbildungswerk, Harn­

burg. 

Ihr Ziel war es, arbeitslose Ausländer nach 

dem AFG zu Facharbeitern zu qualifizieren. 

Hierzu sollte ein Konzept zielgruppengemä­

ßer Fördermaßnahmen für die berufliche 

Qualifizierung von Ausländern entwickelt 

und erprobt werden, das die Effizienz von 

Regelmaßnahmen für diese Personengruppe 

erhöht. 

Die Grundstruktur dieser Umschulungspro­

gramme sind gekennzeichnet durch 

• eine bis zu sechsmonatige Vorbereitungs­

phase zur Heranführung an ein systemati­

sches Lernen und zur Reduzierung von 

sprachlichen und allgemeinen Bildungsmän­

geln, 

• der eigentliche Umschulungskurs bis zu 

24 Monate mit begleitenden Stützkursen -

vor allem in der deutschen Sprache -

• eine kursbegleitende sozialpädagogische 

Beratung und Betreuung. 

Die Ergebnisse der Modellversuche bestäti­

gen die These, daß intensive teilnehmerge­

rechte Fördermaßnahmen zu einer Reduzie­

rung der Abbrecherquote und zu beachtli­

chen Prüfungserfolgen bei Umschulungsteil­

nehmern führen können. Dies ist um so be­

merkenswerter, als sich die Ausbildungsbe­

dingungen für die Teilnehmer und Ausbilder 

dieser Kurse aufgrund der sehr heterogenen 

Kurszusammensetzungen (ethnische Her­

kunft, Altersverteilung, schulische Vorkennt­

nisse, Deutschkenntnisse und Berufserfah­

rung), alles andere als günstig darstellten. 

Das erfolgreiche Absolvieren der Umschu­

lung vieler Teilnehmer wird vor allem auf 

eine intensive sozialpädagogische Betreuung 

und auf ein flexibles Förder- und Stützange­

bot zurückgeführt, das eine gezielte Indivi­

dual- und Gruppenforderung ermöglichte. 

Zu den didaktischen Besonderheiten dieses 

Angebots zählten die Verbindung von sprach­

lichem und (fach-)theoretischem Unterricht 

sowie von Werkstattunterricht Im Verlauf 

der Modellversuche wurden zahlreiche Ver­

suche unternommen, um beispielsweise über 

die methodische Form des "Teamteachings" 

und des Experiments der "Projektarbeit" 

("Arbeiten und Lernen") die Verknüpfung 

unterschiedlicher Bildungsziele und -inhalte 

methodisch zu erreichen. Es wurde in die­

sem Zusammenhang deutlich, daß derartige 

Versuche eher durch pragmatisch erarbeitete 

und an den Teilnehmern orientierte Einzel­

curricula zu realisieren sind als durch präzis 

vorgegebene Gesamtcurricula mit detailliert 

festgelegter Ablaufsplanung. Für den Um­

schulungserfolg ebenso bedeutsam waren die 

Gruppenkonstellation und das eingesetzte 

pädagogische Personal. So sollten Lehr­

gangsgruppen nicht mehr als 15 Mitglieder 

umfassen, denen ein Ausbilder sowie ein 
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Dozent/Fachlehrer zur Seite stehen. Für die 

sozialpädagogische Betreuung gilt eine ähn­

liche Relation. Dies erfordert allerdings auch 

ein eingespieltes Team an engagierten und 

qualifizierten pädagogischen Mitarbeitern. 

Der Modellversuch in Harnburg war unter 

dem Vorzeichen gestartet, arbeitslose Deut­

sche und Ausländer gemeinsam zu einem 

Facharbeiterabschluß zu führen. Dabei zeig­

te sich, daß angesichts des stärkeren Lei­

stungsgefälles eine Angebotsdifferenzierung 

notwendig war und gesonderte Sprachkurse 

für die ausländischen Teilnehmer eingerich­

tet werden mußten. Es erwies sich, daß vor 

allem bei deutschen Teilnehmern ein hohes 

Maß an Solidarität und Toleranz insbeson­

ders zu Lehrgangsbeginn abverlangt wurde. 

Im Verlauf der Lehrgänge entwickelten sich 

ausländische Teilnehmer zu Gruppen- und 

Leistungsträgern, was sich schließlich auch 

in ihren guten Prüfungsergebnissen nieder­

schlug. 

Schließlich ist auf die wichtige Tatsache hin­

zuweisen, daß fast alle Absolventen nach ih­

rer Umschulung ohne große Anpassungs­

schwierigkeiten für sie zufriedenstellende 

Arbeitsplätze fanden bzw. eine weiterführen­

de Fortbildung antraten. Damit kann das 

zentrale sozialpolitische Anliegen dieser 

Modellversuche als weitgehend erreicht an­

gesehen werden, schwer vermittelbaren aus­

ländischen Arbeitslosen durch qualifizierte 

zukunftsorientierte Berufsbildung eine be­

rufliche Integration auf dem Arbeitsmarkt zu 

ermöglichen. 

Einige didaktische Folgerungen 
für die Konzipierung von 
Aus- und Fortbildungs­
programmen für Ausländer 

Hauptschwierigkeiten für viele Ausländer 

bei einer Aus- und Fortbildung bleiben ihre 

geringe Allgemeinbildung und ihre unzurei-

ehenden Deutschkenntnisse. Darüber hinaus 

sind ungenügende soziale und familiäre Rah­

menbedingungen (u. a. unzureichende Wohn­

verhältnisse bei vielköpfigen Familien), 

mangelnde Informiertheit über berufliche 

Bildungsmöglichkeiten, sowie allgemein eine 

besondere Verunsicherung aufgrund des 

Ausländerstatus als Hinderungsgründe zu 

nennen. 

Außerdem ist erkennbar, daß die praktischen 

Fertigkeiten bei Ausländern in der Regel mit 

denen der Deutschen gleichzusetzen sind. 

Grundlage für die Erarbeitung didaktischer 

Konzepte sollte deshalb nicht nur eine Defi­

zitanalyse der Betroffenen, sondern die Fest­

stellung und das Erkennen der besonderen 

Fähigkeiten und Fertigkeiten der Ausländer 

sein, die gefördert werden müssen. 

Wie die Erfahrungen in den Modellversu­

chen mit Ausländern zeigen, gelingt Einglie­

derung am erfolgreichsten, wenn die Betrof­

fenen möglichst frühzeitig in das deutsche 

Aus- und Weiterbildungssystem einbezogen 

werden und dort personenbezogene Förder­

maßnahmen besuchen können. Dieses allge­

meine didaktische Prinzip sollte bei der Ge­

staltung aller Bildungsmaßnahmen berück­

sichtigt werden. Dabei kann von dem Grund­

satz ausgegangen werden, daß je gezielter 

die Fördermaßnahmen personenbezogen und 

zielgruppengerecht angewandt werden, um 

so stärker die Motivation zur Weiterbildung 

geweckt und verstärkt werden. 9 

Allgemeine Verbesserungsvorschläge erge­

ben sich aus den Erfahrungen der verschie­

denen Modellversuche: Analyse der Teilneh­

mervoraussetzungen, zielgruppengerechte 

Aufbereitung des Lernmaterials, Verbindung 

von Berufsberatung und Bildungsberatung 

sowie fächerübergreifender Unterricht mit 

sozialpädagogischer Begleitung und Team­

teaching der Lehrkräfte. Darüber hinaus ist 

auch für eine adäquate Nachbetreuung zu 

sorgen, die Hilfen bei der Arbeitsplatzsuche 

einschließt. 
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Abbildung 1: Typ A- Kombination einer 

geschlossenen Vollzeitmaßnahme 

Nachbetreuung 

Berufliche 
Qualifizierung 
in Form von 
Nachqualifizierung, 
Umschulung und 
Fortbildung 

Mehrmonatige 
Vorbereitungsphase 

Stützkurse 
insbesondere 
in Deutsch 

Einführung in Theorie und 
Praxis des Berufs 

Berufsbezogene 
Sprachförderung 

Information und 
Anwerbung 

Die Koordination von Maßnahmen der Aus­

und Fortbildung ausländischer Arbeitnehmer 

ist dringend erforderlich. Dies sollte vor al­

lem auf regionaler Ebene geschehen, da so 

die örtliche Lage auf dem Arbeitsmarkt und 

die Bedürfnisse und Interessen aller Beteilig­

ten wie beispielsweise Ausländer, Träger, 

örtliches Arbeitsamt etc. besser berücksich­

tigt werden können. 

Die Transfer- und Einsatzmöglichkeiten von 

Konzepten hängen von den institutionellen 

Rahmenbedingungen der Einrichtung ab, die 

Aus- und Fortbildungsmaßnahmen für Aus­

länder durchführen will. Zwei übergreifende 

didaktische Prinzipien lassen sich jedoch be­

nennen: 

• Die Fähigkeit zum Selbstlernen bei den 

ausländischen Teilnehmern ist zu wecken 

und zu fördern . 

• Die Verbindung von beruflichen und so­

zialen Eingliederungsbemühungen verbes­

sert die Lernbedingungen der Ausländer. 



Voraussetzung für einen erfolgreichen Ein­

stieg in eine berufliche Bildungsmaßnahme 

ist eine umfassende Information und eine in­

dividuelle, die Interessen und Wünsche der 

Adressaten berücksichtigende Berufs- /Bil­

dungsberatung, die u. a. auch über Auslän­

dervereine, Kirchen und Wohlfahrtsverbände 

erfolgen sollte. 

Bei längerfristigen Maßnahmen zur Nach­

qualifizierung und Umschulung nach dem 

Arbeitsförderungsgesetz wird man nicht oh­

ne eine zielgruppenbezogene Förderung aus­

kommen. Bei Maßnahmen der Nachqualifi­

zierung und Umschulung wird es notwendig 

sein, Deutschunterricht zu erteilen, der so­

wohl in Form von Vorbereitungskursen als 

auch als Förderunterricht parallel zur beruf­

lichen Qualifizierungsmaßnahme verläuft. 

Auch Betriebspraktika stellen ein zentrales 

Konzeptelement dar. 

Eine isolierte Umschulung und selbst die 

Kombination einer Maßnahme nach § 41 a 

des AFG mit einer anschließenden Nachqua­

lifizierung und Umschulung vermögen die 

Bildungsdefizite dieser Gruppen in der Regel 

nicht zu kompensieren. Nach einer bis zu 

sechswöchigen Orientierungsphase benöti­

gen die Teilnehmer eine Stütz- und Förder­

phase möglicherweise bis zu sechs Monaten, 

bevor mit Aussicht auf Erfolg eine Nachqua­

lifizierung und Umschulung begonnen wer­

den kann. 10 

Variable Lehrgangskonzepte 
für eine adressenorientierte 
berufliche Qualifizierung 

Eine ausreichende ausländerspezifische För­

derung in Abstimmung mit dem bestehenden 

beruflichen Bildungssystem ist demnach un­

abdingbar. Dabei sollte nach dem Grundsatz 

verfahren werden, daß Ausländern die glei­

chen beruflichen Qualifikationen vermittelt 

werden müssen, wie sie für Deutsche üblich 

sind, unabhängig von dem zu beschreitenden 

Weg. Vom Typus her bieten sich verschiede­

ne Lehrgangssysteme an wie 

• eine in sich geschlossene Lehrgangskom­

bination von Vollzeitmaßnahmen unter­

schiedlicher Dauer (vgl. Abb. 1, S. 20), 

• ein berufsbegleitendes Lehrgangskonzept 

(vgl. Abb. 2) und 

• ein variables Phasen- und Modulsystem, 

das unterschiedliche Ein- und Ausstiege er­

laubt (vgl. Abb. 3, S. 22). 

Ein in sich geschlossener Lehrgang als län­
gerfristige Vollzeitmaßnahme wird der 

Nachqualifizierung und Umschulung dienen 

mit dem Ziel, zu qualifizierten Facharbeiter­

Abschlüssen zu führen. In erster Linie 

kommt er für Teilnehmer mit erheblichen 

qualifikatorischen Defiziten - bei Auslän­

dern und Aussiedlern vor allem im Sprach­

bereich - in Frage. Eine intensive vielseitige 

Stützung und Förderung der Teilnehmer im 

Ablauf des Qualifizierungsprozesses kann 

auf diese Art und Weise besser gewährleistet 

werden. 

Berufsbegleitende Lehrgangskonzepte bieten 

denjenigen Arbeitnehmern eine Qualifizie-

rungsmöglichkeit, die weiter im Berufsleben 

verbleiben und bestimmte berufliche Ab­

schlüsse parallel zur Berufstätigkeit erlangen 

wollen. Das Beschreiten eines solchen We­

ges stellt außergewöhnliche Anforderungen 

an den einzelnen Teilnehmer. Er muß bereit 

sein, einen Großteil seiner Freizeit für dieses 

Vorhaben zu opfern. Im Hinblick auf das all­

gemeine und berufliche Bildungsniveau sind 

erheblich höhere Voraussetzungen vom Teil­

nehmer abzuverlangen. Entsprechende Mo­

dellversuche führten auch bei Ausländern zu 

zufriedenstellenden Ergebnissen. 11 

Ein variables Phasen- und Modulsystem 
empfiehlt sich immer dann, wenn die beruf­

liche Perspektive vom Teilnehmer noch nicht 

mit der notwendigen Eindeutigkeit gesehen 

wird bzw. er sich nicht für längerfristige 

Vollzeitmaßnahmen als geschlossenes Sy­

stem aus unterschiedlichen Gründen ent­

schließen kann. Allerdings bleibt bei dieser 

Form die Angebotsseite durch entsprechend 

stringente Lehrgangsofferten sehr gefordert. 

Vor Beginn einer berufsbildenden Maßnah­

me für Ausländer sollte geprüft werden, wel­

che der dargestellten Prinzipien und ziel-

Abbildung 2: Typ B- Berufsbegleitendes Lehrgangskonzept 
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Abbildung 3: Typ C- Variables Phasen- und Modulkonzept 

Antritt einer 
Arbeit 

ggf. Fortbildung/ 
Umschulung 
berufsbegleitender Art 

Umschulung/ 
Nachqualifizierung 

Vorbereitungs-/ Aufbauphase 

II> allgemeine berufliche Vorbereitung, 
Übungswerkstatt/Übungsfirma 
II> Orientierung und Einführung in Theorie 
und Praxis bestimmter Berufe 
II> berufsbezogene Sprachförderung 

Information und Anwerbung 

gruppenspezifischen Fördennaßnahmen un­

ter den gegebenen, insbesondere institutio­

nellen Bedingungen angewandt werden 

können. 

Schlußbemerkungen 

Die berufliche Bildung von ausländischen 

Arbeitnehmern wird in den nächsten Jahren 

durch zahlreiche Faktoren beeinflußt: 

• Strukturwandel in der deutschen Wirt­

schaft mit einem Trend zur Dienstleistung; 

• anhaltender Bedarf an qualifizierten 

Facharbeitern und an Fachkräften mittleren 

Qualifizierungsniveaus in Industrie und Han­

del ; 

• niedrige Geburtenraten bei der deutschen 

Wohnbevölkerung und die weiter ansteigende 

Studienabsicht der jungen; 

• kontinuierliche Verbesserung des allge­

meinen und speziell des sprachlichen Bil­

dungspotentials bei Ausländern, sofern sie in 

der Bundesrepublik Deutschland geboren 

und aufgewachsen sind; 

• steigende Mobilität und "Internationali­

sierung" vieler Arbeitsplätze der europäi­

schen Arbeitnehmer in Zusammenhang mit 

dem Zusammenwachsen der Länder der Eu­

ropäischen Gemeinschaft; 

• allgemein erhöhte und komplexe Kompe­

tenzanforderungen an Arbeitnehmer, bei­

spielsweise was das Abstraktionsvermögen 

(u. a. in Zusammenhang mit der fortschrei­

tenden technologischen Entwicklung) und 

die Fremdsprachenkompetenz betrifft. 

Die Fortschreibung der beruflichen Bildung 

für Ausländer bleibt aber ebenso abhängig 

von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

und der Finanzlage der Bundesrepublik 

Deutschland. 
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Kontinuierliche und kooperative 
Selbstqualifizierung (KOKOS)-
ein erprobtes Weiterbildungskonzept 

Mit der Neuordnung der Ausbil­
dungsberufe ist die Förderung per­
sonaler Kompetenzen wichtiger 
geworden als bisher. Das Personal 
in der beruflichen Bildung muß für 
diese Herausforderung durch eine 
berufsbegleitende, arbeitsplatz­
orientierte Weiterbildung qualifi­
ziert werden, die Elemente von 
Personal- und Organisationsent­
wicklung miteinander verbindet. 

An fünf Beispielen wird beschrie­
ben, wie der Paderborner Selbst­
qualifizierungs-Ansatz diese Auf­
gabe bei unterschiedlichen Rah­
menbedingungen bewältigt. 

Die Veränderung vieler Ausbildungsordnun­

gen in den vergangeneo fünf Jahren ist Aus­

druck einer umfassenden Neuorientierung 

der Berufsbildung in Deutschland. Die neu­

en Ausbildungsrahmen- und Rahmenlehrplä­

ne für 97 Prozent aller Auszubildenden ha­

ben einen organisatorischen, didaktischen 

und methodischen Reformprozeß in Gang ge­

setzt, der bis in die Grundlagen der Berufs­

ausbildung umgestaltend wirkt. 

Die pädagogische Konzeption des Lehrgangs­

unterrichts Anfang dieses Jahrhunderts hatte 

als Basis aus dem Produktionsprozeß aus­

gegliederte und in Ausbildungswerkstätten 

gesondert organisierte Qualifizierungspro­

zesse. 1 Mit der jetzigen Umgestaltung be­

ruflicher Bildungsprozesse, rund 100 Jahre 

später, sollen die getrennten Lernorte ver­

stärkt zusammengeführt und die didakti-

sehen Konzepte mehr als bisher von Eigen­

initiative der Lernenden geprägt sein. Von 

der Berufsausbildung werden zudem aus­

drücklich bildende und persönlichkeitsent­

wickelnde Aufgaben erwartet. 2 

Diese Situation führte zur ersten Ausgangs­

überlegung der im folgenden beschriebenen 

KOKOS-Konzeption: Eine Innovation beruf­

licher Bildungsprozesse muß im Kern auf 

eine Förderung der individuellen und sozia­

len Kompetenzen abzielen. Mit der Er­

weckung der Selbstentwicklungs-Kräfte je­

des einzelnen befindet sich die Berufspäd­

agogik im "Zentrum des Zyklons" \ im An­

gelpunkt tiefgreifender und langfristig wir­

kender Bewußtseins- und Verhaltensprozes­

se. Besonders durch die Befähigung jedes 

einzelnen zu Beginn seiner beruflichen Bio­

graphie, die eigenen Ziele und die Anforde­

rungen der Umwelt bewußt zu erkennen, zu 

ergreifen und miteinander zu verbinden, 

können Selbständigkeit und soziale Verant­

wortung veranlagt werden. Eine Berufsaus­

bildung in diesem Sinne gibt Hilfe zur 

Selbsthilfe und fördert die soziale Gemein­

schaft. 

Diese Ziele- so unsere zweite Ausgangshy­

pothese - können nicht verwirklicht wer­

den, ohne eine einfache Erkenntnis zu be­

rücksichtigen: Jede Ausbildung hängt von 

der Lehrkompetenz des Ausbilders ab. Also 

muß die Reform der Berufsausbildung mit ei­

ner berufsbegleitenden Weiterbildung des 

Personals in der beruflichen Bildung (Aus­

bilder, Berufsschullehrer, Sozialpädagogen, 

Psychologen) gekoppelt sein. 
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Ziele des KOKOS-Konzeptes für das Perso­

nal in der beruflichen Bildung sind die För­

derung von Selbständigkeit und Kooperation 

sowohl in der täglichen Ausbildungsarbeit 

als auch bei der Gestaltung sozialer Bezie­

hungen: Also eine Förderung themenbezoge­

ner und prozessualer Fähigkeiten. Die ent­

scheidenden Methoden zur Verwirklichung 

dieser Intentionen bestehen in 

• der Bildung von stabilen Ausbilderteams 

innerhalb der Ausbildungsabteilung (gruppen­

orientiertes Arbeiten und Lernen) , 

• der wöchentlich tagenden Ausbilderbe­

sprechung = Teamkonferenz dieser Teams 

(rhythmische Zeitgestaltung), 

• Seminaren, die sowohl die inhaltli­

chen /berufspädagogischen wie die methodi­

schen I sozialen Gesichtspunkte bearbeiten 

(berufspädagogische Vertiefung und Team­

entwicklung) und in 

• der Weiterbildung der Teams im Rahmen 

ihrer wöchentlichen Zusammenkünfte über 

teameigene Multiplikatoren (Methoden- bzw. 

Lehr- / Lernkompetenz). 

Dieses Modell einer verzahnten Personal­

und Organisationsentwicklung4 im Ausbil­

dungsbereich wird bei Volkswagen für den 

Bereich der Großindustrie und bei der 

Klöckner Stahl GmbH (Hütte Bremen) für 

eine Ausbildungsabteilung mittlerer Größe 

jeweils seit 1989, im Technologie- und Be­

rufsbildungszentrum (tbz) Paderborn für den 

Bereich der außerbetrieblichen Berufsausbil­

dung seit 1987 erprobt. 

Der Modellversuch zur 
kontinuierlichen 
(Selbst-)Qualifizierung von 
Ausbilder /-innen 

Zeitgleich mit der Neuordnung der Metall­

und Elektroberufe hat die Volkswagen AG 

1987 ein neues Qualifizierungskonzept für 

Auszubildende der gewerblich-technischen 

Berufsausbildung in allen sechs westdeutschen 

Werken eingeführt. Aus der Erkenntnis, daß 

Veränderungen in der Berufsausbildung von 

den Ausbildern umgesetzt werden, führt die 

Volkswagen AG einen Modellversuch zur 

Ausbilderqualifizierung durch. Der vom 

BffiB geförderte Modellversuch bezieht sich 

auf zwölf Ausbilderteams mit 96 Ausbildern, 

die Volkswagen AG hat in Abstimmung mit 

dem Betriebsrat jedoch alle 45 Ausbilder­

teams (ca. 345 Ausbilder) einbezogen. 

I Die Innovation beruf­
licher Bildungsprozesse 

muß im Kern 
auf eine Förderung 

individueller und sozialer 
Kompetenzen abzielen 

Die kontinuierliche und kooperative Qualifi­

zierung und Selbstqualifizierung von Ausbil­

dern gliedert sich in drei didaktische Felder: 

Ausbildungspraxis, Teamkonferenzen und 

Seminare. Die Konferenzen bestehen aus 

dem wöchentlichen Organisationsteil (didak­

tische Koordination) und aus dem 14täglich 

hinzukommenden WeiterbildungsteiL Ziel 

aller Qualifizierungsmaßnahmen ist die Ver­

besserung der täglichen Ausbildungspraxis. 

Daran orientieren sich die wöchentlichen 

Teamkonferenzen in der Ausbildungswerk­

statt und die Qualifizierung von Ausbildern 

und Ausbilderteams in der Seminararbeit 

(Multiplikatoren-Seminare für berufspäd­

agogische Themen und Ausbilderteam-Semi­

nare zur Berufspädagogik und Teamentwick­

lung). In allen drei Bereichen soll darüber 

hinaus durch die Entwicklung und Erpro­

bung eines speziellen Konzeptes die Kreati­

vität von Ausbildern und Auszubildenden ge­

fördert werden. 

Während der bisherigen Laufzeit des Mo­

dellversuchs wurden folgende Tendenzen 

deutlich5: 

• Individuelle und soziale Kompetenzen 

können nur von Ausbildern (z . B. als Multi-
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plikator) vermittelt werden, die auf diesem 

Gebiet selbst aktiv Lernende (z. B. im Semi­

nar) sind. 

• Der Modellversuch hat das vorwiegend 

technisch bestimmte Rollenverständnis der 

Ausbilder erweitert und zu einem Reflexions­

prozeß in den Teams über die berufspädago­

gische Komponente ihrer Tätigkeit geführt. 

• Viele Ausbilder erleben einen berufli­

chen, zum Teil auch persönlichen Umbruch 

bei dem Weg vom "Einzelausbilder" zum 

Teammitglied. Sie durchleben dabei eine un­

terschiedlich lange Phase der Neuorientie­

rung zum selbstbewußten und kooperations­

fahigen Teammitglied. Dieser Prozeß betrifft 

einzelne und Teams gleichermaßen. 

• Die damit verbundene Veränderung von 

Einstellungen und Verhalten fallt Ausbildern 

in kleineren Teams (bis maximal acht Perso­

nen) leichter. 

• Ein Teil der Teams zeigt wachsende Be­

reitschaft, für die eigene Qualifizierung und 

für bisher nicht übernommene Aufgaben in­

itiativ zu werden bzw. Verantwortung zu 

übernehmen. 

• Die in den Seminaren eingeübten Lehr­

und Lernmethoden werden in der Praxis zu­

nehmend selbständig angewendet. Sie berei­

chern die Methodenkompetenz einzelner 

Ausbilder und der Teams. 

• Die mit der Neuordnung der Berufe, dem 

VW-spezifischen Qualifizierungsprogramm 

für Auszubildende und dem Modellversuch 

eingeleiteten Veränderungen verlieren zu­

nehmend den Charakter des Neuen und wer­

den Bestandteil des Ausbildungsalltags. 

Neben den beschriebenen positiven Tenden­

zen zeigt sich auch, daß der Transfer von be­

rufspädagogischen Inhalten von den Semina­

ren in die Teams und in die Ausbildungspra­

xis noch verbessert werden kann. Es treten 

immer wieder Probleme bei der Teament­

wicklung auf - eine Erfahrung, die überall 

bei der Umstellung auf gruppenorientierte 

Arbeitsorganisation gemacht wird. Um den 

Transfer von berufspädagogischen Themen 

zu verbessern und die Teamentwicklung zu 



begleiten, entwickelte das "Projektteam 

Ausbilderqualifizierung" (Mitarbeiter von 

Volkswagen und ein wissenschaftlicher Mit­

arbeiter) sogenannte Vor-Ort-Maßnahmen 

(z . B.: Vorgespräche für Team-Seminare, 

Nachbereitung der Seminartätigkeit, Einzel­

und Teamberatung). Die damit bisher ge­

machten Erfahrungen waren überwiegend so 

positiv, daß im weiteren Verlauf des Modell­

versuchs die Arbeit auf diesem Gebiet inten­

siviert wird. 

Abstimmung zwischen 
Ausbildungswerkstatt und 
Lernort Betrieb 

Dieser Modellversuch der Klöckner Stahl 

GmbH Bremen wird in einem integrierten 

Hüttenwerk mit ca. 220 gewerblich-techni­

schen Auszubildenden, von je 15 Ausbildern 

der Ausbildungswerkstatt sowie der betrieb­

lichen Ausbildung durchgeführt. Vier Teams 

(zwei Elektro- und zwei Metallberufsgrup­

pen) führen wöchentlich zweistündige Team­

konferenzen durch, die in einen Planungs- I 

Organisationsteil und einen Weiterbildungs­

teil aufgeteilt sind. 

Die Teamkonferenzen haben sich als zentra­

ler Baustein einer kontinuierlichen und ko­

operativen Selbstqualifizierung erwiesen. Je 

ein Team-Mitglied nimmt (nach rotierender 

Verfahrensweise) an drei Multiplikatoren­
Seminaren pro Jahr mit berufspädagogi­

schen und praxisnahen Themen teil. Ein drit­

tes wichtiges Element des Modellversuchs 

sind einwöchige, jährlich stattfindende 

Team-Seminare, die die Zusammenarbeit 

der Teams fördern. 

Im bisherigen Verlauf des Modellversuchs6 

hat sich die Bedeutung ganzheitlicher und 

praxisnaher Ausbildungssituationen für die 

Ausbildung von qualifizierten, selbständigen 

und kompetenten Facharbeitern herausge­

stellt. Daraus folgte eine Neugewichtung des 

Lernortes Betrieb, dessen Koordination mit 

der Ausbildungswerkstatt von Beginn an ein 

Schwerpunkt des Modellversuchs gewesen 

ist. 

In der Vergangenheit wurde die Vermittlung 

der im Ausbildungsrahmenplan geforderten 

Kenntnisse und Fertigkeiten fast ausschließ­

lich in der Ausbildungswerkstatt vorgenom­

men. Die betrieblichen Lernphasen hatten 

höchstens den Charakter von Vertiefungspha­

sen. Aber auch dies setzte eine Kooperation 

der beiden Ausbildergruppen voraus, damit 

die betrieblichen Ausbilder überhaupt wuß­

ten, welche in der Ausbildungswerkstatt ver­

mittelten Fähigkeiten zu vertiefen waren. Da 

diese Kooperation nicht institutionalisiert 

war und auch nur selten erfolgte, orientierte 

sich die betriebliche Ausbildung fast aus­

schließlich an den Arbeiten, die zufällig im 

betrieblichen Lernort entstanden. 

Eine systematische Vertiefung von Fähigkeiten 

durch die betrieblichen Ausbilder erwies sich 

erst durch eine regelmäßige koordinierende 

Instanz als möglich: Diese ist die Team­

konferenz, in der beide Ausbildergruppen 

regelmäßig wöchentlich zusammenkommen 

und auf der die notwendigen inhaltlichen und 

organisatorischen Planungen und Abspra­

chen durchgeführt werden können. Durch 

eine stärkere Gewichtung der betrieblichen 

Ausbildung7 wird es auch möglich , daß die­

se selbst einen Teil der im Ausbildungsrah­

menplan geforderten fachlichen Fähigkeiten 

veranlagt. Dafür besitzt der Lernort Betrieb 

teilweise bessere Voraussetzungen als die 

Ausbildungswerkstatt Instandsetzung von 

technischen Aggregaten (Demontage, Kon­

trolle, Wechseln von Lagern, Dichtungen, 

Normteilen etc.) kann im Vor-Ort-Betrieb 

zusätzlich mit Einbau in die Produktionslinie 

verbunden werden. Damit wird beim Auszu­

bildenden auch das Verständnis für größere 

Zusammenhänge gefördert. 

Am Lernort Betrieb kann die Sozialkompe­

tenz durch die Kooperation mit Kollegen , 

auch anderer Berufsgruppen, bei der In­

standsetzung vertieft werden. Ebenso kann 

sich innovative Kompetenz bei der Suche 

nach kreativen Problemlösungen für immer 

komplexer werdende technische Anlagen 

entwickeln. Die Motivation der Auszubil­

denden, diese Fähigkeiten zu entwickeln, ist 

in betrieblichen Bewährungssituationen grö­

ßer als in Lernsituationen, wo diese Proble­

me nur simuliert bzw. theoretisch behandelt 

werden können. Um diese Ziele zu errei­

chen, müssen betriebliche Ausbilder weitge­

hend von ihren zusätzlichen Facharbeiter­

Aufgaben entbunden werden, ohne die Bin­

dung zu ihrem Fachbetrieb zu verlieren. 

Es hat sich im bisherigen Verlauf des Mo­

dellversuchs gezeigt, daß betriebliche Aus­

bilder, besonders neu benannte, hohes Inter­

esse und Motivation zu methodisch-didakti­

scher Weiterbildung mitbringen. Sie ist oft 

höher als bei langjährigen Ausbildern der 

Ausbildungswerkstatt, deren Ausbildungs­

praxis meist aus erprobten, ritualisierten und 

scheinbar erfolgreichen Methoden besteht. 

So waren betriebliche Ausbilder weniger 

skeptisch gegenüber aktivierenden, lern­

orientierten Methoden oder gegenüber Moti­

vation durch Methodenwechsel als einige 

Ausbilder der Ausbildungswerkstatt, bei 

denen ausbilderzentrierte Methoden nach 

wie vor sehr hoch im Kurs stehen. 

Selbstqualifizierende 
Konferenzarbeit in einem 
außerbetrieblichen 
Bildungszentrum 

Ein dritter, im handwerklichen Bereich lau­

fender Modellversuch wird seit 1988 mit ei­

ner Laufzeit von drei Jahren beim tbz in Pa­

derborn durchgeführt. Eine Verlängerung ist 

beantragt. Teamorganisation und kooperati­

ve Weiterbildung haben eine überraschend 

hohe Akzeptanz bei den ca. 50 Betroffenen 

(Ausbilder, Lehrer, Sozialpädagogen) wäh-
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rend der Umsetzung des Modellversuchs er­

fahren. 8 Dies drückt sich in zunehmender 

Verselbständigung der Ausbildung, Befahi­

gung zur Gruppenarbeit, Erhöhung der be­

rufspädagogischen Qualifikation und in Me­

thodenkompetenz insbesondere bei der Um­

setzung der Neuordnung aus. 

Um die Neuorientierung in der handwerkli­

chen Ausbildung zu verwirklichen, sollen 

die Ausbildenden sowie zusätzliche pädago­

gische Fachkräfte dazu befahigt werden, 

• ihre eigene Ausbildungstätigkeit selbstän­

dig zu planen, auszuführen und zu kontrol­

lieren, 

• den fruchtbaren Wechselbezug von selb­

ständigem und kooperativem Handeln vorzu­

leben, 

• ihre pädagogische Wahrnehmungs- und 

Urteilsfahigkeit zu schulen und 

• selbständig Innovationen auf berufspäd­

agogischem und fachlichem Gebiet sicherzu­

stellen. 

Die Umsetzung dieser Intentionen erfolgt 

durch Konferenzen, Seminare und Methoden 

zur Vermittlung einer fachlich-pädagogi­

schen Kompetenz. Die Konferenzen sind so­

wohl der Ort (zeitlich, lokal) als auch das In­

strument, um personale, soziale und fachli-

ehe Kompetenz auszubilden. Die gewünschte 

Verzahnung von Arbeiten und Lernen in Ver­

bindung mit Selbstverwaltung und Weiterbil­

dung soll dabei durch praxisrelevante Bei­

spiele / Aufgaben /Themen erreicht werden. 

Zu Beginn des Modellversuchs wurden 

Teams gebildet, die in bezug auf ihre Ausbil­

dungsarbeit relativ autonom sind und in wö­

chentlich stattfindenden, zweistündigen Kon­

ferenzen berufspädagogische, fachliche und 

organisatorische Angelegenheiten in eigener 

Verantwortung regeln. Diese Zusammen­

künfte sollen ein Instrument kooperativer 

und kontinuierlicher didaktischer Koordina­

tion und ein entscheidender Ort kontinuierli­

cher Selbstqualifizierung sein. Die Abbil­

dung I zeigt wie der Aufbau der Konferenz 

strukturiert ist. 

Die ein- oder zweimal jährlich stattfinden­

den Tagesseminare für die gesamte Konfe­

renzgruppe erfüllen folgende Aufgaben: 

• Reflexion der letztjährigen Konferenzar­

beit und Planung des folgenden Jahres 

• Besprechung von Langzeitperspektiven 

• Entwicklung eines gemeinsamen Bewußt­

seins bezüglich angestrebter Konferenzziele 

und -aufgaben 

• Intensivbearbeitung ausgewählter, thema­

tischer Schwerpunkte 

Abbildung 1: Inhalte und Aufbau der Konferenzen 

Zeit: Abschnitt: 
c Organisation CIJ ... und didaktische ::J 
c Koordination 

0 
\D 

c Weiterbildung 
::J Fortbildung 
c 

0 
\D 
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• ggf. Konfliktdiagnose und Konfliktlösung 

sozialer Probleme innerhalb der Konferenz­

gruppe. 

Einmal jährlich finden Tages- oder Wo­

chenendseminare für Konferenzleiter statt. 

Diese sind in ihrer Funktion als Leiter der 

zehn Fachbereiche verantwortlich für Perso­

nalplanungsfragen, übergeordnete Finanzie­

rungsfragen und die Kommunikation zwi­

schen den Konferenzen und der Geschäfts­

führung. Diese Seminare dienen der Bear­

beitung folgender Schwerpunkte: 

• Erfahrungsaustausch zu den jeweiligen 

Konferenzen 

• Bearbeitung von Personalführungsthemen 

wie Zeitmanagement, Präsentationstechniken, 

Konfliktdiagnose und -behandlung, Konferenz­

entwicklung, Wahrnehmungstraining. 

Auf Grund der bisherigen Erfahrungen im 

Modellversuch hat sich ein vierstufiger Ent­

wicklungsprozeß bei der Realisierung des 

Selbstqualifizierungsprogramms herausge­

bildet, dessen Phasen in Abbildung 2 darge­

stellt sind. 

1. Phase: Befragung der Konferenzteilneh­

mer zur Vorbereitung der Themen und 

Durchführung der Weiterbildungskonferenz 

durch die modellversuchsbetreuende Organi­

sationsgruppe. 

2. Phase: Selbstbestimmung der Themen 

durch die Konferenz und Mitgestaltung der 

Themen durch die Teilnehmer. 

3. Phase: Planung und Durchführung der 

Weiterbildungskonferenz durch die Teilneh­

mer. 

4. Phase: Kontrolle der Konferenz durch die 

Teilnehmer und Optimierung derselben. 

Dieser Entwicklungsprozeß veranschaulicht, 

daß in einem kontinuierlichen Prozeß der 

Verselbständigung die Ideen von Selbstquali­

fizierung und Selbstorganisation praktikabel 

realisiert werden können. Es hat sich ge­

zeigt, daß sich eine auf Selbststeuerung beru­

hende Weiterbildung der Konferenzgruppen 

förderlich auswirkt auf 



Abbildung 2: Entwicklungsphasen beim Realisieren des Selbstqualifizierungspro­

gramms 

2. Phase 3. Phase 4.Phase 
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• eine stärkere Verbundenheit mit den Zie­

len der Institution durch gemeinsame Pro­

blemlösung, 

• Flexibilität innerhalb der Organisations­

struktur, 

• effizientere Kommunikationsstrukturen, 

• verbesserte Teamfähigkeit durch Vorbe­

reitung, Durchführung und Bearbeitung der 

Fort- und Weiterbildungsthemen in Klein­

gruppen. 

Erfahrungen in Berufs­
bildungszentren besonderer 
pädagogischer Prägung 

Ein von der Neuordnung der Berufe und den 

Anforderungen des Arbeitsmarktes beson­

ders betroffener Bereich ist die berufliche 

Rehabilitation behinderter Jugendlicher und 

Erwachsener. Hier gilt es, Konzepte und 
Modelle zu entwickeln, die die Neuorientie­

rung der beruflichen Bildung unter rehabili­

tationspädagogischen Gesichtspunkten und 

einrichtungsspezifischen Möglichkeiten und 

Grenzen umsetzt. Die hier tätigen Berufs­

pädagogen (Ausbilder, Sozialpädagogen I-ar­

beiter, Psychologen, Lehrer) stehen vor kom­

plexen Aufgaben, für deren Bewältigung ein 

erheblicher Bedarf an pädagogischer Weiter­

qualifizierung besteht. 

Konferenzen 

Im Rahmen von Übertragungsaktivitäten des 

KOKOS-Konzeptes haben in den vergange­

nen drei Jahren Einführungsseminare in ver­

schiedenen Einrichtungen stattgefunden, z. B. 

in den Berufsbildungswerken Josefsheim 

(Bigge) und Nordhessen (Arolsen) sowie 

dem SOS-Berufsausbildungszentrum Det­

mold. Diese und weitere Institutionen haben 

das Konzept aufgegriffen und mit Hilfe der 

Universität-GH Paderborn, Arbeits- und 

Forschungsbereich Berufspädagogik (Prof. 

Dr. Peter Schneider), auf ihre Belange hin 

modifiziert. 

Als wichtigste Aufgabe hat sich herausge­

stellt, den beteiligten Bereichen eines Be­

rufsbildungswerks (Ausbildung, Berufsschu­

le, Internat, Fachdienste) sowie ihren jewei­

ligen Vertretern in den Teams zu einer ko­

operativen Zusammenarbeit zu verhelfen, um 

in pädagogisch optimaler Weise den Rehabi­

litanden helfen zu können. Dabei kommt den 
Prozessen der Teambildung bei der Konzept­

einführung eine besondere Bedeutung zu. Es 

hat sich gezeigt, daß die Entwicklung geeig­

neter Kooperationsformen zwischen der Ein­

richtung und externen Beratern wichtig ist. 

Inzwischen haben die genannten Institutio­

nen einen Kooperationsverbund gebildet, um 

gemeinsam auf Basis von Teamarbeit, Semi­

naren und Multiplikatoren-Weiterbildung re-

habilitationspädagogische Weiterbildungs­

Bausteine zu entwickeln und zu erproben. 

Als weitere Perspektive zeichnet sich ein 

Weiterbildungsverbund mit einrichtungs­

übergreifenden Multiplikatoren ab, um nach 

der Idee der Selbstqualifizierung den spezifi­

schen Weiterbildungsbedarf untereinander 

kooperativ abzudecken. 

Einsatz des KOKOS-Konzeptes 
in den neuen Bundesländern 

Beim Modernisierungs- und Reformprozeß 

des Berufsbildungssystems in den neuen 

Bundesländer ist die Qualifizierung des Aus­

bildungspersonals in der beruflichen Bildung 

von zentraler Bedeutung. Betriebliche Aus­

bilder können nach der geltenden Rechtslage 

ihre Tätigkeit weiter ausüben, sofern sie sich 

bewährt haben (also auch ohne eine Ausbil­

der-Eignungsprüfung) . Wichtig ist aber für 

die in der Berufsausbildung Tätigen, daß sie 

so rasch wie möglich ihre Qualifikationen 

um die nach den neuen Ausbildungsordnun­

gen notwendigen Fähigkeiten und Kenntnisse 

erweitern. Einmalige oder gelegentlich sich 

wiederholende Lehrgänge reichen dafür 

nicht aus. 

Hier bot sich das KOKOS-Konzept einer 

kontinuierlichen Selbstqualifizierung von 

Ausbildern und Lehrern an, das in den vorab 

beschriebenen Modellversuchen in Industrie 

und Handwerk der alten Bundesländer er­

probt wird. Die dort gesammelten Erfahrun­

gen werden umgehend für Qualifizierungs­

maßnahmen in den neuen Bundesländern ge­

nutzt; zugleich wird dadurch die Transfer­

orientierung der Modellversuche noch wäh­

rend ihrer Laufzeit verstärkt herausgefordert. 

Eine Reihe von ausbildenden Betrieben 

(Reichsbahnausbesserungswerk Chemnitz, 

Heckert Chemnitz, Edelstahlwerk Freital, 

Flugzeugwerft Dresden, Stahlwerk Hennigs­

dorf u. a.) haben das Konzept spezifisch für 

sich weiterentwickelt, indem dreitägige Ein-
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sind in den letzten Jahren stetig gestiegen. 
Neben den Bereichen Tecttnik und 

der Umweltschutz ein hohes Maß an 
Kenntnissen Lind Fertigkeiten. 
Die Broschüre ist als eine. Hilfestellung gedacht 
für alle, die in der Ausbildung, Weiterbildung 

Beratung.,in der Weinwirtschaft tätig sind. 
soll Hinweise und RatsJ:hlage für eine Verbes­

serung der Ausbildung im Bereich des Arbeits­
und Umweltschutzes in der Weinwirtschaft 

geeign%! für die 
insbesondere für die Fortbildung der Ausbilder. 

Sie erhalten diese Veröffentlichungen beim 
für Berufsbildung -K3/Vertrieb 

· Fehrbelliner Platz 3 
1000 Berlin 31 
Telefon: 86 83-5 20/5 16 

86 55 

führungsseminare unter Einbeziehung aller 

dort in der Berufsausbildung Tätigen durch­

geführt wurden. Darin werden neben neuen 

berufspädagogischen Inhalten die für die be­

trieblich-organisatorische Umsetzung wich­

tigen Elemente einer Selbstqualifizierung 

(Konferenzmethodik und Teamstruktur) vor­

gestellt. Die Teilnehmer zeichnen sich durch 

Lernbereitschaft, Neugier, Offenheit und ein 

hohes Maß an Motivation aus. Da es die me­

thodischen Elemente des Seminars erlauben, 

an eigene Erfahrungen und eigenes Vorwis­

sen anzuknüpfen, lassen sich diese persönli­

chen Voraussetzungen gut nutzen. 

Es besteht eine hohe Verläßlichkeit bei der 

Seminarteilnahme und die Bereitschaft, für 

Selbstqualifizierungsmaßnahmen im eigenen 

Betrieb initiativ zu werden. Insofern die 

Trainer und Berater weniger Defizite, son­

dern eher die bereits vorhandene Kompetenz 

der Seminarteilnehmer betonen, treten Be­

rührungsängste beim Sich-Einlassen auf 

neue Themen weniger auf. Die Teilnehmer 

hatten im früheren sozialistischen Berufsbil­

dungssystem ein Lernen erfahren, das auf 

Frontalunterricht ohne personalen Bezug ba­

sierte. Dies entsprach dem zentralistischen 

Führungsprinzip. Das damals ebenfalls 

hochstilisierte Prinzip der Kollektivität blieb 

plakativ. Für die Weiterbildungsteilnehmer 

der neuen Bundesländer erweist sich nun das 

KOKOS-Modell als ein praxisorientierter 

Ansatz, der die Idee der Team- bzw. Grup­

penorientierung mit dem der Selbständigkeit 

des einzelnen verbindet und damit z. T. posi­

tiv besetzte soziale Gestaltungsideen des al­

ten Systems ("kollektiv") aufgreift - frei­

lich mit anderer Absicht und Methodik. 

Die vorbereitenden Maßnahmen für die Im­

plementierung einer Selbstqualifizierungs­

strategie in Betrieben I Einrichtungen werden 

auf den Einführungsseminaren abgespro­

chen. Die weitere Organisationsentwicklung 

besteht sodann in der Einrichtung von stabi­

len Bezugsgruppen Auszubildende - Aus­

bilder ("Lernfelder") und von wöchentli-
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chen Ausbilderkonferenzen in den einzelnen 

Einrichtungen. Die Schulung von Moderato­

ren /Multiplikatoren in einer zweiten Weiter­

bildungs-Phase schließt sich ab 1992 an. 
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gitter 

Ansichten, Einsichten und 
Mißverständnisse in der Ausbildung 
mit Leittexten 

Leittexte werden in der betriebli­
chen Aus- und Weiterbildung in 
verschiedenen Formen und mit un­
terschiedlichen theoretischen Be­
gründungen eingesetzt. Das hat ei­
nerseits die Entwicklung dieser 
Lernform gefördert, führt aber an­
dererseits auch immer wieder zu 
Mißverständnissen. Das Friedrichs­
dorfer Büro für Bildungsplanung 
hat sich in verschiedenen Modell­
versuchen darum bemüht, für den 
Einsatz von Leittexten theoretisch 
begründete Lehr-Lern-Systeme zu 
entwickeln. Wichtige Positionen 
dieser Entwicklungsarbeit sollen in 
diesem Aufsatz aufgezeigt werden. 

Keine andere Methode in der beruflichen 

Bildung hat in den letzten Jahren so viel Auf­

merksamkeit erhalten, wie die Leittextme­

thode. Und auch keine neue Methode ist in 

einem solchen Umfang und so konsequent in 

die Ausbildungspraxis umgesetzt worden. 

Dieser Verbreitungserfolg ist sicher nicht zu­

letzt darauf zurückzuführen, daß die Leit­

textmethode nicht eine genau definierte Vor­

gehensweise beschreibt, sondern vor allem 

eine Idee, die Idee vom selbständigen Ler­

nen. 

Mit Leittexten soll es möglich sein, selbstän­

diges Lernen gezielt anzuleiten. Damit ver­

spricht diese Methode die Auflösung des Wi­

derspruchs, der notwendig in jeder Erzie­

hung zur Selbständigkeit steckt, nämlich, 

daß intentionale Lernprozesse Anleitung er­

fordern , Anleitung aber setzt voraus, daß 
I 

sich der Angeleitete der Leitung überläßt. 

Mit Leittexten soll beides gleichzeitig mög­

lich werden, sowohl Anleitung zu geben, als 

auch Selbständigkeit zu fördern. 

Die Idee, mit der Leittextmethode selbstän­

diges Lernen anzuleiten, ist an vielen Orten 

sowohl von Theoretikern als auch Praktikern 

aufgegriffen und den unterschiedlichen An­

forderungen angepaßt worden. Dabei waren 

nicht nur die praktischen Anforderungen un­

terschiedlich, sondern häufig auch die Vor­

stellungen vom menschlichen Lernen. Das 

hat zur Folge, daß es heute eine Vielzahl von 

formal ähnlichen Leittext-Anwendungen 

gibt, die sich in ihren pädagogischen Be­

gründungenjedoch teilweise erheblich unter­

scheiden. 

Prinzipiell ist eine solche Vielzahl von Facet­

ten einer Methode zu begrüßen. Nur so ist 

lebendige Entwicklung möglich! Nichts wäre 

schlimmer, als wenn eine bestimmte Aus­

richtung der Leittextmethode zur einzig rich­

tigen erklärt und damit zum Dogma erhoben 

würde. 

Jemanden, der sich neu mit dieser Methode 

beschäftigen will und die einzelnen Entwick­

lungswege nicht kennt, muß die Vielzahl der 

theoretischen Begründungen und erst recht 

die damit verbundenen praktischen Varianten 

verwirren. Vielleicht kann dieser Aufsatz 

zum besseren Verständnis beitragen. 

Ärgerlich ist, wenn in theoretischen Ausein­

andersetzungen mit der Leittextmethode von 

falschen Voraussetzungen ausgegangen wird. 

Dies ist leider gelegentlich sowohl in kriti­

schen als auch wohl_meinenden Beiträgen der 
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Fall. Besonders wünschenswert wäre es, 

wenn einige dieser Mißverständnisse ausge­

räumt werden könnten. 

Dieser Artikel kann nicht die Gesamtheit der 

Leittextentwicklungen repräsentieren, soll 

aber versuchen, aus der Sicht der Modellver­

suche zur Leittextmethode, die das Frie­

drichsdorfer Büro für Bildungsplanung be­

treut hat, einige Antworten auf häufig geäu­

ßerte Kritikpunkte zu geben. 

Leittextmethode bedeutet 
lernen mit Leitfragen 

Ein häufiges Mißverständnis entsteht durch 

die unglücklich gewählte Bezeichnung 

"Leittext". Dadurch wird der Eindruck ver­

mittelt, das Lernen würde durch Texte ange­

leitet. Vielfach wird damit zugleich "pro­

grammiertes Lernen" assoziiert. 

Die Bezeichnung "Leittext" ist in erster Li­

nie historisch bedingt, weil es sich bei den 

ersten Leittexten von Daimler-Benz in Gag­

genau in der Tat um schriftliche Anleitungen 

gehandelt hat. Und auch die gedankliche 

Verbindung zum programmierten Lernen ist 

so falsch nicht, denn nach diesem Vorbild 

sind die ersten Leittexte entstanden. 

In der weiteren Entwicklung ist aus der 

"Leittextmethode" immer mehr eine "Leit­

fragenmethode" geworden. 

Begonnen hat der Modellversuch der Ford­

AG in Köln damit, Fragen vor den Leittext zu 

stellen, um die Aufmerksamkeit der Lernen­

den zu wecken und zu steuern. 

Die Idee ist von dem Modellversuch der 

Stahlwerke Peine-Salzgitter AG aufgegriffen 

und lerntheoretisch fundiert worden. In dem 

entwickelten Diagnose- und Stützsystem am 

Beispiel der Hobbymaschine bedeutet das 

Lernen mit Leittexten, daß kleine Gruppen 

von Auszubildenden gemeinsam Leitfragen 

beantworten und ihre Arbeit planen. 

In diesem Modell haben die Auszubildenden 

noch einen Leittext mit fachlichen Informa­

tionen erhalten, aus dem die Leitfragen be­

antwortet werden sollten. 

Inzwischen wird von vielen Leittextanwen­

dern (wie z. B. von der Telekom) die Auffas­

sung vertreten, mit Hilfe von Leitfragen soll­

ten die Auszubildenden lernen, sich selbstän­

dig aus Lehrbüchern und betriebsüblichen 

schriftlichen Unterlagen die erforderlichen 

Informationen zu erarbeiten. Leittexte wer­

den nur verfaßt, wenn keine geeigneten 

greifbaren fachlichen Informationen vorhan­

den sind. 

Ob mit oder ohne fachliche Informationen, 

die gelegentlich auch als "Leitsätze" be­

zeichnet werden und "Werkstattregeln" ent­

halten sollen (so bei dem auftragsbezogenen 

Leittextsystem der HOESCH-STAHL-AG) 

machen heute die Leitfragen den Kern aller 

Leittextsysteme aus, so daß es richtiger wäre, 

von "Leitfragenmethode" zu sprechen. 

Bei der Leittextmethode 
handelt es sich 
um ein Lehr-Lern-System 

Auch wenn die Leitfragen kennzeichnend für 

die Methode sind, spielen sie insgesamt eine 

eher untergeordnete Rolle. Vielmehr hängt 

der Erfolg der Methode letztlich davon ab, 

wie der Lernprozeß insgesamt organisiert ist. 

Die Leittextmethode versteht sich als ein 

vollständiges Lehr-Lern-System. 

Je nach Aufgabenstellung und Organisation 

werden Leitfragen in durchaus unterschiedli­

chen Lehr-Lern-Systemen eingesetzt. 

Als bekanntestes Lehr-Lern-System kann der 

Einsatz von Leittexten zur Bearbeitung von 

Projekten nach dem Modell der vollständi­

gen Handlung gelten. Für diese Aufgabe ist 

die Leittextmethode ursprünglich entwickelt 

worden. 

30 

\ 
BWP 21/1992/3 • Diskussion 

Es ist deshalb mißverständlich, wenn Leit­

text- und Projektmethode als zwei verschie­

dene Ansätze zur Förderung des selbständi­

gen Lernens dargestellt werden. 

Zum einen kann bei der betrieblichen Form 

der Projektausbildung kaum von einer eigen­

ständigen Methode gesprochen werden. Hier 

sind Projekte Gegenstände mit Lern- und 

Gebrauchswert, die sich durchaus in Lehr­

gangsform erstellen lassen. Um hierfür das 

selbständige Lernen zu fördern , sind Leittex­

te zuerst eingesetzt worden. 

Zum anderen läßt sich eine Projektausbil­

dung zwar ohne Leittexte durchführen, sie 

wird aber immer nach dem Prinzip der voll­

ständigen Handlung erfolgen, wie in der 

Leittextmethode auch. Die wesentlichen me­

thodischen Merkmale sind also identisch. 

Deutlich abgegrenzt hiervon ist die schuli­

sche Form der Projektausbildung, bei der die 

selbständige Auswahl der Projektaufgabe als 

wesentliches Merkmal angesehen wird. Sie 

ist als eigenständiger methodischer Ansatz 

ausformuliert. Es würde nichts dagegen spre­

chen, auch hier Leitfragen einzusetzen. 

Für den Erfolg der Leittextmethode als Lehr­

Lern-System sind die Leitfragen allein sogar 

weniger bedeutsam als andere Merkmale, 

wie das zielerreichende und remediale Ler­

nen und die Teamarbeit. Leittexte sind eine 

zusätzliche Hilfe, um durch Binnendifferen­

zierung unterschiedlichen Lernvoraussetzun­

gen gerecht werden zu können und geben 

dem Ausbilder die Möglichkeit, sich intensi­

ver den Lernschwächeren zuzuwenden und 

zu helfen. 

Nun müssen Leitfragen keineswegs immer 

vollständige Handlungen anleiten, sie kön­

nen auch allein der Erarbeitung von Wissen 

dienen. Für diesen Zweck hat WELTNER 1 

z. B. Leitfragen in einem Modellprojekt ein­

gesetzt, in dem sich Studenten selbständig 

Wissen aus Lehrbüchern erarbeiten sollten. 

In der beruflichen Bildung werden Leitfra-



gen zunehmend dann eingesetzt, wenn nicht 

ein Produkt erstellt werden kann, so z. B. zur 

Erkundung von Funktionszusammenhängen 

an komplexen Produktionsanlagen oder auch 

zur Erarbeitung von Kenntnissen aus Lehr­

büchern. Hier hängt der Lernerfolg letztlich 

davon ab, wie das Lehr-Lern-System insge­

samt organisiert ist und ob die Aufgabenstel­

lung von den Lernenden als interessant und 

motivierend erlebt wird. 

Leitfragen sind Lernanreize 

Der Einsatz von Leitfragen hat sich nicht nur 

in der Praxis bewährt, er läßt sich auch lern­

theoretisch begründen. 

So geht insbesondere die kognitive Lerntheo­

rie davon aus, daß die bewußte Wahrneh­

mung durch gedankliches Fragen gesteuert 

wird. Mit den Leitfragen sollen gedankliche 

Fragen von außen angeregt werden. 

Leitfragen sind also keine Prüfungsfragen. 

Der Lernwert der Fragen hängt vielmehr da­

von ab, welche Aktivitäten, Gedanken und 

Handlungen sie auslösen. Es ist deshalb auch 

wenig sinnvoll, die Leitfragen mit einer Ta­

xonomie für Prüfungsfragen zu bewerten, 

wie es z. B. MINTKEN 2 getan hat. 

Im Kontext der vollständigen Handlung ist 

der Lernwert der Fragen vor allem in drei 

Richtungen zu sehen: 

1. Wenn die gefragten Kenntnisse bei den 

Lernenden nicht vorhanden sind, dann müs­

sen die Antworten selbständig in Büchern 

gesucht werden. Selbst mit einfachen Kennt­

nisfragen wird also die Fähigkeit gefördert, 

sich selbständig aus schriftlichen Unterlagen 

. Wissen zu erarbeiten. Es wird unterstellt, 

daß diese Fähigkeit in Zukunft auch für 

Fachkräfte immer wichtiger wird, sie wird 

deshalb häufig als Schlüsselqualifikation be­

zeichnet. 

2. Kenntnisse sollen nur gefragt werden, 

wenn sie zur Lösung einer Aufgabe notwen­

dig sind. Selbst wenn die gefragten Kenntnis-

se bei den Lernenden vorhanden sind, so 

werden sie mit der Frage in einen Hand­

lungszusammenhang eingeordnet. Ausge­

hend von der Überlegung, daß richtiges Han­

deln immer im Kopf beginnt, dienen die Fra­

gen damit zum "Ordnen des Tuns", wie 

AEBLI 3 es nennt, also zur Förderung der 

Handlungskompetenz. 

3. Schließlich sollen die Fragen nicht von ei­

nem Auszubildenden allein, sondern mög­

lichst immer im Team beantwortet werden. 

Die Diskussion möglicher Antworten im 

Team bringt erst den besonderen Lerneffekt 

dieser Methode. Die Auszubildenden lernen, 

sich gegenseitig zu informieren, zu überzeu­

gen und auch zuzuhören. Fachliche Argu­

mente werden ausgetauscht und die Kennt­

nisse vertieft. (Auszubildende, ob lern­

schwach oder nicht, sollten nie allein vor ei­

nem Leittext sitzen! 4 
) 

Leittextmethode und hand­
lungsorientierte Didaktik 

Gelegentlich ist der Vorwurf zu hören, die 

Leittextmethode sei theoretisch nicht be­

gründet. 5 Angesichts der Vielzahl von Ver­

öffentlichungen mit theoretischen Herleitun­

gen der einzelnen methodischen Ansätze, 

sind die Vorwürfe schwer nachvollziehbar. 

Zweifellos haben bei der Entwicklung der 

Leittextmethode in erster Linie nicht bil­

dungstheoretische, sondern lernpsychologi­

sche Überlegungen im Vordergrund gestan­

den, so vor allem die Frage, wie kann ich 

Lernen insbesondere für Schwächere leich­

ter machen. 

Dahinter steckt das Problem, daß der Einsatz 

der neuen Techniken und der damit verbun­

denen Rationalisierungen zunehmend höhere 

Anforderungen an Facharbeiter stellen, wäh­

rend gleichzeitig die generell verbesserten 

Bildungschancen zu einer Senkung des Ni­

veaus der Bewerber für eine gewerbliche 

Ausbildung führen . Die betriebliche Berufs­

bildung sieht sich damit vor dem Dilemma, 

immer schwächere Jugendliche auf immer 

anspruchsvollere Tätigkeiten vorbereiten zu 

müssen. 

Je nach Attraktivität des Berufs müssen des­

halb die sonst üblichen Strategien der Ausle­

se und Differenzierung versagen und an ihre 

Stelle eine systematische Förderpädagogik 

treten. Das wird in der Leittextmethode z. B. 

durch die Strategien des zielerreichenden 

und des remedialen Lernens realisiert. 

Lern- und Leistungsschwäche bedeutet bei 

Auszubildenden aber zumeist auch eine un­

zureichende Fähigkeit zur kognitiven Orga­

nisation. Deshalb muß eine Förderpädagogik 

besonders nach Wegen suchen, wie man den 

Lernenden dabei hilft, ihre Gedanken zu 

ordnen. Die Leittextmethode versucht dies 

insbesondere über die gedankliche Arbeits­

vorbereitung zu erreichen. 

In der Informationsphase sollen die Auszu­

bildenden überprüfen, ob sie alle notwendi­

gen Informationen haben, um die gestellte 

Aufgabe zu lösen und sich die fehlenden In­

formationen selbst zu erarbeiten. Die gefor­

derte Arbeitsplanung soll die Fähigkeit zum 

gedanklichen Probehandeln fördern. Die Er­

fahrung zeigt, daß die genannten Erfolge 

eher mit einfachen Fragen erreicht werden. 

Ein Grund dafür dürfte sein, daß gerade die 

Schwächeren die Fragen als Hilfe zur ge­

danklichen Vorbereitung ihrer Arbeit brau­

chen. Stärkere Auszubildende brauchen hin­

gegen oft keine zusätzlichen Hilfen und fin­

den Fragen eher lästig. 

Es ist schon erstaunlich, wie wenig in kriti­

schen Kommentaren zur Leittextmethode auf 

die hier nicht zum ersten Mal vorgetragenen 

Überlegungen eingegangen wird, zumal es 

die beschriebenen Probleme ja nicht nur in 

der betrieblichen Ausbildung gibt. 

Spezielle Kritik wird hingegen an der man­

gelhaften Begründung didaktischer Entschei­

dungen in der Leittextmethode, insbesondere 

an der Auswahl der Projekte geübt. 6 
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Aus der Sicht schulpädagogischer Diskussio­

nen ist dieser Vorwurf sicher nicht unbe­

gründet, er verkennt jedoch Selbstverständ­

nis und Aufgaben betrieblicher Ausbildung, 

wo die Ausbildungsinhalte durch den Gesetz­

geber und betriebliche Anforderungen vorge­

geben sind. 

Sicher werden Projekte nicht nach ihren Bil­

dungsinhalten ausgewählt und sind auch 

sonst nicht immer sehr überzeugend. Umso 

größere Bedeutung haben bei der Konstruk­

tion von Projekten aber Fragen nach der 

Vollständigkeit der zu vermittelnden Fertig­

keiten und der Sicherstellung der ausreichen­

den Übungstiefe. 

Für die Beurteilung der Qualität der didakti­

schen Entscheidungen ist allerdings der Ge­

brauchswert der Projekte eher unbedeutend, 

entscheidend ist vielmehr, was bei der Pro­

jektbearbeitung insgesamt gelernt werden 

kann. Und hier hat die Leittextmethode 

durchaus eine Vielzahl didaktischer Überle­

gungen anzubieten. 

Die handlungsorientierte Didaktik geht da­

von aus, daß umfassende Handlungskompe­

tenz vor allem Lernziele im Verhaltensbe­

reich umfaßt, die durch Handeln eingeübt 

werden können. Diese Lernziele werden teil­

weise auch mit dem mißverständlichen Be­

griff der Schlüsselqualifikation beschrieben. 

Gemeint sind z. B. Fähigkeiten zur Koopera­

tion und Kommunikation , zum Planen und 

zum Kontrollieren. Als besonders hilfreich 

zur Bestimmung dieser Lernziele haben sich 

die Untersuchungen von DöRNER7 zum pro­

blemlösenden Verhalten erwiesen. 

Die Vermittlung dieser Inhalte im Verhal­

tensbereich wird durch die Methode sicher­

gestellt. Die Projektbearbeitung erfordert 

Kooperation und Kommunikation, Planung 

und Kontrolle. 

Ein besonderes didaktisches Problem ist die 

Systematik der Leitfragenerstellung. Hierfür 

ist ein Verfahren entwickelt worden, bei dem 

die Fragen den Verlauf der Handlungen, der 

konkreten wie der gedanklichen, folgen . 

Dieses Verfahren hat die Bezeichnung "Fried­

richsdorfer Didaktik" erhalten. 

Eine besondere didaktische Aufgabe ergibt 

sich aus dem Problem, daß die Systematik 

der Handlungsabfolge selten mit der fachli­

chen übereinstimmt. Bei aller Begeisterung 

für Handlungsorientierungen kann nicht 

übersehen werden, daß die leistungsfähige 

kognitive Organisation fachlicher Kenntnisse 

eine fachliche Systematik voraussetzt. Prin­

zipiell kann natürlich erwartet werden, daß 

sich solche Systematiken auch induktiv bil­

den. Die Methode des entdeckenden Lernens 

beruht schließlich auf dieser Möglichkeit. 

Wenn es sich um umfangreiche Wissensge­

biete handelt, ist diese Methode jedoch nicht 

sehr effektiv. Außerdem wollen wir mit der 

Leittextmethode zur systematischen Auswer­

tung vorhandener Informationsquellen und 

nicht zum fröhlichen Dilettieren anleiten. 

Solange, wie in einer Arbeitsteilung mit der 

Berufsschule dort die fachliche Systematik 

vermittelt wird, kann sich der Betrieb darauf 

konzentrieren, den Anwendungsbezug des 

Wissens zu organisieren. Grundsätzlich 

bleibt eine solche Arbeitsteilung unbefriedi­

gend. Es ist deshalb nach einem Weg gesucht 

worden, wie sich die Handlungsorientierung 

mit einer fachlichen Systematik verbinden 

läßt. 

Einen Ansatz hierfür bietet die Theorie vom 

genetischen Lernen in der Form, wie sie von 

VOLPERT8 gefordert wird zusammen mit der 

Methode der Vermittlung leistungsbestim­

mender Teiltätigkeiten. Im Modellversuch 

der Telekom zur Ausbildung von Kommuni­

kationselektronikern wird gegenwärtig ein 

Verfahren erprobt, die Fachsystematik als 

leistungsbestimmende Teiltätigkeiten in Pro­

jekte hinein zu planen. In der Form eines 

Lernbaums oder einer Matrix werden dazu 

die fachsystematischen Inhalte mit Teilaufga­

ben der Projektarbeit verbunden. Dabei wird 

darauf geachtet, daß sowohl Fertigkeiten als 
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auch Kenntnisse jeweils immer zuerst in ih­

rer einfachsten, der elementaren Form er­

worben werden müssen. Die folgenden Pro­

jektarbeiten dienen dann der Vertiefung bzw. 

Ausdifferenzierung. 

Die Planung als Matrix ist notwendig, weil 

an einem Projekt immer zugleich mehrere 

Fachsystematiken vermittelt werden und 

sonst schnell der Überblick verloren geht. 

Die erstellte Matrix ist dann aber nicht nur 

für die Planung notwendig, sondern kann 

später Ausbildern und Auszubildenden glei­

chermaßen zur Orientierung dienen. 

Zwar ist der Planungsaufwand für dieses 

Verfahren vergleichsweise hoch, der Lern­

wert von Projekten wird jedoch erheblich ge­

steigert. Es bleibt abzuwarten, ob es mit die­

ser neuen Entwicklung gelingt, die Kritiker 

der Leittextmethode besser zu überzeugen 

als bisher. 
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Dialog zwischen jungen 
Facharbeitern und Berufs­
bildungsforschern 

Zur Vorgeschichte 

Über ihre Erfahrungen beim Übergang von 

der Ausbildung in den Beruf hat das Bundes­

institut für Berufsbildung in vier Befragungs­

wellen von 1983 bis 1990 rund 20 000 junge 

Erwerbstätige befragt. Die Ergebnisse dieser 

Untersuchung geben detailliert Auskunft 

über Bedingungen, Erfahrungen und Ein­

schätzungen junger Erwachsener zu den Fra­

gekreisen Ausbildung, berufliche Eingliede­

rung, Weiterbildung und Berufsperspektiven. 

Eine methodische Besonderheit dieser Stu­

die bestand in dem von den Forschern ge­

meinsam mit den jungen Erwachsenen ver­

wirklichten Dialog während des gesamten 

Untersuchungszeitraums. Diese Kommuni­

kation stellte sich bereits kurz nach Projekt­

beginn als sehr fruchtbar heraus, zumal da­

durch erreicht wurde, die Jugendlichen auch 

längerfristig vom Nutzen der wissenschaftli­

chen Forschungsarbeit zu überzeugen. 
Durch die Herausgabe einer Projektzeit­

schrift und die Bildung einer Video-Arbeits­

gruppe gelang es den Partnern, eine vertrau­

ensvolle und dauerhafte Zusammenarbeit 

herzustellen. 

Nach Abschluß der Forschungsarbeiten im 

Jahre 1990 führten zwei junge Facharbeiter, 

Thomas Volbeding und Michael Jahn, die 

heute als Gas- und Wasserinstallateur bzw. 

Chemiearbeiter tätig sind, mit Gisela West­

hoff und Hermann Schmidt ein Gespräch 

über ihre Erfahrungen mit dem Projekt und 

ihrer Arbeit. Ein wesentliches Ergebnis die­

ses ersten Gesprächs war die beiderseitige 

Erkenntnis, daß es zwischen den jungen 

Facharbeitern und den Berufsbildungsfor­

schern eine wichtige Gemeinsamkeit gibt: 

das Interesse an einer qualifizierten Berufs­

ausbildung in Betrieb und Berufsschule und 

das Interesse an Aufklärung und Information 

über Ausbildungsbedingungen und Berufs­

perspektiven, denen dieses Projekt der Be­

rufsbildungsforschung verpflichtet war. 

Das erste Gespräch dauerte über vier Stun­

den und endete mit dem gegenseitigen Ver­

sprechen, diesen nicht alltäglichen Dialog 

zwischen Wissenschaft und Praxis fortzufüh-

ren . 

Von der Ausbildung in die Arbeit 
Auszüge aus einem Gespräch zwischen Be­

rufsbildungsforschern und jungen Fachkräf­

ten 

Hermann Schmidt: Es freut mich, Herr 

Jahn und Herr Volbeding, daß wir unser Ge­

spräch nun fortführen können. Wie ist es Ih­

nen in der Zwischenzeit ergangen? Was wür­

den Sie als die wichtigsten Erfahrungen der 

ersten Jahre Ihrer Berufstätigkeit nennen? 

Ein Ergebnis unserer Studie "Ausbildung 

und berufliche Eingliederung" besagt, daß 

30 Prozent der Befragten lieber einen ande­

ren Beruf angestrebt hätten , 15 Prozent wür­

den eine duale Berufsausbildung nicht wie-
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der durchlaufen. Teilen Sie diese Auffassun­

gen? Haben Sie Ihren Wunschberuf bekom­

men? 

Michael Jahn: Ich wollte eigentlich Tier­

pfleger oder Pferdewirt werden, kriegte aber 

keine Chance. Ich hätte mich wohl schon als 

Neugeborener bewerben müssen. Das Ar­

beitsamt konnte mir nur eine Ausbildungs­

stelle als Einzelhandelskaufmann anbieten. 

Das bin ich dann auch geworden. Der Be­

trieb hat mich aber nach Abschluß der Lehre 

nicht weiter beschäftigt. Nun bin ich Che­

miearbeiter. So geht das eben. Es war eine 

reine Glücksache. Ein Onkel von mir war da 

im Betriebsrat und wir kannten den Einstel­

lungschef. Die stellten vorwiegend Leute 

ein, deren Eltern oder Verwandte schon im 

Betrieb arbeiteten: erstens ist er pünktlich 

und zweitens macht er seinen Job. Da spielte 

es keine Rolle, daß ich Einzelhandelskauf­

mann war. Auch der Chemiefacharbeiter­

Brief hätte mir nicht mehr genutzt. Die gro­

ßen Firmen picken sich sowieso nur die be­

sten aus den Ausbildungsjahrgängen heraus. 

Da mußt du einen Durchschnitt von 0,9 bis 

1,1 haben. Das heutzutage bei der Lehre zu 

schaffen, ist ungefähr wie ein Lotteriespiel: 

Du mußt einen guten Tag haben, einen guten 

Prüfer und den dümmsten Fragebogen. Na 

also, die Chancen stehen eigentlich alle 

schlecht. Das meinte ich damit, ich hätte 

Glück gehabt, den Job zu kriegen. 

Hermann Schmidt: Wie war es denn bei Ih­

nen, Thomas? 

Thomas Volbeding: Naja, ich wollte nach 

der Schule in den Polizeidienst oder zum 

Bundesgrenzschutz. Schaffte aber die Auf­

nahmeprüfung nicht. Da konnte ich meine 

Koffer packen. 

Hermann Schmidt: Wie, das haben Sie da­

mals versucht? 

Thomas Volbeding: Naja, ging ja auch 

schief. Habe dann über eine Annonce einen 

Ausbildungsplatz in einer kleinen Klitsche 

gefunden, die Gas- und Wasserinstallateure 

ausbildete. Die Ausbildung habe ich bestan­

den. Aber die Firma lief nicht gut. Da bin 

ich zum Alten gegangen und hab' "Tschüß" 

gesagt. Ich hab' mich dann bei einem großen 

Verlag beworben, wo ich seitdem in meinem 

Beruf arbeite. 

Hermann Schmidt: Sie arbeiten also nun 

nach sechs Jahren noch bei der Firma, die 

Sie nach der Ausbildung angestellt hat. Wie 

gefallt Ihnen die Arbeit? Gibt es Schichtar­

beit? Machen Sie Überstunden? 

Thomas Volbeding: Zur Zeit arbeite ich 

eine Woche Nacht-, eine Woche Spät-, zwei 

Wochen Frühschicht, jeweils montags bis 

freitags. Samtags- und Sonntagsarbeit gilt als 

Überstunden. Diese muß ich freiwillig min­

destens an zwei Wochenenden im Monat lei­

sten.Einmal im Monat hab ich Freitag, 

Samstag, Sonntag frei. Das ist so bei uns im 

Kesselhaus. Freitags gehen wir in die Nacht­

schicht und fahren bis donnerstags. Dann 

haben wir das einzig freie Wochenende. 

Montags gehen wir in die Spätschicht und 

machen bis sonntags. Dann wieder drei Tage 

frei. Von Mittwoch an 14 Tage Frühschicht. 

Und dann wieder in die Nachtschicht. 

Hermann Schmidt: Machen Sie das auch so 

Michael? 

Michael Jahn: Nein, wir haben diese Vie­

rerschichten. Der Betrieb läuft 24 Stunden 

durch: Früh-, Spät-, Nachtschicht. Jeweils 

acht Stunden. Die vierte Schicht hat frei. 

Hermann Schmidt: Gibt es Regelungen, 

wenn während der Schicht etwas außerge­

wöhnliches passiert? 

Michael Jahn: Möglichst wird alles allein 

gelöst, aber es gibt auch Ausnahmen. Z. B. 

am Wochenende gab es einen StörfalL Da 

riefen die den Meister an, was sie machen 

sollten. Der kam dann halt 'rein. Mittlerwei-
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Je hatten die alles erledigt, sie hatten den 

Fehler selber gefunden. Der Meister fuhr 

dann wieder weg. Am Montag stand dann an 

der Tafel : "Das Wochenende ist die Ruhezeit 

des Meisters". Wir haben druntergeschrie­

ben: "Am Wochenende darf gearbeitet wer­

den". 

Hermann Schmidt: Es darf aber kein Mal­

heur passieren. 

Michael Jahn: Nein, nein , es darf auch 'was 

passieren. Aber dann haben wir das entwe­

der selbst zu erledigen oder irgendeinen Un­

fallschutz-Beauftragten anzurufen, nur nicht 

den Meister. Der hat zu dem Zeitpunkt frei 

- darauf besteht der. 

Hermann Schmidt: So ist das wohl im Be­

trieb. 

Michael Jahn: So ungefähr. Wir haben näm­

lich nur drüber gelächelt. Er wird trotzdem 

weiter angerufen. Gerade jetzt. 

Hermann Schmidt: Wie ist es mit der be­

ruflichen Weiterbildung? 

Thomas Volbeding: Das wichtigste ist, 

dicht dran zu bleiben. Die Neuerungen in 

der Arbeit erfahre ich doch als erster. Ich 

muß mich natürlich darum kümmern. Bei 

uns in der Versorgungstechnik sind das z. Z. 

vor allen Dingen neue Werkstoffe und neue 

Arbeitssicherheitsbestimmungen. Da ist Wei­

terbildung nötig und wird auch angeboten 

und gemacht. 

Michael Jahn: Ich habe nach meiner Aus­

bildung praktisch alles neu lernen müssen. 

Was ich für den Job als Chemiearbeiter 

brauchte, habe ich alles hier gelernt. 

Also, ich steh' auf dem Standpunkt, solange 

ich das nicht muß, mache ich es auch nicht. 

Auch wenn die Möglichkeiten bei uns relativ 

gut sind . So kann man sich bei uns zum 

Elektriker oder Meß- und Regelmechaniker 

weiterbilden. 



Hermann Schmidt: Außerhalb oder wäh­

rend der Arbeitszeit? 

Michael Jahn: Da wir Wechselschicht ma­

chen, geht das teilweise in die Arbeitszeit 

mit 'rein. Die komplette Aus- oder Weiterbil­

dung wird als Überschicht angerechnet. 

Hermann Schmidt: Gibt es für Sie ähnliche 

Angebote? 

Michael Jahn: Bei uns wird z. B. eine 

Kunststoffanlage neu gebaut. Da sollen min­

destens 80 Prozent Fachkräfte dran arbeiten. 

Es wird verlangt, daß der Schichtführer und 

seine Stellvertreter den entsprechenden Fach­

arbeiterbrief haben. Wenn die mich fragen, 

müßte ich den Chemiefacharbeiter nachholen. 

Hermann Schmidt: Ist die Vorbereitung be­

trieblich organisiert? 

Michael Jahn: Der Betrieb stellt einen für 

die Schulung frei. Dazu gibt es innerbetrieb­

lichen Unterricht. Wenn ich aber jetzt umler­

nen würde, könnte ich meine Arbeit in der 

Wechselschicht nicht mehr machen und 

müßte auf Tagesschicht gehen. Die Plätze 

sind aber rar. 

Hermann Schmidt: Gibt's dann auch mehr 

in die Lohntüte? 

Michael Jahn: In der Regel sind das so um 

die 200,- DM. 

Hermann Schmidt: Wenn Sie heute rück­

blickend unser Projekt betrachten, wie ist 

das angekommen? Hat es etwas gebracht, 

daß die Berufsbildungsforscher über Jahre 

Kontakt zu Ihnen gehalten haben und Infor­

mationen hin und her gingen? 

Thomas Volbeding: Als Fazit kann ich sa­

gen, daß ich von der ganzen Sache viel ge­

lernt habe. Besonders dadurch, daß ich ver­

suchte, mich in die Probleme der anderen 

'reinzuversetzen. Also, wenn ich jetzt 'nen 

Lehrling hätte, würde ich versuchen, mehr 

auf diesen Jungen einzugehen, rauszubekom­

men, was er für Wünsche hat und wie er sei­

ne Zukunft sieht. Auch hoffe ich, daß so 

'was wie diese Befragung auch in Zukunft 

weitergemacht wird. Vor allem, um zu se­

hen, ob sich inzwischen 'was geändert hat. 

Ich könnt mir vorstellen, daß sich auch durch 

solch ein Projekt 'was ändert. 

Michael Jahn: Also, ich war immer daran 

interessiert, was die anderen gesagt hatten. 

Meine Meinung kannte ich ja und auch was 

ich durchmachen mußte, um 'ne Lehrstelle 

zu bekommen und nach der Lehre 'nen Job 

zu finden. Ich wollte erfahren, ob es den an­

deren auch so wie mir ergangen ist und was 

heute am problematischsten ist. Dann hörte 

ich, daß viele Kollegen Probleme hatten, 

überhaupt 'ne Lehrstelle zu finden und was 

die alles machen mußten, nach der Lehre im 

Betrieb zu bleiben oder eine andere Arbeit 

nach der Lehre zu bekommen. Das war 

schon interessant. 

Nachwort 

"Warum mach' ich da 
eigentlich mit?" 
Ausbildungsabsolventinnen 
und -absolventen 
beteiligen sich an einem 
Forschungsprojekt 

Giseta Westhoff 

In dem Forschungsprojekt "Ausbil­
dung und berufliche Eingliede­
rung" wurden in einer Längs­
schnittstudie von 1984-90 ausge­
wählte Absolventen /-innen einer 
kaufmännisch-verwaltenden, einer 
Metall- oder Elektroausbildung in 
37 Berufen des dualen Systems 

während der ersten Berufsjahre 
begleitet. Die Studie begann 1984 
mit 20 000 Absolventen/-innen, sie 
bezog sich auf die Bundesländer 
Baden-Württemberg, Hamburg, Nie­
dersachsen und Nordrhein-Westfa­
len. 

Zielsetzung 

Das wesentliche Ziel bestand darin, den be­

ruflichen Werdegang der jungen Fachkräfte 

festzustellen. In einer Situation schwieriger 

Übergangsbedingungen zwischen Ausbil­

dung und Beschäftigung - "erste und zweite 

Schwelle" - sollten anhand der Berufsbio­

graphien der Befragten die Besonderheiten 

der Integration in das Erwerbsleben aufge­

zeigt werden. Der Verlauf des Prozesses wur­

de beispielhaft an der repräsentativ ausge­

wählten Gruppe erforscht und begleitet - ein 

aufwendiges und anspruchsvolles Vorhaben. 

Seit Beginn der Panelstudie war klar, daß es 

besonderer Anstrengungen seitens der Pro­

jektgruppe bedurfte, die Teilnahmemotiva­

tion der jungen Erwachsenen an dem For­

schungsprozeß kontinuierlich zu erhalten. 

Denn das Projekt traf in eine Lebensphase, 

die nicht nur durch berufliche, sondern auch 

durch altersbedingte Veränderungen wie Ab­

lösung vom Elternhaus, Partnersuche oder 

Familiengründung gekennzeichnet ist. Allein 

die damit zusammenhängenden Wohnort­

wechsel erschwerten die Realisierung des 

Panels. 

Methodisches Vorgehen 

Im Zentrum der Studie standen drei umfang­

reiche schriftlich-postalische Erhebungen 

zum beruflichen Werdegang nach der Ausbil­

dung. Voraussetzung dazu war eine Adreß­

erhebung in ausgewählten Berufsschulklas­

sen verbunden mit einer Kurzerhebung von 

Strukturmerkmalen wie Ausbildungsberuf, 
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Geschlecht, schulische Vorbildung, aber 

auch der beruflichen Erwartungen. Insbe­

sondere das Ergebnis, nach dem 5 000 Be­

fragte (20 Prozent) ihre Perspektive auf einen 

Arbeitsplatz als aussichtslos einschätzten, 

ließ erkennen, wie schwierig es werden 

könnte, auch diese Gruppe längerfristig für 

eine Befragung zu interessieren. Zwei Teil­

nehmer schrieben dazu: 

"Das schlimmste ist nicht, daß man irgend jemandem 

peinliche Fragen beantworten muß, sondern nur, daß 

man seine eigene hoffnungslose Lage vorgeha lten 

bekommt." 

"Was ich bei diesen Fragen vermißt habe, ist, daß wir 

nach unseren Meinungen über die Arbeitsverhältnisse 

und darüber, wie uns zumute ist, nach der Ausbildung 

gleich arbeitslos zu sein, nicht gefragt wurden. Die Si­

tuation : Was ich tue, was für eine Arbeit, wann ich sie 

bekam, wird ausführlich behandelt. 

Meinen Sie nicht auch, daß unsere Gemütsverfassung 

nicht auch einmal an die Öffentlichkeit darf? Es heißt 

doch immer, nun liegen die Jugendlichen wieder auf 

der Straße, hocken in der Stadt herum, die sollen sich 

mallieber Arbeit suchen. Wer Arbeit wi rklich sucht, der 

findet welche". 

Die Adreßerhebung war darüber hinaus er­

schwert durch die damals aktuelle Diskus­

sion um die Volkszählung und die damit ver­

bundene Sorge um den Umgang staatlicher 

Stellen mit Daten aus dem persönlichen Be­

reich. Diese Diskussion wurde von dem For­

schungsteam aufgenommen, die Jugendli­

chen wurden über gesetzliche Bestimmungen 

(Rechte und Pflichten) aufgeklärt, Verbind­

lichkeiten hergestellt und die Grundlage für 

das notwendige Vertrauen den Forschern ge­

genüber hergestellt. Das Verfahren war auf­

wendig: 70 000 Kontakte mußten hergestellt 

werden, um 25 000 ausgefüllte Fragebogen 

zu erhalten, darunter 20 000 Jugendliche, die 

auch ihre Adressen für das Panel zur Verfü­

gung stellten. 

Das Bild des Labyrinths, das sich im Laufe 

des Projekts aus der Analyse der Übergangs-

prozesse für einen Teil der Absolventinnen 

und Absolventen herauskristallisierte, traf in 

manchen Phasen auch au.f die Suche nach 

der adäquaten Methode zu , wie die Motiva­

tion der Teilnehmer erhalten und ihre Inter­

essen berücksichtigt werden konnten. Fand 

beispielsweise das bildungspolitisch wichtige 

Thema Weiterbildung zum Zeitpunkt der 

zweiten Hauptbefragung auch eine hohe Ak­

zeptanz bei den jungen Berufstätigen? Wel­

chen Stellenwert durfte es im Fragebogen 

einnehmen, um auch anderen wesentlichen 

Aspekten genügend Raum zu lassen und 

gleichzeitig die Teilnahmemotivation zu er­

halten und zu verstärken? 

Die Übernahme erprobter "Panelpflegemaß­

nahmen" aus anderen Projekten zeigte sich 

als wenig erfolgversprechend. So erbrachte 

ein Test des Einsatzes der Verlosung von 

Geldpreisen bei 750 Befragten und einer 

ebenso umfangreichen Kontrollgruppe ein 

negatives Ergebnis. Die Verlosung erwies 

sich nicht als zusätzlicher Anreiz , den Frage­

bogen ausgefüllt zurückzuschicken. Auch 

wurde der generelle Stellenwert solcher Ver­

losungen zur Motivationssteigerung von al­

len Befragten niedrig eingeschätzt. Hier 

mußte nach neuen Wegen gesucht werden, 

um die Wünsche und Vorstellungen der jun­

gen Menschen festzustellen und sie im Rah­

men des Projekts angemessen zu berücksich­

tigen. Ihre Mitarbeit war langfristig abzu­

sichern. Die Entwicklung eines entsprechen­

den Instrumentariums wurde zum Bestand­

teil des Projekts. 

Die schriftlich-postalischen Erhebungen wur­

den während des gesamten Studienverlaufs 

um den Einsatz qualitativer Methoden wie 

Gruppendiskussionen (regional verteilt auf 

die ausgewählten Bundesländer), Telefon­

interviews, Einzelgespräche, Textanalysen 

ergänzt. Diese unterschiedlichen Instrumen­

tarien wurden eingesetzt, um möglichst dif­

ferenzierte und genaue Daten zu den Pro­

jektthemen zu erhalten. Gleichzeitig ent­

wickelte sich diese Methodenvielfalt aus der 
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Notwendigkeit der "Panelpflege". Sie wur­

den eingesetzt, um die Interessen der Befrag­

ten an dem Forschungsprojekt zu erforschen, 

einzubeziehen und den Sachverstand der Be­

fragten zu nutzen, um z. B. das Instrumenta­

rium zu verfeinern, ihre Interessen zur Dis­

kussion zu stellen - innerhalb der Befrag­

tengruppe oder im Kontakt mit anderen 

Gruppen. Dazu einige Auszüge aus einer 

Gruppendiskussion zwischen der zweiten 

und der dritten Hauptbefragung: 

Anja: "Das Problem liegt darin, wenn man von vorn­

herein sagt: das machen andere schon, die kümmern 

sich darum. Das ist natürlich nicht meine Einstellung, 

sondern : man muß auch selber irgendwie 'was tun, 

sonst passiert gar nichts. Aus dieser Sicht habe ich auch 

gesagt: o.k. dann mach ich mit." 

Christian: ",ch habe einigen Kollegen und Freunden 

erzählt, daß ich hier mitmache. Die meisten waren der 

Meinung. Was willst Du da, was machen die eigentlich, 

was hast Du davon 7" 

An ja: "Genau: Was hast Du davon? vor allen Dingen. 

Und ich kann also von meiner Warte aus sagen, ich 

hab' unheimlich viel davon. Erstens mal ein paar ver­

nünftige Leute kennengelernt, dann Informationsaus­

tausch und irgendwie'n Antei l, doch noch irgendwie, ir­

gend etwas im Berufsleben zu verändern, zu verbes­

sern. Und das mein' ich, ist auch sehr wichtig ." 

Auf die Frage nach anderen motivierenden 

Maßnahmen wie z. B. Preisausschreiben, 

antwortete ein dritter Gruppendiskussions­

teilnehmer: 

"Informationen sind wichtig zur Motivation, daran 

kann es an vielen Stellen mangeln, also an Informatio­

nen, genau das muß es sein, daß man also weiß, mit 

den Sachen wi rd auch 'was gemacht und das bewirkt 

'was. Denn das ist ja das Ziel, der Sinn der ganzen Sa­

che, daß man nämlich irgend etwas bewirkt, für die 

nachfolgende Generation (Auszubildenden - Anmer­

kung d. Red.) auf alle Fä lle, daß man nicht den Ge-

danken hat Umfrage, Statistik, Schublade, und 

dann ist das weg; sondern da muß man natürlich auch 

lesen können, das ist etwas über uns. Das muß man 



halt übersetzen, daß man weiß, daB da auch in den 

Medien darüber gesprochen wird, daB da auch 'was 

passiert." 

Entsprechend versuchte das Projektteam, al­

le Möglichkeiten zu nutzen, bei denen Be­

fragte aktiv in den Forschungsprozess einbe­

zogen werden konnten. Die Teilnehmer wur­

den durch Fragebogenkonferenzen und In­

formationsveranstaltungen an der Gestaltung 

des Projektes beteiligt. Sie erhielten fachli­

che und organisatorische Unterstützung, 

wenn sie selbst initiativ werden wollten. Im 

Ablauf des Projektes wurden somit Aspekte 

von Handlungsforschung realisiert. 

Durch das kontinuierliche Feedback zwi­

schen Forschern und Befragten konnten auch 

kurzfristig Anregungen und Reaktionen von 

seiten der Teilnehmer noch während der ein­

zelnen "Feldphasen" der vier großen schrift­

lichen Erhebungen aufgenommen und von 

dem Projektteam umgesetzt werden. Bei­

spielsweise war es möglich, Mißverständnis­

se auszuräumen, nach denen sich Befragte 

von dem Fragebogen zunächst nicht ange­

sprochen fühlten , weil sie zur entsprechen­

den Zeit nicht berufstätig waren. In den 

Mahnaktionen konnten derartige Einschät­

zungsfehler mit Hilfe allgemeiner Erklärun­

gen beseitigt und der Rücklauf damit erhöht 

werden. Dieses Vorgehen wirkte sich eben­

falls positiv auf die Qualität der Antworten 

aus, da die Befragten Einblick in die For­

schungsziele erhielten und sich durch die Be­

rücksichtigung ihrer Interessen besonders 

angesprochen fühlten. 

Verlauf der Untersuchung 

Im folgenden wird an einigen Beispielen auf­

gezeigt, wie sich dieser Ansatz des Projektes 

entwickelt hat. Gleich zu Anfang erhält die 

Studie einen Namen, der für die Teilnehmer 

eine leichtere Identifizierung ermöglicht: 

"ABA-Aktion". Das daraus entwickelte Pro­

jektsignet "ABA" stand für: Ausbildung -

Beruf - Arbeitsplatzsuche. Jugendliche aus 

dem Projekt hatten dieses Kürzel selbst ent­

wickelt. Die offizielle Bezeichnung hielten 

sie für zu technokratisch oder zu wissen­

schaftlich. 

Im November/Dezember 1984 fand eine um­

fassende "Sonderanalyse zum Abbau von 

Teilnahmebarrieren" (über 400 Telefoninter­

views und Gruppendiskussionen in vier aus­

gewählten Bundesländern) statt, die wesent­

liche Weichen für das weitere Vorgehen im 

Umgang mit den Teilnehmern stellt. Die 

Analyse zeigte, daß die Befragten wünsch­

ten, über die Ergebnisse der einzelnen Erhe­

bungen informiert zu werden. 

Die Fragebogenentwürfe werden jeweils mit 

ausgewählten Teilnehmerinnen und Teilneh­

mern diskutiert, ihre Vorschläge werden ein­

bezogen (umfangreiche Pretests), die u. a. 

dazu führten, die Standardvorgaben um die 

Möglichkeit zusätzlicher Kommentare zu er­

gänzen - die Grundlage ausführlicher Text­

analysen als Ergänzung quantitativer Aus­

wertungen. Jede Fragebogenseite erhielt da­

für einen Platz, der vielfältig genutzt wurde 

und sich für die Interpretation der Daten als 

hilfreich erwies. Darüber hinaus entwickelte 

sich in den Vorgesprächen aufgrund der 

Zwischenergebnisse die Notwendigkeit zu­

sätzlicher offener Fragen wie z. B. "Sehen 

Sie für Frauen besondere Schwierigkeiten 

bei der Arbeitsplatzsuche, Berufstätigkeit, 

Weiterbildung ... ?" (zweite Haupterhebung) 

und "Welche konkreten Empfehlungen wür­

den Sie jetzt Auszubildenden geben, um be­

ruflich Fuß zu fassen und Erfolg zu haben, 

aber auch für private Interessen Zeit zu ha­

ben und familiären Verpflichtungen nach­

kommen zu können?" (dritte Haupterhe­

bung). Die Reaktion auf beide Fragen war 

jeweils mit rd. 60prozentiger Beteiligung 

und z. T. sehr ausführlichen Antworten aus­

gesprochen positiv. 

Die Gruppendiskussionen, die u. a. zur Ge­

staltung des schriftlichen Fragebogens führ-

ten, fanden jeweils - regional gestreut -

vor oder nach den schriftlich-postalischen 

Erhebungen statt. Ebenso wie die persönli­

chen und telefonischen Interviews (Leitfaden­

gespräche) wurden diese Kontakte immer 

auch als Gelegenheit genutzt, mit den Teil­

nehmern unmittelbar reden zu können, ihre 

Vorstellungen aufzunehmen und die Gesamt­

gruppe schriftlich vorab und anschließend 

darüber zu informieren. 

Im Projektverlauf fanden z. B. mit über 200 

Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Stu­

die regionale Gruppendiskussionen statt; sie 

wurden ergänzt um eine Vielzahl brieflicher 

und telefonischer Kontakte (ca. 2 000) zur 

Vor- und Nachbereitung. 

Als Forum für die Gesamtgruppe der Befrag­

ten wurde eine Projektzeitschrift, die "ABA­

Info" entwickelt, die von 1984 bis 1991 in 

neun Auflagen erschien. Darin wurde über 

aktuelle Befragungsergebnisse und über In­

itiativen kleinerer ABA-Gruppen berichtet, 

die Ergebnisse von Gruppengesprächen oder 

Einzelinterviews ausgewählt, Teilnehmer 

dargestellt, auf bevorstehende Befragungen 

hingewiesen und - auf besonderen Wunsch 

einer Vielzahl der Teilnehmer - darüber in­

formiert , wie und wo die Ergebnisse in der 

Öffentlichkeit präsentiert werden, was damit 

gemacht wird. 

Ein telefonischer Anrufbeantworter gab 

während der ersten Befragung aktuelle Er­

gebnisse wieder, ein weitergehender Telefon­

dienst bot konkrete Beratung von AHA-Teil­

nehmern für AHA-Teilnehmer an , z. B. was 

man bei der Arbeitsplatzsuche konkret be­

achten sollte. 

Im Sommer 1985 drehte eine Gruppe von 

Kölner und Stuttgarter Befragungsteilneh­

mern einen Videofilm über die eigenen Er­

fahrungen zum Projektthema. Die Idee ent­

stand aus der Kritik an der offiziellen Dar­

stellung beruflicher Fragen und Probleme in 

diesem Zusammenhang. Sie wollten als Ex-
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perten ihrer eigenen Situation einen anderen 

Beitrag aus dieser Perspektive zur Informa­

tion interessierter und verantwortlicher Grup­

pen leisten. Die Gruppe erhielt dazu finan­

zielle Unterstützung durch die EG-Kommis­

sion und fachliche durch den Jugendflimclub 

in Köln - der Beginn der Arbeit der ABA­

Videogruppe Köln. Insgesamt entstanden 

1985 bis 1987 drei Videofilme, die ausschließ­

lich in der Freizeit der jungen Berufstätigen 

gedreht wurden. 

Die Filme führten zu vieif<:iltigen Kontakten . 

Die Kölner Gruppe wurde z. B. von einer na­

tionalen Bildungsexpertenkommission ausge­

wählt, um auf einer EG-Tagung im November 

1985 in Luxemburg ihre Arbeit im Kontext 

des Gesamtprojekts als den zentralen Beitrag 

der Bundesrepublik zum Thema "Jugend be­

rät Jugend - Info-Aktion" darzustellen. 

Die "ABA-Filme" wurden genutzt, um mit 

unterschledlichen Gruppen, die an dem The­

ma beteiligt sind (Schüler, Lehrer, Eltern, 

Unternehmer, Wissenschaftler im BIBB) , 

"ins Gespräch zu kommen". Die Präsenta­

tion der Filme wurde von einer Befragung 

der Adressaten begleitet, deren Auswertung 

im Rahmen des EG-Projekts stattfand. 

Aus den unterschiedlichen Phasen entwickel­

te sich bei zwei maßgeblichen Mitarbeitern 

der ABA-Video-Gruppe Köln der Wunsch, 

mit einem auch politisch wichtigen Entschei­

dungsträger für die berufliche Bildung und 

damit für das Projektthema, an dem die For­

scher und die "Erforschten" gemeinsam ar­

beiteten, abschließend direkt ins Gespräch zu 

kommen. Thomas Volbeding und Michael 

Jahn führten zwei ausführliche Gespräche 

mit dem Generalsekretär des Bundesinstituts 

für Berufsbildung Hermann Schmidt. 1 

Schlußbemerkungen 

Die Arbeit an diesem Forschungsprojekt hat 

allen Beteiligten interessante neue Erkennt-

nisseund Erfahrungen. vermittelt. Die Mitar­

beit der Befragungsteilnehmer hat wesentlich 

zum Erfolg des Projekts beigetragen. 

Der kommunikative Ansatz wirkte sich ei­

nerseits positiv auf die Höhe des Rücklaufs 

in den schriftlichen Befragungen aus. Die je­

weiligen Rücklaufquoten von 50 bis 60 Pro­

zent belegen den Erfolg dieses Vorgehens. 

Andererseits führte die Methodenvielfalt un­

ter Einbeziehung der Teilnehmer in den For­

schungsprozeß zu einer höheren Qualität der 

repräsentativen Ergebnisse, ihre Zuverlässig­

keit konnte gesteigert werden. Die Umset­

zung der Hypothesen in verständliche Frage­

bögen wurde genauer und klarer und führte 

zu einer hohen Ausfüllqualität 2 

Folglich lagen nach Abschluß der letzten 

schriftlich-postalischen Erhebung (sechs 

Jahre nach Projektbeginn) für 85 Prozent der 

Teilnehmer lückenlose Berufsbiographien 

vor. Auf der Grundlage dieses Datensatzes 

können umfassende und detaillierte Erkennt­

nisse über den Integrationsprozeß junger 

Menschen in das Berufsleben gewonnen 

werden. Das hier eingeschlagene Verfahren 

hat dem Forschungsteam eine hohe Arbeits­

motivation vermittelt. Dadurch konnte die 

Qualität der Ergebnisse verbessert werden. 

Es bleibt zu hoffen, daß diese Ansätze auch 

in anderen Projekten Berücksichtigung fin­

den. 

Das folgende Zitat aus einem ABA-Info faßt 

abschließend die Antworten unterschiedli­

cher Beteiligter auf die Frage "Warum mache 

ich da eigentlich mit?" zusammen: 

.,Wir sind der Meinung, daß es nichts bringt, wenn nur 

mit unpersönlichen Zahlen hantiert wi rd, die trocken 

und kalt präsentiert werden und nur statistischen 

Zwecken dienen. Deshalb versuchen wir, die Realität 

auf andere Art und Weise darzustellen und der Öffent· 

lichkeit klarzumachen, daß hinter den Zahlen Jugend Ii· 

ehe stehen, die Probleme haben. Denn wenn man Mü· 

he hat, irgendeinen Ausbildungsplatz nach Hunderten 

von Bewerbungen zu ergattern oder sich während der 
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Ausbildung immer wieder ducken muß, um die Lehre 

zu Ende machen zu können, dann ist es frustrierend, 

mit der Prüfung in der Hand auf der Straße zu stehen 

oder in einem anderen Job!" 

Anmerkungen: 

1 In der 9. ABA-Info wurden alle Projektteilnehmer über 
wesentliche Ergebnisse des ersten Gesprächs informiert, 
z. B. über ausgewählte Themen wie Aufgaben des BIBB, 
Kritik an dessen Ojfentlichkeitsarbeit von Seiten der ABA­
Teilnehmer, Besonderheiten der Mitarbeit von Befragten 
in einem Forschungsprojekt. 
2 Immerhin handelt es sich um jeweils 10 bis /6 Seiten 
lange Fragebögen, die sorgfältig ausgefüllt wurden. 

Ergänzende Literatur zu diesem Projekt: 

Hennann Herget, Klaus Schöngen, Gisela Westhoff: Be­
rufsausbildung abgeschlossen - was dann? Berichte zur 
beruflichen Bildung, Heft 85, Berlin und Bonn 1987; nä­

heres zur Auswahl der Stichprobe: S. JO!f. 
IMW-Köln: Abbau von Barrieren zur Teilnahme an Um­
fragen bei Jugendlichen, Untersuchungsbericht (unveröf­
fentlicht) , Dezember 1984 
"Man lernt erst nach der Lehre': Ein Video-Projekt der 
ABA-lnitiativgruppe Kßln. Vorläufiger Endbericht zu die­

ser Aktion von Rnlph Honsdorf, Michael ]ahn, Edmund 
Scharfstetter, Dirk Sauer, Thomas Volbeding im Zusam­
menarbeit mit dem IMW-Köln , 1988 
Udo 1111/z: Die ABA-Video-Gruppe-Köln. In: Gisela West­
hoff, Axel Bolder (Hrsg.): Entwarnung an der zweiten 
Schwelle? Obergänge von der Berufsausbildung ins Er­
werbsleben. Tagungen und Expertengespräche zur beruf­
lichen Bildung, Heft 12, Herausgeber: Bundesinstitut für 
Berufsbildung. Der Generalsekretär. Berlin und Bonn 
1991 
Giseta West hoff: "Dann mach ich das Ding auch durch ": 
Molivierung von Jugendlichen bei Panelumersuchungen. 
In: Hermann Herger (Hrsg.): Chancen VOll Panelerhebun­

gen und zeitbezogener Analyse für die Berufsbildungsfor­
schung. Berichte zur beruflichen Bildung, Heft 124, Ber­

lin und Bonn 1991 
Klaus Schöngen, Giseta Westhoff: Berufswege nach der 
Ausbildung - die ersten drei Jahre. Berichte zur berufli­
chen Bildung (in Vorbereitung) 



Berufsbildung EEuropa 

Das europäische Berufs­
bildungsprogramm FORCE 
im BIBB 

Carola Uhlig 

Organisation auf europäischer und 
nationaler Ebene 

Die Durchführung des FORCE-Pro­
gramms auf europäischer Ebene 
wird von der Task Force "Human­
ressourcen, allgemeine und beruf­
liche Bildung, Jugend" der Kom­
mission der Europäischen Gemein­
schaften geleitet. Unterstützt wird 
die Kommission bei der allgemei­
nen Koordinierung des Programms 
von einem Büro zur technischen 
Unterstützung (BAT) in Brüssel so­
wie einem beratenden Ausschuß 
(FORCE-Ausschuß), der sich aus je 
zwei Vertretern der Mitgliedsstaa­
ten zusammensetzt. 

Unter Berücksichtigung des föderativen Auf­

baus der Bundesrepublik und der daraus re­

sultierenden Zuständigkeiten im dualen Sy­

stem wurden diese nationalen Koordinatoren 

aus dem Bundesministerium für Bildung und 

Wissenschaft und einem Kultusministerium 

benannt. Vertreter der Sozialpartner nehmen 

ebenfalls an den Arbeiten des Ausschusses 

als Beobachter teil. 

Auf nationaler Ebene wurde eine Arbeits­

gruppe gebildet, bestehend aus den Vertre­

tern im FORCE-Ausschuß, den beiden Ver­

tretern der Sozialpartner (DGB und BDA), 

dem DIHT, den Kammern und Verbänden 

der nationalen Koordinierungsstelle, die et­

wa alle zwei Monate für einen Erfahrungs­

austausch zusammenkommt, um so den In­

formationsfluß für alle Beteiligten am FOR­

CE-Programm sicherzustellen. Die Arbeits­

gruppe unterstützt und begleitet die Arbeit 

der nationalen Koordinierungsstelle FORCE. 

Die nationale Koordinierungsstelle FORCE 

ist im Bundesinstitut für Berufsbildung 

(BIBB) in Berlin verankert und mit der de­

zentralisierten Verwaltung und Koordinie­

rung der Aktionen und der Teilnahme an den 

statistischen Erhebungen und Analysen be­

auftragt. 

Die Aktionen gliedern sich in Typ l (Aus­

tauschprojekte, Pilotprojekte, Qualifikations­

projekte) und Typ 2 (sektorale Erhebungen, 

statistische Erhebungen, tarifpolitische Ana­

lysen). 

Weitere Aufgaben der Koordinierungsstelle 

sind die Vorbereitung und Animation des 

Programms sowie Beratung und Hilfestel­

lung für Antragsteller. 

Neben der Nationalen Koordinierungsstelle 

FORCE sind weitere nationale Koordinie­

rungsstellen der europäischen Programme 

und Initiativen für die Berufsbildung im 

BIBB angesiedelt. Unterschieden wird in der 

Regel zwischen den Aktionsprogrammen, 

die von der Task Force "Humanressourcen, 

allgemeine und berufliche Bildung, Jugend" 

geleitet werden und den Initiativen, die der 

Generaldirektion V "Beschäftigungspolitik, 

Arbeitsmarkt und Soziale Angelegenheiten" 

zugeordnet sind. Während die Aktionspro­

gramme aus ihrem eigenen Haushalt finan­

ziert werden, stehen für die Initiativen die 

Strukturfonds der Gemeinschaft zur Verfü­

gung. 

Ausführliche Informationen über das FORCE­

Aktionsprogramm zur Förderung der beruf­

lichen Weiterbildung in Europa erhalten Sie 

bei Dr. Uwe Grünewald, Carola Uhlig, Ma­

rianne Vallocco, Bundesinstitut für Berufs­

bildung, Fehrbelliner Platz 3, Abteilung 5.3, 

Tel.: 030/8683-547. 

Hans-Dieter Höpfner 

ENTWICKLUNG SELBSTÄNDIGEN 
HANDELNS IN DER BERUFLICHEN 
Aus- UND WEITERBILDUNG 
EIN AUF DER THEORIE DE R 
HANDLUNGSREGULATION BEGRÜNDETES 
DIDAKTISCHE MODELL 

BERICHTE ZUR BERUFliCHEN BILDUNG, HEFT 142 
Berlin, 1991 , 113 Seiten, 15,00 DM; 
ISBN: 3-88555-473-9 

Sie erhalten diese Veröffentlichungen beim 
Bundesinsti,tyt für Berufsbilduag -K31Vertrieb 
FehrbellinerPJatz 3 
1000 Berlin 31 
Telefon: 86 83-5 20/5 16 
Telefax: 86 83-4 55 
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Nachrichten 
KdBerichte 

Handlungsorientierte 
Berufsausbildung 

Rudolf Plank 

Fragen einer handlungsorientier­
ten Lehrform im berufsbezogenen 
Unterricht standen im Mittelpunkt 
einer Fachtagung, zu der sich Aus­
bilder und Lehrer Ende November 
an der Universität Bremen trafen. 

Handlungsorientierte Ausbildung bedeutet 

für den nicht akademisch Vorgebildeten den 

Erwerb von Fertigkeiten, Kenntnissen und 

Einsichten durch sinnvolles praktisches Tun. 

Damit soll die Voraussetzung für richtiges 

und verantwortungsbewußtes Tun (Hand­

lungskompetenz) geschaffen werden. Bei 

Handfertigkeiten scheint dies nahezu selbst­

verständlich; es bedarf nur des pädagogi­

schen Geschicks des Ausbilders. 

Anders bei der Kenntnisvermittlung, die wir 

nicht ganz korrekt und vollständig, mit der 

Übermittlung fachtheoretischer Sachverhalte 

gleichsetzen! Wer eine gehobene Allgemein­

bildung an einem Gymnasium erworben hat, 

wird sich kaum erinnern können, Mathematik, 

Deutsch oder Geschichte durch praktisches 

Tun erlernt zu haben, wenn man einmal von 

den ungeliebten Hausarbeiten absieht. 

So darf man "handlungsorientiertes Lernen" 

im Theoriebereich sicherlich als besondere 

Idee werten. Sie gehabt zu haben, macht 

dem Münchner Schulrat Georg Kerschen­

steiner keiner streitig. Bereits am 12. Januar 

1908 sprach er auf Einladung der "Erzie­

hungsdirektion des Kantons Zürich" im Rah­

men des Themas "Die Schule der Zukunft 

im Geiste Pestalozzis" von einer "Arbeits­

schule". Kerschensteiner sieht im prakti­

schen Tun den "Ursprung alles Denken wol­

lens". Er "veredelt" die damalige Sonntags­

schule mit der Zielsetzung einer (allgemein­

bildenden) Fortbildung zur Berufsschule im 

heutigen Verständnis; Kerschensteiner ist da­

mit Wegbereiter des dualen Systems berufli­

cher Bildung! Viele nach ihm benannte be­

rufliche Schulen würdigen dies. 

Die schwierige Aufgabe 
der Motivation 

Um Ideen zum Leben zu verhelfen, bedarf es 

des Menschen. Eine Lehrergruppe aus Bre­

men und Bremerhaven wurde im Bereich 

Versorgungstechnik tätig, wollte die Idee rea­

lisieren und startete im Jahre 1985 einen Mo­

dellversuch mit der Zielsetzung "Experi­

mental- und handlungsorientierte Lehrfor­

men im berufsbezogenen Unterricht versor­

gungstechnischer Ausbildungsberufe". 

Das Motiv kann jeder Ausbilder und Berufs­

erzieher nachfühlen: Wie kann ich die mit­

unter wenig begabten Auszubildenden zum 

Lernen bewegen? Wie kann ich theoretische 

Sachverhalte "begreiflich" machen? 

Die Ausgangsbasis war nicht leicht: Das 

Land Bremen kennt keinen fachpraktischen 

Unterricht, es beschäftigt keine sogenannten 

Fachlehrkräfte des gehobenen Dienstes, die 

neben der Ausbildung zum Pädagogen eine 

fachspezisehe Ausbildung zum Meister oder 

Techniker nachweisen. Auch die Geldmittel 

- so versichern die Lehrerkollegen - flos­

sen spärlich. Alle Ausstattungen mußten sie 

mühsam, zum Teil durch Eigenarbeit mit 

den Schülern selbst anfertigen. 
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Zu Themen wählten sie Sachverhalte der 

Ökologie und des Umweltschutzes : Sonnen­

kollektoren, Grauwassernutzung (Nicht­

trinkwasser), Kraft-Wärme-Kopplung, Brenn­

werttechnik, Trinkwasserschutz und Gasver­

brauchseinrichtungen. Damit trug man den 

Forderungen der neuen Ausbildungsordnung 

und den Rahmenlehrplänen der Ständigen 

Konferenz der Kultusminister Rechnung. Die 

Lehrkräfte brachten ihr Fachwissen und 

ihren pädagogischen Erfahrungsschatz ein; 

somit sind die Ergebnisse auch von anderen 

Interessierten in der Berufsbildung verwend­

bar. 

Modellversuch in Bremen 

Besondere Bedeutung hat die wissenschaftli­

che Begleitung des Modellversuchs durch 

die Universität Bremen, Institut für Bildung 

und Technik, Professor Dr. Manfred Hoppe. 

Wissenschaftlichkeit gewährleistet, daß die 

Ziele klar erkannt, die Methoden richtig an­

gewendet und die Ergebnisse umfassend be­

schrieben werden; sie gibt aber auch eine 

Wertung der beruflichen Bildung in Relation 

zur allgemeinen Bildung, vorwiegend an 

Gymnasien. 

Das Ergebnis des Modellversuchs wurde am 

25. und 26. November 1991 anläßlich einer 

Fachtagung mit der Thematik "Entwick­

lungstendenzen und Berufsausbildung in der 

Versorgungstechnik" einem großen, aus der 

gesamten Bundesrepublik angereisten sach­

kundigen Publikum vorgestellt. 

Man darf den Lehrern wie den wissenschaft­

lichen "Begleitern" für die geleistete Arbeit 

hohes Lob zollen. Neben dem unermüdli­

chen Engagement muß man die Sachkunde 

und viel pädagogisches Geschick anerken­

nen. Das Arbeitsergebnis möchte man aber 

als Beginn einer weiterführenden Gesamt­

aufgabe verstehen. Nicht nur umwelt-rele­

vante Themen, alle Lernbereiche der Ausbil­

dungsordnung und der Lehrpläne, die sich 

eignen, sollten unter dem Gesichtspunkt der 



praktischen Selbsttätigkeit für eine motivie­

rende Unterrichtstätigkeit bereitet werden. 

Die eine oder andere pädagogische Erfah­

rung von Kollegen außerhalb Bremens könn­

te noch schulpraktische und diaktische Be­

reicherung bringen. Die Ergebnisse dienen 

- auch ohne wissenschaftlichen Vorspann 

-jungen Lehrern, die sich erst einarbeiten 

müssen, als wertvolle Starthilfe. So sei er­

wähnt, daß die Ergebnisse als sogenannte 

"Bände, Materialien zur beruflichen Bil­

dung" beim Institut Technik und Bildung der 

Universität Bremen, Postfach 33 04 40, 2800 

Bremen 33, käuflich zu erwerben sind. Jeder 

Band zu den Themenschwerpunkten Sonnen­

kollektoranlagen, Kraft-Wärme-Kopplung, 

Gasverbrauchseinrichtungen, Trinkwasser, 

Heizungs- und Gebäudetechnik kostet 5,­

DM. 

Visionen, die keine sind 

Besonderes Interesse mußte man dem Rah­

menprogramm schenken. Peter Thomas, 

Berlin, er bezeichnet sich selbst als "frei­

schaffenden Ökologen, der sich um moderne 

Technologien kümmert", gab zur Einstim­

mung einen Abriß der Entwicklung von 

Rohrwerkstoffen: 1900 Blei, 1930 Stahl, 1970 

Kupfer und schließlich 1985 Kunststoffrohre 

für die Wasserleitung. Die Installationstech­

nik war also immer im Fluß. Keiner bezwei­

felt dies. Es folgten nahezu atemberaubende 

Zukunftsvisionen in technischer und berufs­

ständischer Sicht: Dezentrale Abwasserklä­

rung durch Balkonpflanzen, Regen- und 

Schmutzwasserverwendung für die WC-Spü­

lung, Klärwerkspyramiden auf den Plätzen 

Berlins, usw. Man ist geneigt, kopfschüttelnd 

zu schmunzeln, wüßte man nicht, daß dieses 

Visionen und Experimente in naher Zukunft 

Wirklichkeit und damit Stand der Technik 

werden müssen um unseren Lebensraum zu 

erhalten. 

Die berufsständischen Folgerungen empfand 

man als beunruhigend. Der Kunde verlange 

die gesamte Ver- und Entsorgung aus einer 

Hand; die handwerksrechtliche Trennung 

der SHK-Handwerke sei antiquiert, die 

Handwerksordnung einer Weiterentwicklung 

hinderlich. Auch seien Qualität und damit 

Attraktivität der Arbeitsplätze in Gefahr. Der 

Installateur verkomme zum Austauschmon­

teur, die Herstellerindustrie würde sich der 

hochwertigen Arbeiten selbst bemächtigen. 

Eine Verarmung der Tätigkeiten im Installa­

teurbereich sei zu befürchten, beim Kfz­

Handwerk gäbe es Beispiele; beim Kunden 

erleide man einen Vertrauensverlust 

Nicht nur fachliche, auch soziale 
Kompetenz verlangt 

Der Handwerker muß deshalb fähig sein, mit 

der Ökologisierung und der Stadttechnik 

Schritt zu halten, er muß sich neue Ge­

schäftsbereiche suchen, das Angebot von 

Wärmelieferungskonzepten, die Übernahme 

von technischen Hausverwaltungen inklusive 

der Sicherheitstechnik werden erforderlich 

werden. Der Installateur kann dies nur be­

wältigen, wenn er Systemzusammenhänge 

kennt, sich der Informations- und Kommuni­

kationstechnik bedient, auch Planungen und 

Berechnungen übernimmt und damit eine so­

ziale und fachliche Kompetenz beim Kunden 

erwirbt. 

Der Zentralverband der Sanitär-, Heizungs­

und Klimahandwerke (Bundesverband), 

Bonn-S. Augustin entsandte seinen Bildungs­

referenten, J. Kulla, mit dem Auftrag, den 

anwesenden Ausbildern und Lehrern die 

Neuordnung der Ausbildung in den Hand­

werken Gas- I Wasserinstallateur, Zentralhei­

zungs- I Lüftungsbauer und Klempner vorzu­

tragen und eine "perspektivische Entwick­

lung" aufzuzeigen. Rechtsgrundlage hierfür 

sind die Ausbildungsordnungen für die ge­

nannten Handwerke; sie wurden im Frühjahr 

1989 bekanntgemacht und gelten für alle 

nach dem 31. Juli 1989 begonnenen Ausbil­

dungsverhältnisse. Neben der Darstellung 

der vier Hauptteile einer Ausbildungsord­

nung, der Ausbildungsdauer, dem Ausbil-

dungsrahmenplan, dem Ausbildungsberufs­

bild und den Prüfungsanforderungen erörter­

te der Vortragende Konsequenzen, die sich 

aus dem hoch gesteckten Ausbildungsziel, 

einer qualifizierten selbständigen Berufsaus­

übung, die Planen, Vorbereiten und Kontrol­

lieren einschließt. Zur Ergänzung der unbe­

strittenen hohen Qualität betrieblicher Aus­

bildung bieten sich überbetriebliche Schu­

lungen in Ausbildungswerkstätten der Hand­

werkskammern und Innungen an. Mit dieser 

Assistenz ist das höher gesteckte Ziel der 

technisch-gewerblichen Berufsausbildung auch 

im Handwerk optimal zu erreichen. 

Prof. Dr. B. Delventhal , Leiter des Heinz­

Piest-Instituts für Handwerksforschung der 

Universität Hannover, sprach über Tenden­

zen der überbetrieblichen Ausbildung in den 

SHK-Handwerken. Durch die Neuordnung 

der Berufsausbildung müsse sie eine Auswei­

tung erfahren. In der Thematik sind auch 

fachtheoretische Kenntnisse wie Elektrotech­

nik, Trinkwasserversorgung sowie Meß-, 

Regel- und Sicherheitstechnik zu vermitteln. 

Das sind zweifelsfrei Inhalte, die herkömm­

lich die Berufsschule vermittelt. Aber die be­

trieblichen Partner, IG Metall und Zentral­

verband SHK, "wollten es so". 

Ein eigener "Block" dieser universitären 

Veranstaltung war der "Umweltqualifizierung 

in der Versorgungstechnik" gewidmet. "Um­

weltschutz, Ressourcenschonung und Ener­

giesparen gehören zu den zukunftsorientier­

ten Aufgabenbereichen der Versorgungstech­

nik". Vor diesem Hintergrund sind Fragen 

nach den dafür benötigten Qualifikationen 

und Berufsschneidungen zu stellen. Mitar­

beiter des Bundesinstituts für Berufsbildung 

(BIBB) , Berlin, stellten verschiedene Projek­

te vor, die diesen Zielen dienen. 

Von Interesse war auch der Report über eine 

Institution, die umweltbezogene Einzelauf­

gaben mit Personen bewältigt, die im allge­

meinen Berufsleben nicht oder nur sehr ein­

geschränkt einsetzbar sind. Man empfand 
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diese Kopplung zwischen Schutz unserer 

Umwelt und Förderung hilfsbedürftiger 

Menschen besonders wohltuend. 

Unterschiedliche Akzeptanz einzelner Hand­

werker sah ein weiterer Referent bei Projek­

ten , selbständige Handwerker und deren 

Mitarbeiter in die Probleme des Umwelt­

schutzes einzuführen und insbesondere beim 

Recycling von Gewerbemüll Know-how an­

zubieten. Trotz eines attraktiven Angebots 

und einer gelungenen Werbung waren das In­

teresse der Firmenchefs und die Teilnahme 

ihrer Mitarbeiter an dieser Maßnahme nicht 

so ganz zufriedenstellend. Möglich, daß 

schon bald rechtliche Regelungen mit ent­

sprechenden Auflagen an die Betriebe dieses 

Interesse in erheblichem Maße wecken wer­

den. 

Man verläßt eine solche Tagung mit mehr 

Fragen, als Antworten gegeben werden 

konnten. Kann es eine sinnvolle Abgrenzung 

der Aufgaben von Berufsschule und überbe­

trieblicher Ausbildung noch geben? Steht der 

Berufsschule nicht gemessen an den Einfluß­

möglichkeiten der betrieblichen Partner Ge­

werkschaft und Arbeitgeberverband, der 

Kulturföderalismus entgegen? Kann man ihn 

durch bundesweite Arbeitsgemeinschaften 

überbauen? Haben Ausbilder und Berufs­

schullehrer nicht als schier unlösbare Aufga­

be sich in Autodidaktik dem rasend schnell 

fortschreitenden Stand der Technik anzupas­

sen? Wer könnte Träger und auch Finanzier 

einer bundesweiten Lehrerfortbildung und 

-begegnung sein? 

Probleme erkannt zu haben ist aber Voraus­

setzung, sie auch zu lösen. Initiative ist ge­

fragt. Das "Bremer Symposium" war eine 

solche! 

Bundesverband 
Deutscher Berufsausbilder 
besucht das BIBB 

Reinhard Selka 

Anläßlich einer Bundestagung ver­
abschiedete der Bundesverband 
Deutscher Berufsausbilder {BDBA) 
seine "Bad Kreuznacher Erklä­
rung" zum Thema Ausbildung der 
Ausbilder. Mit der Übergabe an den 
Generalsekretär des Bundesinsti­
tuts für Berufsbildung machte der 
Vorstand des Verbandes seinen An­
spruch geltend, die berufsständi­
schen Interessen von Ausbilderin­
nen und Ausbildern stärker in den 
Vordergrund der berufsbildungs­
politischen Debatte zu stellen. 

Der BDBA begrüßt die Aktivitäten des Bun­

desinstituts und seines Hauptausschusses zur 

Neuordnung der Ausbilderqualifizierung, 
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kann jedoch nicht nachvollziehen, warum die 

lange notwendige Anpassung der 20 Jahre al­

ten Ordnungsmittel noch nicht erfolgt ist und 

die Prüfungsordnung ausklammern soll. Es 

steht für den Verband außer Frage, daß die 

Vorbereitungslehrgänge gerade unter den 

Anforderungen an moderne Berufsausbil­

dung in einer neuen Qualität und Quantität 

durchgeführt werden müssen. Es gelte zu 

überlegen, ob der Nachweis von 160 Stunden 

Kurslänge nicht als Mindestvoraussetzung 

für Prüfungen festzuschreiben sei . Auch 

bezüglich der eingesetzten Prüfungsmittel 

und -verfahren gelte es, auf den Stand der 

berufs- und erwachsenenpädagogischen 

Diskussion und Praxis zu gelangen, was 

durch Überlegungen über eine zentrale Prü­

fungsaufgabenstelle nicht erreicht werden 

könne. 

Der Bundesverband und der Generalsekretär 

stimmten darin überein, daß die Berufsgrup­

pe der Ausbilderinnen und Ausbilder im be­

sonderen Maße der ständigen Weiterbildung 

bedürfen. Der Verband würde deshalb eine 

gesetzliche Regelung begrüßen. 



Mehr Teilnehmer und Teil­
nehmerinnen am Fern­
unterricht - Ergebnisse 
der freiwilligen Fernunter­
richtsstatistik 1990 

Uwe Storm 

Betrachtet man die Entwicklung der Teil­

nehmerzahlen 1 im Fernunterricht in der 

Bundesrepublik Deutschland vom ersten Jahr 

der Erhebung (1983) bis heute (1990), so 

kann man für die zurückliegenden Jahre drei 

Zeiträume deutlich unterscheiden: 

• Von 1983 bis 1986 steigt die Zahl konti­

nuierlich von ca. 80 000 auf 100 000 Teilneh-

mer an. 

• Zwischen 1986 und 1989 bewegt sich die 

Zahl der Teilnehmer Jahr für Jahr um 

100 000. 

• Nach der Vereinigung beider deutscher 

Staaten stieg die Zahl sprunghaft an. Zum 

Stichtag 31. 12. 1990 wurden ca. 140 000 

Personen ermittelt, die am Fernunterricht 

teilnahmen (vgl. Tabelle); hochgerechnet 

sind es ungefahr 150 000, da wiederum nicht 

alle Fernlehrinstitute gemeldet hatten. 

Das bedeutet eine Steigerung gegenüber dem 

Vorjahr um 47 Prozent, die vor allem durch 

die hinzukommende Nachfrage aus den neu­

en Bundesländern von mehr als 30 000 Teil­

nehmern (33 Prozent), aber auch durch eine 

im Vergleich zum Vorjahr gewachsene Nach­

frage (14 Prozent) in den alten Bundeslän­

dern verursacht wurde. Insgesamt hat sich 

damit die Nachfrage seit der ersten statisti­

schen Erhebung im Jahre 1983 nahezu ver­

doppelt. 

Bei allen Themenbereichen - mit Ausnah­

me der Geisteswissenschaften - sind Zu­

nahmen zwischen 15 und 70 Prozent zu ver-

zeichnen. 2 Damit weisen diese Bereiche 

auch die absolut höchste Teilnehmerzahl seit 

Beginn der freiwilligen Fernunterrichtsstati­

stik auf. Teilnehmer aus den neuen Bundes­

ländern belegten insbesondere Fremdspra­

chen- und Wirtschaftskurse, also Bereiche 

mit einem hohen Nachholbedarf. Jeder zwei­

te von ihnen hat sich für einen Fernlehrgang 

"Wirtschaft und kaufmännische Praxis" ent­

schieden. 

Die Tabelle zeigt, daß der Bereich "Wirt­

schaft und kaufmännische Praxis" am stärk­

sten nachgefragt wird (ca. 35 Prozent). 

Rechnet man die Teilnehmer aus den Berei­

chen "Sprachen" und "Naturwissenschaften 

und Technik", die aus beruflichen Gründen 

einen Fernlehrgang belegt haben, sowie die 

angehenden Techniker und Betriebswirte 

hinzu, bilden sich wiederum weit mehr als 

die Hälfte aller Fernunterrichtsteilnehmer 

beruflich weiter. 

Tabelle: Teilnehmer an Fernlehrgängen 1990 nach Themenbereichen, Geschlecht und Alter 

Themenbereich Merk· Teilnehmer' 
mal Ins· Davon 

gesamt 
männ· weib- Geschlecht Nach Alter (bis unter Jahren) 

lieh lieh un- bis 25 I 25 bis 30 I 30 bis 35 135 und mehrl Alter un-
bekannt Jahre Jahre Jahre Jahre bekannt 

Sozialwissenschaften Anzahl 4361 1 428 1 214 1 719 447 468 465 1 217 1 764 
Prozent 3,1 32,7 27,8 39,4 10,3 10,7 10,7 27,9 40,4 

Pädagogik I Psychologie Anzahl 3 711 1 715 1 996 - 757 685 667 1 389 213 
Prozent 2,7 46,2 52,8 - 20,4 18,5 18,0 27,5 5,7 

Geisteswissenschaften Anzahl 2 737 1 027 1 710 - 330 646 590 1 113 58 
Prozent 2,0 37,5 62,5 - 12, 1 23,6 21,6 40,7 2,1 

Sprachen Anzahl 19 900 9490 10 354 56 5 173 4 015 3 361 7 115 236 
Prozent 14,3 47,7 52,0 0,3 26,0 20,2 16,9 35,8 1,2 

Wirtschaft und kaufmännische Anzahl 48 325 26 109 18 783 3 433 7 940 9 427 8 931 14 698 7 329 
Praxis Prozent 34,7 54,0 38,9 7,1 16,4 19,5 18,5 30,4 15,2 

Mathematik, Naturwissenschaften Anzahl 17 960 15 065 2 893 2 3 315 3427 2 440 3 107 5 671 
und Technik Prozent 12,9 83,9 16,1 - 18,5 19,1 13,6 17,3 31,6 

Freizeit, Gesundheit, Haushalts- Anzahl 11 781 3 679 5 529 2 573 2 350 1 896 1 451 3 647 2 437 
führung Prozent 8,5 31,2 46,9 21,8 19,9 16,1 12,3 40,0 20,7 

Schulische und sonstige Lehrgänge Anzahl 30 353 24106 5 927 320 9 693 11 497 5 080 3 050 1 033 
(Schulabschlüsse Techniker, BWL) Prozent 21,8 79,4 19,5 1,1 31,9 37,9 16,7 10,0 3,4 

Insgesamt Anzahl 139 128 82 619 48 406 8 103 30 005 32 061 22 985 35 336 18 741 
Prozent 100.0 59,4 34,8 5,8 21,6 23,0 16,5 25.4 13,5 

' erlaßt wurden rund 90 % aller Teilnehmer an Fernlehrgängen 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Freiwillige Fernunterrichtsstatistik 1990 
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Die Angebotsseite entspricht in etwa der 

Nachfrage, wie die folgende Abbildung 

zeigt. 

Von den im Jahre 1990 insgesamt 953 Fern­

lehrgängen haben ungefähr 60 Prozent be­

rufsbildende Inhalte, d. h. , das berufsbilden­

de Angebot überwiegt. Vergleicht man 

Nachfrage und Angebot, so erkennt man ne­

ben der o. g. Übereinstimmung lediglich, 

daß auf der Nachfrageseite der Schwerpunkt 

"Wirtschaft und kaufmännische Praxis" 

noch stärker ausgeprägt ist als die Zahl der 

angebotenen kaufmännischen Fernlehrgänge 

vermuten läßt. 

Während in den vergangenen Jahren jede/ r 

Dritte angab, sich im Fernunterricht auf eine 

staatliche bzw. öffentlich-rechtliche Prüfung 

vorzubereiten, war es im Jahre 1990 nur 

noch etwa jede/ r Vierte (28 Prozent). Der 

Rückgang wurde vor allem durch die Teil­

nehmer aus den neuen Bundesländern be­

wirkt, die sich überwiegend in Lehrgänge 

mit einer Dauer zwischen sechs und zwölf 

Monaten einschrieben, die nicht auf die 

obengenannten Prüfungen vorbereiten. 

Der Anteil der Frauen beträgt erstmals deut­

lich mehr als ein Drittel (wenn man die Pro­

zentzahl aus der Tabelle "Geschlecht unbe­

kannt" proportional vertei lt , sind es 37 Pro­

zent). 

Überdurchschnittlich sind Frauen weiterhin 

in den Bereichen "Pädagogik /Psychologie", 

"Geisteswissenschaften", "Sprachen", "Frei­

zeit, Gesundheit, Haushaltsführung", erst­

mals aber auch in "Wirtschaft" vertreten. 

Unterdurchschnittlich ist ihre Teilnahme bei 

"Sozialwissenschaften", "Naturwissenschaf­

ten /Technik" sowie "Schulische Abschlüsse 

incl . Techniker und Betriebswirte". Im zu­

letzt genannten Bereich ist die "Männer­

Quote" (beinahe 80 Prozent) auf die nach 

wie vor hohe Zahl von männlichen Teilneh­

mern an Techniker-Fernlehrgängen zurück­

zuführen. 

Zum Alter machten 1990 mehr als 85 Pro­

zent Angaben. Etwa die Hälfte davon sind 

Abbildung: Angebote privater 

Fernlehrinstitute 1990 

gewerblich­
technische 
Lehrgänge 
124 

andere 
berufsbildende 
Lehrgänge 
194 

allgemein­
bildende 
Lehrgänge 
390 

nicht älter als 30 Jahre, 70 Prozent nicht älter 

als 35 Jahre. 1989 betrugen die entsprechen­

den Angaben knapp 60 Prozent bzw. 80 Pro­

zent. Die älteren Jahrgänge sind also diesmal 

stärker vertreten. Das wird besonders deut­

lich in zwei Bereichen, wenn man die Zahlen 

von 1989 und 1990 miteinander vergleicht: 

Wirtschaft: 1989: 18 Prozent, 1990: ca. 30 

Prozent über 35 Jahre 

Sprachen: 1989: 30 Prozent, 1990: ca. 36 

Prozent über 35 Jahre 

Hier sind Teilnehmer aus den neuen Bundes­

ländern besonders stark vertreten - fast 75 

Prozent der bereits genannten über 30 000. 

So liegt die Vermutung nahe, daß sie diese 

Altersverschiebung bewirkt haben. Die Not­

wendigkeit des Erwerbs zusätzlicher Qualifi­

kationen für Arbeitsplätze in marktwirt­

schaftlich geführten Unternehmen- und da­

zu gehören insbesondere betriebswirtschaft­

liehe und fremdsprachliche Kenntnisse -

führt zu einer im Vergleich zu den alten Bun­

desländern höheren Teilnahmequote von 

über 35jährigen Teilnehmern. 

Anmerkungen: 

1 Der Begriff "Teilnehmer" steht im folgenden für Teil­
nehmerinnen und Teilnehmer. 
2 lgl. Berufsbildungsbericht 1991, S. 132 
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Umschulung - ein Weg 
zur Verbesserung der 
beruflichen Situation von 
Frauen? Ergebnisse einer 
Fachtagung 

lrina Dinter 

Am 24. und 25.10.1991 fand im 
BIBB eine Fachtagung der Modell­
versuchsreihe "Berufliche Qualifi­
zierung von Erwachsenen, die kei­
ne abgeschlossene Berufsausbil­
dung haben und ein besonderes 
Arbeitsmarktrisiko tragen" statt. 
An der Tagung, die unter dem The­
ma stand "Umschulung - ein Weg 
zur Verbesserung der beruflichen 
Situation von Frauen'?", nahmen 
die Projektleiter und -Ieiterinnen 
sowie die wissenschaftlichen Be­
gleitpersonen der frauenspezifi­
schen Modellversuche teil. 

Der Modellversuchsreihe, die 1984 begann 

und 1994 abgeschlossen sein wird, gehören 

13 Modellversuche an, die an elf Standorten 

des (alten) Bundesgebietes durchgeführt wer­

den. 1 Gemeinsam ist den Modellversuchen, 

daß der Umschulung in qualifizierte Ausbil­

dungsberufe eine ca. sechsmonatige Vorbe­

reitungsphase vor- und eine ebenfalls sechs-



monatige Nachbetreuungsphase nachgeschal­

tet ist. Weiterhin beinhalten alle Modellver­

suche eine sozialpädagogische Begleitung 

sowie Förder- und Stützangebote. Bis zum 

Juni 1991 nahmen 982 Personen, davon 56 

Prozent Frauen und 44 Prozent Männer an 

der Reihe teil. 2 

Ein besonderer Schwerpunkt der Reihe liegt 

auf der Entwicklung und Erprobung innova­

tiver beruflicher Qualifizierungsmaßnahmen 

für Frauen, die 

• über keine bzw. über keine abgeschlosse­

ne Berufsausbildung oder über berufliche 

Qualifikationen, die auf dem Arbeitsmarkt 

nicht mehr verwertbar sind, verfügen; 

• langzeitarbeitslos bzw. nicht erwerbstätig 

sind, 

• die Familienphase beendet haben und 

wieder in den Beruf zurückkehren wollen 

oder /und 

• Sozialhilfeempfangerinnen und alleiner­

ziehend sind. 

Die konzeptionellen Ansätze und Fragestel­

lungen dieser frauenspezifischen Modellver­

suche - insgesamt sieben der Reihe - be­

rücksichtigen sowohl die arbeitsmarktspezi­

fischen Schwierigkeiten der Zielgruppen, als 

auch die Besonderheiten der Erwerbsbiogra­

phien und die Problematiken der Lebenssi­

tuationen der Frauen. 

Die Fachtagung im Herbst 1991 resümierte 

die Ergebnisse und Erfahrungen dieser Mo­

dellversuche unter dem Thema "Umschu­

lung - ein Weg zur Verbesserung der beruf­

lichen Situation von Frauen?". 

Charakteristika der Teilnehmerinnen­
struktur und der Erwerbsbiographien 
der Teilnehmerinnen 

Ausgehend von den soziostrukturellen Daten 

der Teilnehmerinnen, läßt sich feststellen, 

daß die teilnehmenden Frauen vorwiegend 

• im Alter zwischen 20 und 30 Jahre sind, 

• die Hauptschule abgeschlossen haben, 

• über keine abgeschlossene Berufsausbil­

dung verfügen, 

• ein Kind oder mehrere Kinder haben, für 

deren Erziehung sie allein zuständig sind . 

Damit ist jedoch nicht der "Prototyp" einer 

Teilnehmerin, z. B. einer Berufsrückkehre­

rin beschrieben, zu unterschiedlich sind die 

Lebenszusammenhänge und Biographien der 

Frauen, zu heterogen die Teilnehmerinnen­

gruppen. 

Kennzeichnend für die Erwerbsbiogaphien 

der Teilnehmerinnen sind Ambivalenzen 

zwischen beruflicher und familiärer Orien­

tierung, Unterbrechungen der Berufs- bzw. 

Erwerbstätigkeiten sowie Arbeitserfahrun­

gen vorwiegend in ungeschützten Beschäfti­

gungsverhältnissen als An- und Ungelernte. 

Die Erwerbsverläufe der meisten Teilnehme­

rinnen sind stark durch die Ausrichtung an 

familiäre Belange geprägt. Die daraus resul­

tierenden Ambivalenzen zwischen familiärer 

und beruflicher Orientierung wirken sich in­

dividuell durchaus unterschiedlich aus, füh­

ren jedoch häufig dazu, daß eigene berufli­

che Interessen und Pläne zurückgestellt wer­

den. Dies zeigt sich u. a. darin , daß schuli­

sche Abschlüsse oft erst in einem zweiten 

Anlauf nachgeholt und Berufsausbildungen 

in der Mehrzahl abgebrochen oder gar nicht 

begonnen werden. 

Deutlich erkennbar ist die Veränderung der 

Lebensentwürfe bei verschiedenen Genera­

tionen. War die Einstellung zur Erstausbil­

dung und zum Beruf von Frauen der Alters­

gruppe ab 35 Jahre in der Tendenz durch ge­

sellschaftliche Vorstellungen wie "Mädchen 

heiraten sowieso" bestimmt, so gewinnt für 

jüngere Frauen der Beruf und vor allem eine 

qualifizierte Ausbildung stärker an Bedeu­

tung. In der Berufswahl für die Erstausbil­

dung zeigen sich jedoch zwischen älteren 

und jüngeren Frauen keine wesentlichen U n­

terschiede; das Spektrum ist sehr eng und im 

wesentlichen auf die typischen Frauenberufe 

eingeschränkt. 

In diesem Zusammenhang betonten die Ta­

gungsteilnehmer und -teilnehmerinnen die 

Notwendigkeit eines pädagogisch unterstütz­

ten Berufsfindungsprozesses vor der Um­

schulung, der die Unterstützung bei der Ent-

wicklung beruflicher Perspektiven, bei der 

Planung des weiteren Berufs- und Lebens­

wegs aber auch bei der Strukturierung des 

alltäglichen Tagesablaufs während der Maß­

nahme beinhaltet. 

Die Dauer der meist familiär bedingten Un­

terbrechung(en) der Berufs- bzw. Erwerbstä­

tigkeit ist individuell unterschiedlich lang, in 

der Tendenz zeichnet sich eine Verkürzung 

der Unterbrechung bei jüngeren Frauen ab. 

Besonders Frauen unter 30 Jahren, vor allem 

alleinerziehende Frauen mit kleinen Kin­

dern, wollen die Umschulungen als Chance 

nutzen, um wieder - oder auch zum ersten 

Mal- in den Beruf einzusteigen. Häufig lie­

gen finanzielle Notwendigkeiten vor, die zu 

einer Umschulung führen. Mit der Aussicht, 

einen anerkannten Berufsabschluß zu erwer­

ben, ist für die Frauen die Möglichkeit ver­

bunden, eine qualifizierte und besser bezahl­

te Berufstätigkeit zu finden. 

Fast alle Teilnehmerinnen waren zwischen 

Schulabschluß und Umschulungsbeginn er­

werbstätig. Ausschließliche Familienarbeit 

und "berufliche Abstinenz" auf längere Zeit 

ist selten der Fall. Die sogenannte Familien­

phase ist meistens mit Erwerbstätigkeit ver­

bunden, die oft diskontinuierlich, mit wech­

selnden Arbeitsplätzen und in ungeschützten 

Beschäftigungsverhältnissen ausgeübt wird. 

Resümierend wurde auf der Tagung festge­

stellt, daß sich das klassische "Drei-Pha­

sen-Modell" mit einer jahrelangen, durch 

die Familienphase bedingten Unterbrechung 

keineswegs als einheitliches Muster vorfin­

den läßt, denn die Lebensentwürfe und Er­

werbsbiographien der Teilnehmerinnen sind 

weitaus differenzierter. 

Fördernde und hemmende Faktoren 
beim Übergang in die 
Erwerbstätigkeit nach Abschluß der 
Maßnahmen 

Der Erfolg der Teilnehmerinnen an den Ab­

schlußprüfungen ist ausgesprochen positiv. 

So bestanden 94 Prozent der Prüfungsteil-
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nehmerinnen die Prüfung. Auch die Berufs­

einmündung verlief für die meisten Frauen, 

die erfolgreich an den Prüfungen teilnah­

men, sehr positiv. 81 Prozent dieser Frauen 

konnten eine Arbeit aufnehmen und die mei­

sten von ihnen (knapp 90 Prozent) sind ent­

sprechend ihrem Umschulungsabschluß be­

schäftigt. 

Auf der Tagung wurden verschiedene Fakto­

ren, die den Prozeß der Eingliederung in das 

Berufsleben fördern, hervorgehoben. Beson­

ders wichtig ist ein Bewerbungstraining wäh­

rend der Nachbetreuungsphase. Häufig wur­

den die Teilnehmerinnen auch von den Be­

trieben übernommen, in denen sie ein Be­

triebspraktikum oder die gesamte Ausbil­

dung absolviert hatten. Besonders bedeutend 

für den erfolgreichen Übergang sind weiter­

hin Kooperationen der Träger mit Betrieben 

und der Arbeitsverwaltung. 

Als hemmender Faktor der Eingliederung 

wurde besonders eine Verschlechterung der 

regionalen Arbeitsmarktlage angesehen. 

Weiterhin behindern oft Arbeitszeiten und 

-bedingungen, die sich mit den Aufgaben der 

Kinderbetreuung nicht vereinbaren lassen, 

den Übergang in die Berufstätigkeit 

Zielgruppenadäquat gestaltete Umschulun­

gen, so das Fazit der Tagung, sind ein Weg 

zur Verbesserung der beruflichen Situation 

von Frauen. Darüber hinaus ist es jedoch 

dringend geboten, weitere Angebote und 

Maßnahmen für diese Zielgruppe, z. B. Wei­

terbildungsberatungsstellen, Aufstiegsfortbil­

dungen oder Berufsvorbereitungsmaßnah­

men zu entwickeln und weiter auszubauen. 

Anmerkungen: 

1 Die Ergebnisse der Modellversuchsreihe werden in 

einer eigenen Materialienreihe veröffentlicht. Die Reihe 
umfaßt z. Z. 49 Pra.xisberichte. Sie können beim BIBB, 
Abteilung 4.2, angefordert werden. Tel.: 0 30186 83-2 87. 
2 Dinter, I. : Ergebnisse einer schriftlichen Befragung 

der Modellversuchsträger der Modellversuchsreihe "Be­
rufliche Qualifizierung von Envachsenen . . . ·: Über­
blick über die Teilnehmerinnenentwicklung, den Prü­
fungserfolg und die Internes Arbeits­
papier, BIBB Berlin , August 1991. Alle weiteren Zahlen­
angaben sind ebenfa lls Ergebnisse dieser Befragung. 

Weibliche Lebensmodelle 
im Wandel 

Helga Foster 

"Du bist als Frau um einiges mehr gebun­

den als der Mann." 

Die Auswirkungen der Geburt des ersten 

Kindes auf die Lebens- und Arbeitsplanung 

von Müttern und Vätern. 

Giseta Notz. Forschungsinstitut der Friedrich­

Ebert-Stiftung, Bonn 1991 

Liest man die als Längsschnittuntersuchung 

über drei Phasen angelegte Studie, die auf 

Befragungsergebnissen von Gesprächen mit 

28 Paaren und zwei Alleinerziehenden vor 

und nach der Geburt des ersten Kindes ba­

siert, aus bildungspolitischem Blickwinkel, 

dann finden sich eine Fülle von Informatio­

nen über die im Kontext von Ausbildung und 

Beruf sonst meist ausgeblendeten Details in­

nerfamiliärer Bedingungen und deren Rück­

wirkungen auf die Berufssituation von 

Frauen. 

Schlagwörter wie "Doppelbelastung" gei­

stern zwar seit langem durch die einschlägige 

Literatur, ohne daß jeweils genau bestimm­

bar wäre, mit welchen Anteilen Berufsarbeit 

und Familienarbeit zur Gesamtbelastung der 

Frauen beiträgt. Wie bereits der Titel erken-
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nen läßt, bestehen für Frauen mehr Bindun­

gen als für Männer, wenngleich auch nicht 

endgültig erklärbar, ob es sich im Einzelfall 

um angelegte Fesseln oder eigene Ver­

strickungen handelt. Die Befragungsergeb­

nisse weisen eindrucksvoll nach, daß aus der 

temporären Freistellung junger Mütter von 

den alltäglichen Anforderungen der Erwerbs­

arbeit eine "lebenslange" Orientierung an 

Heim und Herd für sie daraus hingegen nicht 

mehr erwächst. Die Verschiebungen in der 

weiblichen Normalbiographie zugunsten der 

Erwerbsarbeit bei gleichzeitiger Realisie­

rung eines Kinderwunsches treten nicht nur 

dadurch auf, daß fast alle Frauen einen be­

ruflichen Abschluß vor der Geburt des Kin­

des besaßen. 

Vielmehr existieren bei der hier gewählten 

Gruppe von Frauen und Männern mit beruf­

lichem Abschluß Ansätze eines neuen Part­

nerschaftsverständnisses (S. 144) , auch wenn 

finanzielle Überlegungen diese nicht uner­

heblich befördern. Die Realisierung des Kin­

derwunsches geschieht weniger zufällig, 

sondern stellt sich als gemeinsame zwischen 

den Partnern getroffene Entscheidung her­

aus. Daß der Pflegeauftrag für das Kind 

selbst bei den überwiegend während der Ba­

byphase im Erziehungsurlaub (S. 172) be­

findlichen Müttern an sie und nicht an die 

Partner ergeht, liegt nicht nur an der Haltung 

der Väter, sondern nach Aussage der Autorin 

daran, daß keine Versorgungseinrichtungen 

für Kleinkinder vorhanden sind. 

Nach Ende des Erziehungsurlaubs spielen 

sowohl finanzielle als auch qualifikatorische 

Gründe eine Rolle, ob die Frau sich zur 

Rückkehr ins Erwerbsleben entscheidet. Als 

Lebensperspektive erkennen diese Frauen 

das "Hausfrauen- und Mutterdasein" für 

sich nicht mehr an. Einst erworbene Qualifi­

kationen wollen die Frauen nicht im Drei­

Personen-Haushalt mit seinen überwiegend 

repetitiven und reduzierten Anforderungen 

verkümmern lassen. Ökonomische Unab­

hängigkeit , wenigstens aber eigenes Geld zur 



Verfügung zu haben, bis hin zu Überlegun­

gen der eigenen Alterssicherung, stellen ne­

ben aktuellen finanziellen Notwendigkeiten 

eine sehr starke Begründung für die Wieder­

aufnahme der Erwerbstätigkeit der Mütter 

dar. 

Erworbene berufliche Qualifikation bildet 

zwar Anlaß für die meisten Frauen, die Vor­

stellung vom Mutter- und Hausfrauendasein 

für sich abzulehnen, die Realität geschlechts­

spezifischer Arbeitsteilung in Familie und 

Beruf setzt dem Wunsch der Frauen nach 

Vereinbarkeit von Berufs- und Familienar­

beit jedoch Grenzen. Nur sechs der insge­

samt 28 befragten Mütter kehrten in eine 

Vollzeiterwerbsarbeit nach dem Erziehungs­

urlaub zurück. Das typische Modell der 

Teilzeitarbeit für die Frau mit Kleinkind 

wurde von 10 Frauen akzeptiert, zehn weite­

re waren entweder längerfristig beurlaubt 

oder ohne Arbeitsverhältnis (S. 186), zur 

Hälfte jedoch unfreiwillig. 

Konfliktreich , so meint die Autorin, ist und 

bleibt für Frauen die Mutterschaft, solange 

weder die Gesellschaft noch die Männer als 

Väter anerkennen, daß weibliche Berufsar­

beit der männlichen gleichzusetzen ist. Die 

restriktiven Arbeitsmarktbedingungen ver­

schärfen die nach wie vor Frauen benachtei­

ligende Situation. 

In Ermangelung öffentlicher Aktivitäten 

greifen die Frauen jedoch zunehmend dort 

an, wo sie Erfolgschancen bei der Realisie­

rung ihrer Autonomiebestrebungen unmittel­

bar einlösen können, nämlich beim Partner 

und Vater des gemeinsam gewünschten Kin­

des. Den vornehmlich an sie ergangenen Er­

ziehungsauftrag für das Kind dehnen die 

meisten Frauen auf die Väter aus und führen 

ihn teils liebevoll , teils mit weiblicher List an 

jene Aufgaben heran, von denen stark beruf­

lich engagierte Männer vorangegangener Ge­

nerationen abends nur die "Endprodukte", 

die saubere Wohnung, das bettfertige Kind 

und die gebügelten Hemden, kannten. Da-

durch verliert der nach wie vor bei einigen 

Männern vorhandene Stolz darauf, Familien­

ernährer zu sein zugleich seinen Sinn, weil 

zu diesem Bild kein Windeln wechseln, kein 

Staubsaugen oder gar Bügeln paßt. 

Wandelt sich graduell das innerfamiliäre Ver­

hältnis zwischen Mann und Frau, so herr­

schen in der Gesellschaft und in der Arbeits­

welt Zustände wie in "alten Zeiten". Vor al­

lem in Klein- und Mittelstädten scheint das 

Bild der erwerbstätigen Mutter noch immer 

zu den Schreckensvisionen der Einwohner 

und ihrer Politiker zu gehören. Anders ist 

der hier herrschende, eklatante Mangel , ja 

das Fehlen von Krippen- und Kindergärten­

plätzen kaum zu erklären. Dieser fast durch­

gängig von allen Befragungspersonen erfah­

rene Mangel verursacht Zwänge zur karrie­

rebremsenden und qualifikationsreduzieren­

den Teilzeitarbeit Daß dies selbst auf jene 

Männer abschreckend wirkt, die anderen­

falls den Erziehungsauftrag für das Kind mit 

der Mutter teilen wollten, zeigt, wie weit 

schon die individuellen von den gesellschaft­

lichen Vorstellungen auseinanderklaffen. 

Zufrieden sind die Frauen mit ihrer zweit­

klassigen Berufssituation nicht. Diese Unzu­

friedenheit, das erkennen die Partner sehr 

deutlich, beinhaltet erhebliches Gefahrdungs­

potential für Partnerschaft und Familie. Die 

allgemein hohen Scheidungsraten belegen 

diese Befürchtungen. 

Ein möglicher Ausweg aus dem Dilemma ist 

nicht unbekannt: Verzicht auf Kinder zugun­

sten der Berufsarbeit der Frau, aber auch für 

eine zufriedenstellende Partnerschaft. Eine 

wachsende Zahl jüngerer Paare nimmt die­

sen Verzicht ja schon heute in Kauf. 

Lösungsvorschläge, wie sie Gisela Notz aus 

den Aussagen der befragten Elternpaare ab­

leitet, liegen in der grundlegenden Reorgani­

sation der Arbeitszeit auf den Sechs-Stun­

den-Tag, in der Aufhebung der geschlechts­

spezifisch-hierarchischen Arbeitsverteilung 

und darin, das gesellschaftliche und berufli­

che Werte- und Zuweisungssystem zu entpa­

triarchisieren. Dies gilt auch für das Berufs­

bildungssystem mit seinen geschlechtsselek­

tierenden Fallen. Daß Väter Erziehungs- und 

Kinderpflegeabsichten und Mütter Berufs­

und Karriereambitionen hegen, macht als 

Realisierungsabsicht bislang an den Türen 

von Bildungsplanung und -politik halt. Wenn 

aber der "Sinn des Lebens" für Frauen nicht 

nur und für Männer auch in Mutter- bzw. Va­

terschaft gesehen wird, dann liegt die Sinn­

gebung offensichtlich für beide sowohl in der 

Familien- als auch in der Berufsarbeit. Dar­

an sollte gedacht werden, wenn es um die 

Zukunft der beruflichen Bildung geht. 
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